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Beginn: 13.37 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich erdffne die heutige Sitzung und darf Sie
bitten, sich von lhren Platzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich von ihren
Platzen.)

Wir trauern um Thomas Vélsch, der in der vergan-
genen Woche mit 59 Jahren viel zu frih verstorben
ist.

Mit Herz und Humor, mit Charakter und Leiden-
schaft hat er seinen beruflichen Lebensweg gestal-
tet. Dabei war er ein Wanderer, der sich mit wa-
chem Blick zwischen den Welten von Verwaltung
und Politik bewegte und bei jeder Station, die er
machte, etwas mitnahm firr sein eigenes Tun und
Handeln.

Als Fachmann fir Zahlen und Fakten brachte er
seine Erfahrungen vom Rechnungshof und aus der
Schulbehorde hier in unsere Birgerschaft ein. Dort
setzte er durchaus fraktionsiibergreifend Malstabe
als Haushaltsexperte und Schriftfihrer im Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss zur HSH
Nordbank. Als Abgeordneter richtete er dabei sei-
ne Arbeit immer auch nach dem Leitmotiv aus, sei-
ne Entscheidungen an der Lebenswirklichkeit der
Menschen zu orientieren, eine Eigenschaft, die ihm
fir seine spatere Arbeit als Bezirksamtsleiter au-
Rerordentlich dienlich war. Dass er mit einer En-
gelsgeduld und einer unglaublichen Motivation
Werbung fir seine Heimat machte und stets den
Hinweis gab, dass es auch sudlich der Elbe noch
ein Hamburg gibt, ist auch sein Verdienst.

Wir, die Abgeordneten der Hamburgischen Burger-
schaft, vermissen Thomas Volsch sehr und werden
ihm stets ein ehrendes Andenken bewahren. Un-
ser tiefes Mitgefiihl gilt seiner Familie und seinen
Angehodrigen.

— Ich danke lhnen.

Meine Damen und Herren, noch der folgende Hin-
weis: Wahrend der heutigen Plenarsitzung wird ein
Kamerateam, das Sie hier schon in Aktion sehen,
im Auftrag der Birgerschaftskanzlei Filmaufnah-
men machen. Wir haben unseren Birgerschafts-
film zu renovieren, nachdem uns einige Kollegin-
nen und Kollegen verlassen haben und wir neue
Kolleginnen und Kollegen begrifien konnten. Auch
Michael Zapf, den ich im Augenblick gar nicht se-
he, wird unter uns sein und flr unsere eigenen Pu-
blikationen Fotoaufnahmen machen. Dafur bitte ich
um Verstandnis. Die Kollegen werden sich auch
ein bisschen zwischen den Reihen bewegen und
Sie maoglichst positiv in Szene setzen.

Meine Damen und Herren, unser Kollege Joachim
Lenders hat heute Geburtstag. Im Namen des gan-
zen Hauses herzlichen Gliickwunsch, alles Gute
fur den weiteren Lebensweg.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Bevor wir jetzt gleich zur Aktuellen Stunde kom-
men, teile ich lhnen noch mit, dass sich die Frak-
tionen auf eine von der Empfehlung des Altesten-
rats abweichende Reihenfolge bei den Wahlen ver-
standigt haben. Tagesordnungspunkt 4, die Wahl
eines vertretenden Mitglieds des Hamburgischen
Verfassungsgerichts, ziehen wir vor. Sie wird direkt
im Anschluss an die Aktuelle Stunde stattfinden
und danach die anderen Wahlen.

Wir kommen zur
Aktuellen Stunde

Dazu sind heute einmal funf Themen angemeldet
worden, und zwar von der GRUNEN Fraktion

Der Aufbruch hat begonnen: Mit Wissen-
schaft und Forschung Hamburgs Zukunft ge-

stalten
von der FDP-Fraktion
Notfall Inklusionsklassen: Kollaps von

Grund- und Stadtteilschulen verhindern!
von der AfD-Fraktion

Griff in die populistische SPD-Mottenkiste:
Wer Birgerversicherung fordert, will die
GroRRe Koalition verhindern

von der SPD-Fraktion

Heimathafen fir Spitzenforschung — Ham-
burgs Perspektiven als Wissensmetropole
besser denn je

und schlieflich von der CDU-Fraktion

Kein Misstrauen in Hamburgs Polizisten —
Hamburgs Polizei jetzt starken und nicht mit
rot-griiner  Kennzeichnungspflicht schwa-
chen!

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass wir
das erste und vierte Thema zusammen debattie-
ren. Dazu rufe ich auf und weise noch einmal dar-
auf hin, dass wir in der ersten Runde fliinf Minuten
und in der zweiten Runde und in allen weiteren
dann drei Minuten Redezeit haben. Und Herr
Dr. Tjarks bekommt das Wort fiir die GRUNE Frak-
tion zum ersten Thema.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Bevor ich mit dem eigentli-
chen Thema beginne, méchte ich auch fir meine
Fraktion, und ich glaube auch fir unsere Burger-
meisterin und die Hamburger GRUNEN, noch ein-
mal die Bestlrzung Uber den Tod des Kollegen
Thomas Volsch und insbesondere seinen plotzli-
chen Tod zum Ausdruck bringen. Es beruhrt einen
ja schon besonders, weil es nicht irgendjemand ist,
sondern einer, der nicht nur hier gewirkt hat, son-
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(Dr. Anjes Tjarks)

dern auch ein politisch aktiver Weggefahrte ist. Un-
ser Mitgefiihl gilt der Familie und auch den beson-
ders trauernden politischen Weggefahrten.

Hamburg hat nicht nur relativ lange gebraucht, um
Uberhaupt eine Universitat zu grinden, sondern
sehr viel langer, um zu verstehen, dass Forschung
und Wissenschaft nicht nur schmickendes Bei-
werk, sondern die zentrale Voraussetzung fir ge-
sellschaftlichen Fortschritt und wirtschaftlichen
Wohlstand sind. Und man muss nach zweieinhalb
Jahren zusammenfassen, Rot-Griin hat das ver-
standen und setzt konsequent auf den Ausbau des
Wissenschaftsstandortes Hamburg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Unsere Universitat und unsere Demokratie wird ja
erst im Jahr 2019 zarte 100 Jahre alt und unser
Traum ist es, die Universitdt Hamburg mdoglichst
bald zu einer Exzellenz-Universitat zu machen;
und daran wollen wir auch gern mit lhnen zusam-
men zielstrebig arbeiten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der erste Schritt dafur ist getan. Vier von funf Ex-
zellenz-Cluster-Initiativen haben die erste Aus-
wahlrunde erfolgreich bestanden, und dafir mis-
sen wir von dieser Stelle einmal den Bereichen Kli-
ma- und Strukturforschung der Quantenphysik und
der Manuskriptforschung gratulieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn wir mit mindestens zwei Exzellenz-Clustern
am Ende des Tages erfolgreich sind — das ist die
Voraussetzung, um Uberhaupt in die zweite Linie
der Exzellenz einzusteigen —, dann steigt die
Chance, dass wir die Universitadt Hamburg zu einer
Exzellenz-Universitat machen kdnnen, deutlich. Ich
glaube, dass es wichtig ist, dass wir uns auf einen
strategischen Ausbau konzentrieren, in den wir
auch investieren.

Wir bauen fur das Klima-Cluster fur 170 Millionen
Euro das Haus der Erde. Das hat gerade in Eims-
bittel sein Richtfest gefeiert. Wir haben fiir das
Cluster hier in der Burgerschaft vor wenigen Wo-
chen mit 45 Millionen Euro einen der schnellsten
Klimarechner der Welt auf den Weg gebracht, und
diese grofden Leistungen zeigen: Wir setzen Ham-
burg auf die Landkarte der Wissenschaft.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das gilt auch fur die Cluster der Strukturforschung
und der Quantenphysik mit dem Max-Planck-Insti-
tut fur die Strukturdynamik der Materie, mit dem
CSSB, mit dem Hamburg Centre for Ultrafast Ima-
ging, die jeweils gerade Richtfest oder Grundstein-
legung gefeiert haben. Wir haben auch jetzt noch
einmal, um das zu verdeutlichen, hier als Blrger-
schaft gemeinsam die Weichen flr einen weiteren
strategischen Ausbau des Forschungscampus
Bahrenfeld gestellt und haben hier gemeinsam be-

schlossen, dass wir die Trabrennbahn oder Teile
der Trabrennbahn dort einbeziehen wollen. Wir
wollen diesen Ort weiter ausbauen und wir wollen
dort, dass das Europaische Zentrum fir die Struk-
turforschung und ein weltweites Zentrum der Spit-
zenforschung entsteht. Wir méchten gern, dass
sich Hamburg-Bahrenfeld in Zukunft mit Miinchen-
Garching messen kann, und zwar, was die Spit-
zenforschung und was den Technologietransfer
angeht. Ich glaube, das ist nicht nur ein grof3es
Ziel, sondern es ist ein Ziel, das man in Bahrenfeld
erreichen kann, weil es wirklich eine Perle der Wis-
senschaft ist, die wir dort haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Aber der Anspruch, das wissen Sie, reicht dariber
hinaus. Wir haben hier gemeinsam einen Wachs-
tumskurs der Technischen Universitdt Hamburg
beschlossen und es wird jetzt auch mit dieser
Senatorin gelingen, diesen Wachstumskurs im
nachsten Doppelhaushalt finanziell zu hinterlegen.
Wir wollen, dass die Universitdt Hamburg, die
Technische Universitdt Hamburg von 7 000 auf
10 000 Studierende steigt. In den anderen Stadten
ist es eigentlich Ublich, dass die Technische Uni-
versitat genauso grof} ist wie die andere Universi-
tat, und deswegen sollten wir uns eher vornehmen,
dass wir langfristig auch deutlich tiber die 10 000
Studierenden hinauskommen, dass wir eher Rich-
tung 15 000 Studierende denken. Aber wir werden
uns auf diesen Weg machen und die Technische
Universitat ist dafir bereit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben vor Kurzem hier die Debatte um das
Thema DLR gehabt, dass ein so bedeutender
Standort der Weltluftfahrt auch Forschungsinstitute
an diesem Standort bereithalt. Das haben wir end-
lich geschafft. Wir haben drei Forschungsinstitute
im Bereich der Fraunhofer-Gesellschaft an Land
geholt und wollen das mindestens verdoppeln, wir
wollen den Technologietransfer starken mit dem
InnovationCampus for Green Technologies, mit
dem Forschungscampus in Bergedorf, aber auch
in Bahrenfeld. Wenn wir uns das alles zusammen
angucken — wir haben mittlerweile Uber
100 000 Studierende, mehr als zehn staatliche
Universitaten und haben jetzt 100 Millionen Euro
zusatzlich in dieser Legislaturperiode in diesen Be-
reich investiert —, dann kann man sagen, die
Grundlagen sind gelegt. Wir wollen jetzt diese Brei-
te in Hamburg auch in die nationale Spitze fiihren
und wollen das gern gemeinsam mit lhnen zusam-
men machen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Dressel be-
kommt das Wort fir die SPD-Fraktion.


HembacRu
Durchstreichen
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Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Auch unsere Fraktion ist in
tiefer Trauer vereint, was den grof3en Verlust unse-
res Kollegen und Genossen Thomas Vélsch an-
geht. Er hat sich um Hamburg, um Harburg und die
Sozialdemokratie verdient gemacht, und wir haben
sogar eine Uberleitung zu dieser Debatte, namlich
— Anjes Tjarks hat es angesprochen — die TU
Hamburg in Harburg. Dass das als ein Thema be-
griffen wird, was auch eine stadtentwicklungspoliti-
sche Perspektive fir den gesamten Hamburger
Siden hat, ist auch mit sein Verdienst. Er hat ge-
meinsam mit uns daran gearbeitet, dass wir eine
Offnung der TU Richtung Harburger Binnenhafen
bekommen, dass wir dort Stadtentwicklung und
Wissenschaftspolitik verzahnen. Das ist auch sein
Erbe und sein Vermachtnis und das wollen wir in
seinem Sinne weiterentwickeln.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Es geht um mehrere Aspekte. Natlrlich das The-
ma Wissenschaft in der Spitze, bei der es um
Grundlagenforschung, also Basis fiir Innovationen
und Fortschritt geht. Es geht um die Frage Wissen-
schaft fur die Praxis, Verzahnung, Innovation und
Arbeitsplatze als Impulsgeber. Es geht aber auch,
das ist uns als SPD wichtig, um Wissenschaft in
der Breite, um eine studierfreundliche Stadt. Des-
wegen war es uns immer ein wichtiges Anliegen,
mit daflir zu sorgen, dass wir auch ins Studieren-
denwerk investieren und auch in Wohnraum flr
Studierende. Das alles tragt Fruchte. Und dass wir
jetzt in der Tat die Hunderttausendermarke bei den
Studierenden hier geschafft haben, denen auch
hier eine Perspektive zum Studieren und zum Le-
ben geben, gehdrt flir uns zusammen, und auch
das ist ein grofRer Erfolg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und es geht uns auch um gute Arbeit in der Wis-
senschaft. Auch daran werden wir noch weiter ar-
beiten missen. Das Thema Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz, Code of Conduct, die Arbeitssituation
— wir wollen, dass auch in der Wissenschaft gut
gearbeitet werden kann, kein Wissenschaftspreka-
riat. Auch das ist ein Thema, an dem wir gemein-
sam weiter arbeiten missen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir kénnen das an sehr vielen Stellen in Hamburg
sehen. Der Hochschulbau hat einen neuen
Hoéchststand erreicht, wir gehen in die Milliarden,
wenn man alles zusammenzahlt. Naturlich sind
viele andere Finanzierungspartner dabei. Uberall
sieht man die Baukrane, sudlich der Elbe, nordlich
der Elbe, an der Bundesstrale, an sehr vielen
Stellen. Es wird massiv investiert und es wird auch
der Sanierungsstau, den wir im Bereich der Hoch-
schulen haben, endlich aufgehoben. Auch das ist

ein Kraftakt, das ist eine Investition in die Zukunft
der Bildung in dieser Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber es geht darum — das ist mir besonders wich-
tig — und es ist auch gut, dass wir viele Debatten-
beitrdge dazu haben, dass der Blrgermeister sich
gedulert hat in der Rede beim Uberseeclub, was
wir hier diskutieren. Wir haben mit vielen Antragen
auch diese Diskussion hier malfgeblich gepragt.
Aber ich glaube, was auch wichtig ist, wenn wir als
Blrgerschaft dariber reden, dass wir auch bera-
ten, was der Mehrwert fiir die Stadtgesellschaft ist.
Das war ein entscheidender Punkt jetzt mit dem
Besucherzentrum bei XFEL und DESY auf dem
Campus Bahrenfeld, dass wir mit dafir Sorge tra-
gen, dass das keine Veranstaltung ist, die im El-
fenbeinturm stattfindet, sondern die wir in die Mitte
der Stadtgesellschaft holen. Deshalb haben wir
einen Anspruch formuliert mit dem Schdlerlabor,
mit dem Besucherzentrum, dass wir wollen, dass
jedes Schulkind nicht nur im Musikunterricht die
Elbphilharmonie, sondern im Physikunterricht auch
dort das Besucherzentrum besucht haben soll,
dass sie einen Einblick bekommen in Forschung
und Entwicklung. Und wenn nachher aus dem
einen oder anderen Physikschiler oder der einen
oder anderen Physikschilerin vielleicht auch noch
ein wenig mehr, der Forscher, die Forscherin von
morgen wird, dann ist das eine sehr gro3e Rendi-
te, ein Fortschritt fir die Stadt. Das wollen wir ent-
wickeln.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das tun wir Uber Hamburg hinaus. Wir haben das
auch in unserem gemeinsamen Ausschuss mit
Schleswig-Holstein beraten, die ebenfalls schauen
wollen, was man tun kann, dass aus der Metropol-
region mehr Besuche dort stattfinden kdnnen. Also
kurzum, es geht darum, den Nutzen fur die Stadt-
gesellschaft als Ganzes zu diskutieren. Und wenn
man sich anguckt, wie sich unsere Forschungsbe-
reiche weiterentwickeln — wir sind im Bereich Wind-
energie aktiv, wir sind in vielen anderen Berei-
chen aktiv, die fir die Zukunft dieser Gesellschaft
entscheidend sind, Klimaforschung und, und, und.
Es geht um die Zukunft unseres Gemeinwesens,
die Zukunft dieser Stadt und dieser Welt. Da, glau-
be ich, haben wir uns auf die Landkarte gesetzt,
das ist ein groRer Fortschritt. Lassen Sie uns alle
gemeinsam an einem Strang ziehen. Dazu wollen
wir Sie heute auffordern, und ich glaube, das ist ei-
ne Aufgabe, die der ganzen Birgerschaft gut zu
Gesicht steht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Ovens fur die CDU-Fraktion.



5030 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 68. Sitzung am 6. Dezember 2017

Carsten Ovens CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Dr. Dressel, Sie ha-
ben zu Recht gesagt, der Blrgermeister hat sich
geadullert, und das begriRen auch wir als CDU-
Fraktion sehr. Ich hatte mir nur gewiinscht, er wir-
de auch heute dieser Debatte folgen, wenn wir hier
Uber das neue Chefthema Wissenschaftspolitik
sprechen. Aber wahrscheinlich muss er immer
noch in Berlin irgendwie schlichten. Immerhin, die
Wissenschaftssenatorin vertritt den Senat.

(Zurufe von der SPD)

Wir Hamburger sind stolz auf unsere Hafen- und
Handelsmetropole. Wir haben allerdings auch zu
Recht erkannt: Es reicht nicht, sich dauerhaft auf
diesen Erfolgen auszuruhen. Es reicht nicht, sich
daflr zu feiern, dass man die beliebteste Partyme-
tropole von Hosteltouristen oder die beste Grof-
stadt zwischen Pinneberg und Stade ist, meine Da-
men und Herren von SPD und GRUNEN.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dirk
Kienscherf SPD: Wer macht das bitte?)

Doch dem Senat fehlt nach wie vor eine Idee, wo-
fur eigentlich Hamburg in Zukunft stehen soll. Elb-
vertiefung — Jahr fir Jahr verzdgert sie sich, auch
wenn der Blrgermeister versprochen hat, mit ihm
klappt das sofort. Olympia — die Trdume sind ge-
platzt wie vieles andere. Vielleicht Kultur? Man
konnte ja ein Konzerthaus ... Nein, ein Konzert-
haus hat ja schon jemand anderes auf den Weg
gebracht.

(Zurufe von der SPD)

Also schaut Olaf Scholz in den Koalitionsvertrag
und stellt fest, Rot-Grin wollte ja Hamburg zur In-
novations- und Wissenschaftsmetropole ausbauen.
Und damit greift er wunderbar die Politik friherer
CDU-Senate auf. Wenn wir einmal schauen: die
HafenCity Universitat, 2005 unter Ole von Beust
auf den Weg gebracht, die Grundsteine fur XFEL,
2003 beziehungsweise 2009, die Fraunhofer-Insti-
tute, 2006 und 2009. 2008 bereits hat die gesamte
Freie und Hansestadt Hamburg dartber diskutiert,
wo denn eine Universitat innerhalb der Stadt am
besten aufgehoben ist. Olaf Scholz tut nichts ande-
res, als an diese Politik anzuknlpfen.

(Beifall bei der CDU)

Und jetzt sitzen Sie hier vor mir und sagen allen
Ernstes, SPD und GRUNE wirden fiir eine neue
Aufbruchstimmung in der Wissenschaft sorgen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Also beim besten Willen, Olaf Scholz und Kathari-
na Fegebank machen nichts anderes, als sich auf
den Erfolgen friherer CDU-Senate auszuruhen.

(Beifall bei der CDU — Zurufe von der SPD
und den GRUNEN)

Wenn wir jetzt einmal schauen, was tatsachlich
schon seit 2014 und 2015 "In Sorge um Hamburg"
verfasst wurde, dann ging es darum, Internationali-
sierung, Exzellenz- und Praxisorientierung auf den
Weg zu bringen. Und was tut der Blrgermeister
zweieinhalb Jahre spater bei seiner groen Uber-
see-Club-Rede in der vergangenen Woche? Er
macht nichts anderes, als das zu wiederholen, was
Klaus von Dohnanyi, Wilfried Meier und Wolfgang
Peiner schon 2014 und 2015 getan haben; er sagt
nichts anderes. Ich habe mich danach mit einem
Journalisten unterhalten, der zu mir sagte, er hatte
die Rede glatt zweimal gelesen, weil er beim ers-
ten Mal nichts Neues gefunden hatte und in Sorge
war, er hatte es vergessen. Es gibt aber keinen
Neuigkeitswert in der Rede von Olaf Scholz. So
viel ist es, wenn er ein Thema zur Chefsache
macht.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Aber schauen wir uns Exzellenz und Spitzenfor-
schung an. Wir haben hier oft genug Uber die de-
solate Grundfinanzierung, Uber die Fehlplatzierung
der BAf6G-Millionen, Uber die Fehlplatzierungen
und Zweckentfremdungen der Mittel aus dem
Hochschulpakt gesprochen; das muissen wir jetzt
nicht wieder tun. Die Konsequenz bleibt: ein fortge-
setzter Sparzwang an den Hochschulen unserer
Stadt. Jetzt will Olaf Scholz also die Zahl der Stu-
denten an der TU verdoppeln. Wunderbar, es
klingt so ein bisschen nach klassischem sozialde-
mokratischem Gedankengut, doppelt so viel ist
doppelt so gut. Ist es aber mitnichten. Es braucht
ein inhaltliches Konzept, es braucht eine Bench-
mark dafir und es braucht am Ende vor allem
auch mehr Mittel. Und davon haben wir in seiner
Rede und auch heute bisher kein einziges Mal
auch nur ein einzelnes Wort gehort.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Ja, Sie haben gesagt, Sie wollen das tun, Herr
Dr. Tjarks, aber dann sagen Sie doch einmal kon-
kret, wie viel Geld Sie daflir auf den Tisch legen
wollen. Einfach nur zu sagen, Sie wollen irgendet-
was tun, hilft uns an der Stelle nicht weiter. Statt
hier jetzt einmal selbst eine Vision zu skizzieren
und zu sagen, dass Sie die Naturwissenschaften
voranbringen wollen, indem Sie beispielsweise ein
neues Naturkundemuseum mit wissenschaftlicher
Exzellenz und internationaler Strahlkraft auf den
Weg bringen. Das ware einmal ein Ansatz gewe-
sen.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

Hamburg soll mehr Forschung fiir die Praxis lie-
fern. Das ist auch richtig so. Wir haben zu wenig
Patente, wir haben zu wenig Transfer in die Praxis.
Aber was passiert?
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(Carsten Ovens)

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Ovens, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Dr. Tjarks?

Carsten Ovens CDU: Wenn Sie meine Uhr anhal-
ten, Frau Prasidentin, immer.

Prasidentin Carola Veit: Habe ich schon.

Zwischenfrage von Dr. Anjes Tjarks GRUNE:*
Vielen Dank, Herr Ovens. Ich wollte Sie nur fragen:
Wir haben ja ein bilirgerschaftliches Ersuchen zum
Wachstumskurs der Technischen Universitat Ham-
burg beschlossen und es ist gute parlamentarische
Praxis, dass der Senat dann auch eine Antwort auf
dieses Ersuchen gibt, was irgendwann vorliegen
wird, und dann wird das auch da drinstehen. Aber
ich finde es ein bisschen komisch, wenn Sie das
vorher verlangen, denn Sie wollen ja nicht einzelne
Bausteine haben, sondern alles, oder?

Carsten Ovens CDU (fortfahrend): Herr Dr. Tjarks,
dann geben Sie mir jetzt ja gerade recht, dass der
Burgermeister nach wie vor keine Ahnung hat, wo-
hin er die Technische Universitat inhaltlich, strate-
gisch und finanziell weiterentwickeln will. Danke
dafur.

(Beifall bei der CDU und der FDP)
Soll er gern priifen.

Hamburgs Hochschulen sollen also Spitzenfor-
schung liefern, sollen die Praxis bereichern und
sollen jetzt auch den digitalen Wandel mitgestal-
ten. Und wir haben dieses nach einem Brausepul-
ver benannte neue Programm, welches ein
bisschen mehr finanzielle Mittel in die Hamburger
Hochschulen steckt, wir haben dieses neue Ham-
burger YouTube fiir die Hochschulen alles noch
nicht wirklich durchkonzipiert. Man hatte jetzt ein-
mal darlber reden kénnen, was Berlin macht mit
dem Deutschen Internet-Institut im Einstein Center
Digital Future und der CODE University, drei neue
Institutionen binnen kirzester Zeit. Wir schaffen
ein paar kleine Kleckerlies,

(Dr. Monika Schaal SPD: Jetzt ist aber gut!)

ein bisschen Lehrstlihle hier, ein bisschen Lehr-
stihle da, anstatt dass wir tatsachlich einmal eine
richtige Perspektive fir Hamburg aufzeigen.

Ich hoffe, dass Frau Wissenschaftssenatorin Fege-
bank uns gleich ein bisschen mehr Licht geben
wird, als es der Blrgermeister getan hat. So ist es
auf jeden Fall schwach. — Danke.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dolzer bekommt
das Wort fir die Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Vielen Dank. — Frau
Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe
Hamburgerinnen, liebe Hamburger! Auch wir trau-
ern um Thomas VolIsch. Einige der Kolleginnen
und Kollegen aus der Fraktion haben mit ihm hier
in Hamburg zusammenarbeitet, auch in der Schul-
behérde, und wir sind in tiefer Trauer und flhlen
mit der Familie.

Kommen wir zur Debatte. Es ist nicht so leicht, ein-
fach umzuschalten. Herr Ovens hat etwas Richti-
ges angesprochen, es ist wirklich so, nur seine Vi-
sion der Wissenschaftspolitik teilen wir tGberhaupt
nicht. Wir denken, dass es eher eine Innovation
ware, wenn wir nicht ewig hinterherlaufen und
schauen wirden, dass Hamburg — was wir sowie-
so nicht schaffen kénnen — die beste, grofite,
schnellste Wirtschaftsmetropole der Welt wird. Wir
wlrden sagen, eine Innovation ware, wenn wir in
der Wissenschaftspolitik die Umkehr von der unter-
nehmerischen Hochschule, die jetzt seit 10,
15 Jahren dominant ist, zu einer Hochschule, die
wieder starker in gesellschaftlicher Verantwortung
steht, versuchen wirden.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Dressel hat ja zumindest zwei, drei Satze da-
zu verloren, dass auch das wichtig ist; Herr Tjarks
hat es Uberhaupt nicht benannt. Und genau da ist
die Problematik: Das Konzentrieren auf eine neoli-
berale Politik der Leuchttliirme oder der Leuchtfeu-
er, die schnell wieder erlischen, und des Durch-
schneidens von roten Bandern ersetzt kein klares
wissenschaftspolitisches Konzept.

(Beifall bei der LINKEN)

Und genau ein solches brauchen wir, und zwar ein
Konzept mit einem Ausgleich, ein ganzheitliches
Herangehen zwischen Forschung und Lehre, denn
die Lehre wird in allen Gedanken, die ich bis jetzt
hier gehoért habe, vollig unterbelichtet. Es ist wich-
tig, dass wir eine gute Forschung haben, aber
wenn wir kein Fundament, keine Basis haben, wo
sich die Menschen interdisziplinar und ganzheitlich
wirklich die Gesellschaft aneignen kénnen, dann
kann auch keine gute Forschung vorangetrieben
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Darlber hinaus sind wir damit konfrontiert, dass
immer starker in OPP-Projekten wie dem Fraunho-
fer-Institut, Helmholtz-Zentrum und DESY Patente
und Forschungsergebnisse abgegeben werden.
Das hilft der Hansestadt Hamburg und den mei-
sten Menschen hier wenig, dagegen hilft es den
Unternehmen, die darin investiert haben. Das ist
eine falsche Ausrichtung, da mussen wir zurtick-
steuern.
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(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir uns jetzt die Kritik einmal anhéren; Herr
Kruse, Sie waren nicht da, wir hatten eine sehr gu-
te Veranstaltung zum Code of Conduct bei der
GEW. Da wurde es wieder deutlich.

(Michael Kruse FDP: Da war ich leider nicht
eingeladen!)

— Niemand von |hnen von der FDP war da.

Ein zu schlechtes Betreuungsverhaltnis, die Unter-
bezahlung von Lehrauftragen, schlechte Arbeitsbe-
dingungen fir wissenschaftliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, unzahlige befristete Beschafti-
gungsverhaltnisse, die nicht abnehmen, zu wenig
Studienplatze, immer noch zu wenig bezahlbarer
Wohnraum, die viel zu hohe Drittmittelabhangig-
keit, das waren die Themen, die dort nicht nur von
uns, sondern insbesondere von den Gewerkschaf-
ten, von den Lehrbeauftragten, von denjenigen, die
Forschung und Lehre steuern aus den Hochschul-
verwaltungen, artikuliert worden sind. Und damit
mussen wir uns auseinandersetzen. Wir kdnnen
hier nicht lobhudeln, sondern wir missen die Pro-
bleme angehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Und das hat die GEW auch deutlich gemacht. In
einer Pressemitteilung heif3t es — ich zitiere —:

"Vor dem Hintergrund eines faktisch
schrumpfenden Budgets bei steigenden Stu-
dierendenzahlen sowie unsicheren Beschaf-
tigungsbedingungen und mangelhafter Per-
sonalplanung bei den wissenschaftlich Be-
schéaftigten”

klangen die Ankindigungen von Olaf Scholz im
Ubersee-Club

"wie das sprichwortliche Pfeifen im Walde.
[...] Wer Visionen wie Olaf Scholz hat, soll-
te — nicht zum Arzt, aber doch zu seinem Fi-
nanzminister gehen."

Genau, und das ist notwendig. Wenn wir die Wis-
senschaft wirklich ausgestalten wollen, so wie sie
sein sollte, namlich im Dienste der Gesellschaft,
dann brauchen wir mehr Geld, und zwar nicht nur
fur einige Leuchttirme oder Leuchtfeuer, die dann
schon aufblinken, sondern wir brauchen das in der
Breite, sodass wir die Probleme, die ich eben be-
nannt habe, einmal umkehren konnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe noch eine Minute. Noch einmal kurz zu
Herrn Ovens. Herr Dressel und Herr Tjarks, Sie
und lhre Fraktionen lassen sich viel zu stark von
den Ideen von Herrn Ovens oder frither von Herrn
Drager leiten,

(Zurufe von der SPD — Dirk Kienscherf SPD:
Die sind doch unbedeutend!)

die genau in die Richtung unternehmerischer
Hochschulen weitergehen, die forschungszentriert
in OPP anstatt in staatlichen Hochschulen betrie-
ben werden. Das sollten Sie nicht machen. Seien
Sie doch einmal ein Stiick weit mutiger. Héren Sie
einmal ein bisschen mehr auf Herrn Tode, der
auch weil}, wie wichtig die Sozialwissenschaften
und Geisteswissenschaften sind, dass wir die ein-
mal fordern, dass wir da hinkommen, dass wir ers-
tens rechtspopulistischen Tendenzen langfristig in
der Gesellschaft entgegenwirken und zweitens
auch der Marketingorientierung von Politik. Christi-
an Lindner ist ein Kind dessen, dass die Betriebs-
wirtschaftslehre lange Zeit Leitwissenschaft in den
Universitaten war. Die Eliten aus dieser Zeit dran-
gen jetzt in die Politik und das hat verheerende
Auswirkungen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Oetzel bekommt
das Wort, meine Damen und Herren, fir die FDP-
Fraktion.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Auch wir Freie De-
mokraten trauern um Thomas VoélIsch. Er hat sich
durch seine Arbeit sowohl in der Birgerschaft als
auch in Harburg parteilbergreifend viel Anerken-
nung erworben. Auch unsere Bezirkspolitiker dort
konnten immer gut mit ihm zusammenarbeiten.
Auch wir werden ihm ein ehrendes Andenken be-
wahren.

Ja, es fallt etwas schwer, nach dieser Einleitung
auf den Klamauk einzugehen, den Herr Dolzer uns
hier gerade vorgetragen hat.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
der AfD)

Im Titel der heutigen Aktuellen Stunde sprechen
die GRUNEN vollmundig von einem Aufbruch fiir
Wissenschaft und Forschung in Hamburg. Es wur-
de schon erwahnt: Ja, unsere Stadt ist attraktiv fur
junge Menschen; das Stichwort Partymetropole ist
gefallen. Wir haben mit DESY und dem XFEL im
Raum Hamburg internationale Spitzenforschungs-
einrichtungen, das stimmt. Und ja, es siedeln sich
auch immer mehr Forschungsinstitute in unserer
Stadt an.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das ist ja eine
Party!)

Herr Dolzer, das ist gut so, und das sollten Sie
auch anerkennen, dass das ein Trend ist, der in
die richtige Richtung geht.

(Beifall bei der FDP)

Alles das kann man in Hamburg in der Tat erken-
nen. Aber dennoch, von einem Aufbruch, vor allem
von einem Aufbruch der Regierungsfraktionen,
kann man hier wirklich nicht sprechen. Ich werde
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Ihnen auch sagen, warum. Ein Aufbruch bedeutet
namlich, dass man sich aus eigener Kraft in Bewe-
gung setzt, und das ist in Hamburg wahrlich nicht
zu erkennen. Die Wissenschaft besteht aus zwei
Bereichen, aus Forschung und aus Lehre. An die-
ser Stelle muss ich Herrn Dolzer tatsachlich aus-
nahmsweise einmal zustimmen. Im Bereich For-
schung profitieren wir sehr davon, dass immer
mehr externe Mittel von der ganzen Bundesebene
nach Hamburg stromen. Das ist erfreulich,

(Farid Miiller GRUNE: Das finden wir auch!)

hat aber auch nichts mit einem Aufbruch von Rot-
Griin zu tun.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das Geld kommt
aber nicht von allein!)

Die ganze Tragikomik lhrer Debattenanmeldung
wird erst deutlich, wenn man sich den Bereich Leh-
re anschaut. Wir haben hier, Herr Ovens hat es
schon gesagt, seit Jahren eine Grundfinanzierung,
die um weniger als 1 Prozent pro Jahr steigt. Wir
haben allein in diesem Jahr mehr als 6 Prozent
mehr Studierende, Sie haben es gerade eben als
grollen Erfolg angepriesen. Das ist sicherlich eine
Aussage daruber,

(Zurufe von Farid Miiller GRUNE)

dass Hamburg sehr attraktiv ist, aber Sie missen
mit diesen Studierenden auch etwas machen. Da-
hinter stehen Menschen, die irgendwo wohnen
wollen, die hier exzellente Lehre — exzellente Leh-
rer, und nicht nur exzellente Forschung — geniel3en
wollen.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben von 2012 bis 2017 bei der Anzahl der
Wohnheimplatze keinen signifikanten Fortschritt
erzielt, im Gegenteil, die Platze stagnieren. Und
wenn das Aufbruch a la Rot-Grin ist, dann will ich
gar nicht erst wissen, wie es aussieht, wenn es
nach lhrer Meinung einmal nicht so gut 1auft.

(Beifall bei der FDP)

Olaf Scholz hat vor Kurzem eine sogenannte
Grundsatzrede zu diesem Bereich gehalten, be-
merkenswerterweise eine Grundsatzrede, ohne ein
Wort zur Grundfinanzierung der Hochschulen zu
verlieren. Das Bekenntnis des Blirgermeisters zum
Wissenschaftsstandort Hamburg geht deshalb
nicht in die Breite, sondern konzentriert sich, und
da bin ich tatsachlich erneut bei Herrn Dolzer,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Bald machen Sie
eine gemeinsame Bundesregierung!)

auf wenige Prestigeprojekte.

— Ja, ja, es gibt auch noch gentigend Punkte, die
uns trennen, haben Sie keine Sorgen. Herr Dolzer,
freuen Sie sich nicht zu frih.

Ahnlich detailarm sieht es hier in Hamburg bei der
angeblichen Starkung der Geistes- und Sozialwis-
senschaften aus. Wo sind hier die konkreten Pla-
nungen und Konzepte? Wenn wirklich ein Auf-
bruch geplant ist, dann missen Sie uns mehr ge-
ben als nur nebulése Andeutungen, denn gute
Wissenschaftspolitik fangt bei den Menschen an,
fangt bei den Forschenden an, den Lehrenden und
den Studierenden. Gute Wissenschaftspolitik muss
beste Voraussetzungen schaffen fir alle diese
Gruppen und nicht nur fir einige davon. Stattdes-
sen verlasst sich Rot-Griin darauf, dass die grund-
legende Attraktivitat der Stadt Hamburg schon aus-
reichen wird. Momentan ist das vielleicht auch
noch ausreichend, um die Studierendenzahlen
nach oben zu treiben. Aber Sie Uberdecken damit
die strukturellen Fehler, die Sie machen, und die
Versaumnisse lhrer Wissenschaftspolitik, die Jahr
fur Jahr gréRer und auch irgendwann nicht mehr
zu Uberdecken sein werden.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Gladia-
tor CDU)

Wir sind uns alle einig, dass wir den Wissen-
schaftsstandort Hamburg national und international
nach vorne bringen wollen. Wir haben eine attrakti-
ve Stadt, wir haben Forschungseinrichtungen der
internationalen Spitze, und wir haben engagierte
Studierende, die in vieler Hinsicht die Basis fir un-
sere Zukunft sein kdnnen. Was uns jetzt noch
fehlt, ist eine gute Wissenschaftspolitik, dann
klappt es vielleicht auch mit dem Aufbruch. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Professor Kruse be-
kommt das Wort fiir die AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Die Anmel-
dung der Themen der SPD und der GRUNEN zur
Aktuellen Stunde haben bei mir ein Kurzzeit-Déja-
vu-Erlebnis ausgeldst, denn es ist gerade einmal
vierzehn Tage her, dass ich hier an gleicher Stelle
den rot-griinen Antrag zum Thema "Wachstum des
Campus Bahrenfeld weiter starken" diskutiert ha-
be, der zwar nicht besonders substanziell war
— wie viele Redner auch gesagt haben —, der aber
in die richtige Richtung ging und im Wesentlichen
sagte: Wow, wie sind wir toll in der Wissenschaft.
Obwohl es natirlich nicht die Politik ist, die hier toll
ist, sondern die Wissenschaftler in Hamburg
selbst, die daflir die Verantwortung tragen, dass es
in Hamburg ziemlich gut aussieht mit der Wissen-
schaft. Dass das heute schon wieder kommt, und
zwar sogar zweimal angemeldet, sowohl von den
GRUNEN als auch von der SPD,

(Dennis Thering CDU: Komischer Zufall!)
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sagt mir natirlich auch: Die haben nichts anderes,
mit dem sie prahlen kénnen. Oder die Regierungs-
fraktionen wollen ablenken von den Versaumnis-
sen an anderer Stelle: Vernachlassigung von Poli-
zei und Justiz, immer noch zu hohes Kriminalitats-
niveau, immer noch keine Elbvertiefung, immer
noch zu viele Staus

(Michael Kruse FDP: Warum meldet ihr
dann die Blrgerversicherung an?)

und eine katastrophale Bewertung des Hamburger
Verkehrs, wie wir alle gerade in der Zeitung gele-
sen haben.

(Beifall bei der AfD)

Aber so will ich an das Thema nicht herangehen.
Ich méchte im Gegenteil den Senat dafir loben,
dass er hier einmal richtige Prioritédten setzt, die in
die Zukunft weisen. Sie finden das bestimmt nicht
toll, Herr Dr. Tjarks, von der AfD gelobt zu wer-
den — ist aber schwer, sich dagegen zu wehren.

(Heiterkeit bei der CDU)

Wenn die GRUNEN schon einmal etwas richtig
machen, dann soll es auch nicht unerwahnt blei-
ben. Ich hatte schon vor zwei Wochen in meiner
Rede den Campus Bahrenfeld als einen Hambur-
ger Leuchtturm in der internationalen Wissen-
schaftslandschaft geradezu bewundernd gelobt,
falls Sie sich erinnern sollten. Das wird ja von einer
Grunen, namlich Senatorin Fegebank, verantwortet
und ich habe damals auch die Wissenschaftspoli-
tiker der SPD, Herrn Dr. Tode und Frau Dobusch,
die die Rede gehalten haben, ausdriicklich lobend
erwahnt. Auch auf die zu erwartenden positiven
Spill-over-Effekte exzellenter Wissenschaft auf den
Standort und die Arbeitsplatze in Hamburg und
Umgebung will ich hier noch einmal hinweisen,
weil es bedeutsam ist, auch wenn es viele noch
immer unterschatzen, weil das etwas ist, das in der
Zukunft liegt, und Politiker ja haufig mehr den Blick
auf die Gegenwart als auf die Zukunft gerichtet ha-
ben.

Meinen unterstitzenden Beispielsatz zur Universi-
tat Stanford und Silicon Valley lasse ich jetzt weg,
damit auch Herr Kruse von der FDP sich seinen
Standard-Zwischenruf heute einmal sparen kann.

Wenn ich jetzt meinen Ausflhrungen so zuhore,
dann konnte ich ja fast glauben, dass die Wissen-
schaftspolitik in Hamburg wirklich toll ist. Das ist
aber leider nicht der Fall. Dazu musste der Ham-
burger Wissenschaftsetat deutlich héher sein und
vor allen Dingen deutlich héhere Steigerungsraten
aufweisen, gerade in einer Zeit Uppiger Steuerein-
nahmen und bester Kassenlage. Den Satzen von
Herrn Ovens zu mehr Geld fur die Forschung kann
ich nur ausdrucklich zustimmen. Wenn das Ziel for-
muliert wird, Hamburg zur Wissenschaftsmetropole
Norddeutschlands und daruber hinaus zu machen,
wirde ich das immer unterstitzen. Es erfordert

aber deutlich mehr Ressourcen als bisher, wenn
man nicht nur mit Minchen und Berlin, sondern
auch mit Zurich und Oxford oder gar mit Boston
und San Francisco konkurrieren will. Das sollten
wir anstreben und das sollte der Blrgermeister,
der heute leider nicht da ist, auch selbst tun — ich
hoffe, er tut es auch.

Wenn man jetzt so in den Medien und Talkshows
hort, dass der Herr Birgermeister Scholz fiir h6he-
re Aufgaben gehandelt wird,

(Dennis Thering CDU: Der hat ja schon ab-
gewunken! Da haben Sie nicht aufgepasst!)

kann ich das gut verstehen. Dazu muss ich auch
gar keine abfalligen Bemerkungen machen Uber
Herrn Gabriel aus Goslar oder Herrn Schulz aus
Wirselen. Aber man braucht auch die Themen, die
in die Zukunft weisen, und man sollte das mit Leis-
tungen aus dem eigenen Beritt belegen kdnnen.
Exzellente Wissenschaft ist so ein Thema, mit dem
man sich als Landespolitiker fir héhere Aufgaben
empfehlen kann. Wenn Sie stattdessen einen Min-
destlohn von 20 Euro

(Dr. Andreas Dressel SPD: 12!)

fordern oder eine Birgerversicherung, dann wer-
den Sie vielleicht SPD-Vorsitzender, aber niemals
Bundeskanzler. Den Fehler hatte schon der Herr
aus Wirselen gemacht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrtes
Prasidium, sehr verehrte Volksvertreter! Erster
Punkt: Nicht die Anzahl der durch eine Hochschule
Durchgeschleusten kann als Mafstab gelten und
auch nicht die Anzahl derer, die gerade an einer
Hochschule studieren. Vielleicht ware es einmal ei-
ne gute Idee zu gucken, wie viele von den Absol-
venten eine anstandig bezahlte Stelle bekommen,
die durch freies Geld, also fir freiwillig auf dem
freien Markt gegebenes Geld, bezahlt wird. Dass
Herr Dolzer diesen Zusammenhang nicht versteht,
ist mir klar, aber in der SPD sollte doch ein Be-
wusstsein dafir sein, dass das Geld, das der Staat
ausgibt, auch erwirtschaftet werden muss und
dass gut bezahlte Stellen natirlich in erster Linie
besetzt werden von gut ausgebildeten Menschen.

Zweiter Punkt: Es wird hier immer wieder gespro-
chen von Studierenden. Das Wort Studierende ist
in der deutschen Sprache ein Gerundium, eine
Verlaufsform, das heif’t, jemand, der jetzt in die-
sem Augenblick gerade studiert, so wie ein
Backender jemand ist, der jetzt gerade zum Bei-
spiel einen Kuchen backt, im Gegensatz zu einem
Backer, der auch ein Backer ist, wenn er im Bett
liegt. Und was soll das?
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(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Ja, was soll das? — Juliane Timmer-
mann SPD: Das habe ich mich auch gerade
gefragt!)

Studierende sind in dem Augenblick, wenn sie ein
Bier trinken oder wenn sie sich ausruhen, dann
keine Studierenden mehr.

Dritter Punkt: Wenn Sie exzellente Wissenschaftler
anziehen wollen, was nicht immer gelingt — wir hat-
ten diesen Fall ja gerade in Harburg —, dann ist es
ein stark abschreckender Faktor, wenn ein exzel-
lenter Wissenschaftler gucken muss: Wie ist das
politische Umfeld gestaltet? Bestehen Risiken,
dass die wissenschaftliche Arbeit behindert wird?
Wenn er dann sieht, dass Wissenschaft hier kon-
trolliert und natlrlich auch geférdert wird von einer
Senatorin, die gleichzeitig fiir Gleichschaltung

(Farid Miiller GRUNE: Was?)

zustandig ist ... — Gleichstellung, Entschuldigung,
versprechen kann sich ja jeder einmal.
(Zurufe)

Wissenschaft und Gleichstellung sind wie Feuer
und Wasser. Das schreckt Leute ab, wenn dieser
Zusammenhang hier in Hamburg so dargestellt
wird.

Ein letzter Punkt an die CDU. Vielen Dank fir das,
was Sie uns alles gegeben haben. Ich muss lhnen
aber sagen: Erst seit ungefahr 85 Jahren ist es fest
etabliert, dass der Nikolaus in Rot auftritt. Ur-
springlich ist der Nikolaus, der Sieg des Volkes,
Nikolaos, blau. — Vielen Dank.

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, das Wort bekommt Frau Senatorin Fegebank.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Die-
ses Thema der Aktuellen Stunde ladt ein, ein wei-
tes Feld aufzumachen, anders kann ich den letzten
Redebeitrag gar nicht einordnen. Ich versuche
aber, mich wieder dem Thema zu widmen, das
heute zur Aktuellen Stunde angemeldet ist.

Auch ich méchte im Namen des Senats meine tiefe
Trauer Uber den viel zu frihen Tod des Be-
zirksamtsleiters Thomas Vélsch vorwegschicken.
Andreas Dressel hat es vorhin schon gesagt, das
ist fr mich ein so hervorragendes Beispiel dafir
gewesen, wie Wissenschaft in der Mitte der Stadt,
in den Bezirken angekommen ist. Die Termine, die
wir noch vor einigen Wochen miteinander hatten,
als es um Wachstumsperspektiven fiir die Techni-
sche Universitat ging, die immer auch ein Stadtent-
wicklungsmoment hatten, da habe ich gedacht: Ja,
jetzt ist Wissenschaft tatsachlich angekommen in
all ihrer Bedeutung, in all ihrem Nutzen fur die Ge-
sellschaft, fur die Weiterentwicklung der Gesell-
schaft und fiir die Menschen, die von ihr vor Ort

— in diesem Fall in Harburg — profitieren. Dafir
md&chte im Nachhinein noch einmal herzlich dan-
ken und ich hoffe, das wird in allen Bezirken so
weitergelebt, wie es in Harburg in den letzten Jah-
ren gelebt wurde.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU und der FDP)

Dann kann man vielleicht zu den vielen Bdgen, die
aus den unterschiedlichen Richtungen gekommen
sind, zusammenfassend sagen: Wissenschaft ist
erst einmal ein Raum kreativer Freiheit, Herr Dol-
zer, und lebt insbesondere von den Menschen, die
in ihrer Begeisterung zu lehren, zu forschen, zu
entdecken und zu entwickeln nahezu alles andere
diesem unterordnen. Das ist natirlich fUr uns eine
Verpflichtung, gute Rahmenbedingungen zu schaf-
fen fir Forscherinnen und Forscher, fir die Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, auch fur
die inzwischen hunderttausend Studierenden, die
aus aller Welt hier sind und Ubrigens — wir hatten
gestern einen Senatsempfang fir internationale
Studierende — gerade das betont haben: die Frei-
heit, hier zu leben, das auferordentlich gute Ange-
bot, auch die Besonderheit bestimmter For-
schungsschwerpunkte; die Klimaforschung ist zum
Beispiel genannt worden. Genau darum missen
wir uns kiimmern, dass dieser Raum kreativer Frei-
heit erhalten bleibt. Das sage ich nicht nur mit Blick
auf die Stadt und mit Blick auf die Zukunftsper-
spektiven in den Zwanzigern und DreiRigern, das
ist von viel essenziellerer Bedeutung, wenn wir
schauen, wo auf der Welt im Moment wissen-
schaftliche Freiheit konkret bedroht ist, wo wissen-
schaftliche Freiheit eingeschrankt wird in ihrem
Tun; ich greife nur noch einmal das Wort Fake
News auf, die uns ja im letzten Jahr auch hier im-
mer wieder einmal beschaftigt haben. Da haben
wir doch gleichermalfien Aufgabe und Verpflichtung
mit der Fragestellung, die uns hier fur die Stadt be-
wegt: Wie verdienen wir eigentlich unser Geld in
den nachsten 20, 30, 40 Jahren? Wie funktioniert
der gesellschaftliche Zusammenhalt? Wie bekom-
men wir eine Mobilitdtswende hin? Wie werden un-
sere Wohnungen kunftig geheizt und warm?

(Michael Kruse FDP: Die Fernwarme! — Ralf
Niedmers CDU: Reibungswarme!)

All diese Fragen, wer kann sie beantworten? Die
Wissenschaft. Die Wissenschaft und unsere Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deshalb geht es, wenn wir Uber die Entwicklung
des Wissenschafts- und Innovationsstandortes
sprechen, einmal naturlich um die Frage, wie wir
Wissenschaft als kreativen Raum erhalten kénnen
— eine sehr wichtige demokratische Frage —, und
dann aber auch um die Frage, wie uns das Wohl-
standsversprechen gelingt, wie wir qualitativ wach-
sen und wie wir dieses Thema zu einem zentralen
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Thema der Senatspolitik in den nachsten Jahren
machen, an dem kein zukiinftiger Senat mehr vor-
beikommt. Das ist unser Ziel und mein erklartes
Ziel ganz besonders.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von André Trepoll CDU)

Und daflr brauchen wir alle. Ich habe in den letz-
ten Wochen und Monaten immer wieder mit sehr
viel Freude festgestellt, wie einvernehmlich wir be-
stimmte Dinge hier zusammen angeschoben ha-
ben. Darum geht es doch: dass wir diesen Stand-
ort zur nordeuropaischen Metropole machen, dass
im Moment die Republik auf Hamburg guckt.
Manchmal hilft es, sich ein bisschen zu lI6sen, auch
aus der eigenen Glocke,

(André Trepoll CDU: Sie kommen ja viel
rum!)

und zu sprechen mit Kollegen in Berlin, mit den
Wissenschaftsministerinnen und Wissenschaftsmi-
nistern aus anderen Landern. Es ist schon einiger-
mafen erstaunlich, dass die Universitat so erfolg-
reich die erste Hirde in der Exzellenz-Initiative ge-
nommen hat mit einer sehr breiten Aufstellung, von
Klimaforschung bis Manuskriptkulturen und zwei
Clustern im Bereich der Physik. Die Prasidenten
von Max-Planck und auch von Helmholtz haben
ohne Not bei der Unterzeichnung des Klimarech-
ners von sich aus gesagt, dass sie erstaunt sind
Uber die Dynamik, Uber den Aufbruchsgeist, den
sie hier am Standort erleben. Das hangt natirlich
damit zusammen, dass es eine groRere, gewach-
senere Dialogbereitschaft gibt, dass wir die Chan-
cen des Stadtstaates nutzen,

(André Trepoll CDU: Und die Zuschiisse aus
Berlin! — Gegenruf von Dr. Andreas Dressel
SPD: Ist doch schdn, André! — André Trepoll
CDU: Die Kanzlerin verdoppelt den Wissen-
schaftsetat!)

indem wir eng verzahnt die Hochschulen, die Au-
Reruniversitaren, aber auch Wirtschaft und Gesell-
schaft zusammenfihren, dass wir die Zusammen-
arbeit fordern, dass wir auf der einen Seite auf Ex-
zellenz setzen und uns auf der anderen Seite
— und da bin ich ganz bei denen, die das ange-
sprochen haben — auch anschauen: Wo sind wir
stark in der Lehre? Wo haben wir Universitaten wie
zum Beispiel die TU, aber auch die HAW, die
einen stark anwendungsorientierten Ansatz ha-
ben? Wie gelingt uns weiterhin gute Ausbildung
der Studierenden? Das sind alles Themen, die wir
im engen Dialog, immer auf Augenhdhe mit unse-
ren Hochschulen, mit den Aul3eruniversitaren be-
sprechen. Das sind Themen, flr die wir zusatzlich
zu den ohnehin veranschlagten Mitteln noch reich-
lich Geld, 60 Millionen Euro in den letzten Jahren
fur die Legislatur, dazubekommen haben.

Mir fehlt ehrlicherweise, Herr Ovens, die Fantasie,
dass wenn wir ein Schwerpunktthema setzen, von

dem wir sagen, es hat die Perspektive, auch Vision
fir die Stadt zu sein, dies nicht auch mit entspre-
chenden Mitteln hinterlegt wird. Aber eine kluge
Entscheidung braucht eine gute Planung und des-
halb gedulden Sie sich bitte noch, wenn es um die
Frage der TU geht, wenn es um die Frage der Ent-
wicklung der Universitat im Bereich Exzellenz geht,
wenn es um die Frage der weiteren Perspektiven
fur die HAW, die HCU und unsere beiden kunstleri-
schen Hochschulen geht.

Ich méchte, weil Sie das so explizit angesprochen
haben, noch einen Satz zum Thema Digitalisierung
sagen. Dies ist in der Tat eines, das wir als Quer-
schnitt identifiziert haben, ein Thema, bei dem sich
alle Hochschulen — und das ist von besonderer Be-
deutung, das hat es in der Vergangenheit so noch
nicht viel gegeben — zusammengeschlossen ha-
ben mit den Schwerpunkten ahoi.digital — Sie ha-
ben es angesprochen —, mit Hamburg Open
Science und der Hamburg Open Online University.
Und das jetzt als YouTube-Kanal zu beschrei-
ben ... Wir hatten letzte Woche norddeutsche Wis-
senschaftsministerkonferenz, wo alle geguckt ha-
ben auf das, was wir hier machen. Wir haben eine
Professorin, die sich fur Hamburg und gegen Min-
chen entschieden hat, weil sie gesagt hat, das,
was hier passiert, ist konkret, das, was hier pas-
siert, hat eine Aufwuchsperspektive, hat eine Per-
spektive der Gemeinschaft, der Kooperation, des
Transfers und bezieht andere Facher mit ein, das,
was hier passiert, ist auch finanziell unterlegt. Das,
finde ich, kann man auch einmal zur Kenntnis neh-
men, dass wir hier vielleicht auch einmal zwei, drei
Schritte vorangegangen sind und andere damit ein
Stlck weit abhangen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich komme zum Schluss, ich ende so, wie ich be-
gonnen habe:

(André Trepoll CDU: Schwach!)

Wissenschaft ist ein Raum kreativer Freiheit. Wir
muissen uns diese Raume kreativer Freiheit erhal-
ten. Der Senat steht zu der Verantwortung, das
Thema Wissenschaft und Innovation als zentrales
Thema unserer Senatspolitik ausstrahlend in alle
anderen Bereiche weiter sehr aktiv und hoffentlich
auch mit lhrer Unterstitzung nach vorne zu brin-
gen. Ich danke erst einmal fur lhre Unterstitzung,
die Sie uns in den letzten Wochen und Monaten
schon bei vielen Einzeldrucksachen gegeben ha-
ben, und kann lhnen sagen, wir werden da im
nachsten Jahr weitermachen, dann fir eine Wis-
senschaftsmetropole im Norden. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin, da ha-
ben Sie jetzt mehr als das Anderthalbfache der Re-
dezeit in Anspruch genommen, die den Abgeord-
neten in der Aktuellen Stunde zur Verfiigung steht.
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Fir die zweite Runde bekommt zunachst Herr
Gogge das Wort flir die GRUNE Fraktion und fir
maximal drei Minuten.

René Gégge GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Dass es in einer Stadt, die in
Zukunft nicht mehr allein von Hafen und grol3er In-
dustrie getragen werden kann, kluge Ansatze fir
die Gestaltung der Zukunft braucht, das liegt auf
der Hand. Wem hierbei die Schlisselrolle zu-
kommt, das haben die Kollegen Dressel und Tjarks
und auch die Zweite Burgermeisterin soeben sehr,
sehr deutlich gemacht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben auch schon Uber die 60 Millionen Euro,
die Rot-Grin zusatzlich in dieser Wahlperiode be-
reits jetzt flr die Wissenschaft mobilisiert hat, ge-
sprochen. Dabei ist aber auch klar, dass es nicht
nur darauf ankommt, mehr Mittel in die Hand zu
nehmen, sondern auch, sie an der richtigen Stelle
einzusetzen. So forscht beispielsweise das IWES
erfolgreich im Bereich der erneuerbaren Energien,
das Deutsche Klimarechenzentrum erstellt Modelle
fur die kunftigen Auswirkungen des Klimawandels
und im Laser Zentrum Nord wird ambitioniert der
3D-Druck vorangetrieben.

Aber naturlich brauchen wir fir die Wissensgesell-
schaft unserer Stadt auch ein solides Fundament.
Und genau deshalb treiben wir das Wachstum der
Technischen Universitat ambitioniert voran, denn
wir brauchen in Zukunft mehr kluge, mitdenkende
und an den Bedirfnissen der Menschen orientierte
Ingenieurinnen und Ingenieure, und genau dort
werden diese ausgebildet.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auch die enorme Kraft und die riesigen Chancen,
die mit der Digitalisierung verbunden sind, finden
einen Niederschlag in der Politik dieser Koalition.
Wir haben die Informatikplattform ahoi.digital auf
den Weg gebracht und auch, wenn es fiir den Kol-
legen Ovens ein Kleckerlie ist: 38 Millionen Euro
sind fir mich ein Signal fur einen Aufbruch in die
Zukunft.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Aber der Wert von Forschungseinrichtungen und
Hochschulen ist keineswegs auf wirtschaftliche
und Okologische Effekte beschrankt. Sie unterstit-
zen uns auch bei der Frage, wie wir zusammen le-
ben wollen, und erleichtern uns Reflektion. Folge-
richtig unterstitzt diese Koalition auch die Hoch-
schule fir Musik und Theater sowie die Hoch-
schule fir bildende Kiinste mit einem deutlich ver-
besserten Budget. Zusatzlich bauen wir eine
moderne Theaterakademie fir die HfMT und ein
Atelierhaus fur die HfBK. In welcher Stadt finden
Sie solche Aktivitdten noch?

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

All das gibt es natlrlich nicht zum Nulltarif, aber
Verantwortung in einer Stadt und fir die Zukunft
einer Stadt zu Ubernehmen, bedeutet auch, Priori-
taten zu setzen. Wie Sie heute deutlich wahrneh-
men konnen, setzt diese Koalition eine klare Priori-
tat bei der Wissenschaft und ich kann Ihnen ver-
sprechen, das wird auch in den nachsten Jahren
so bleiben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, Herr Giffei bekommt das Wort fir die SPD-
Fraktion.

Uwe Giffei SPD: Vielen Dank, Frau Prasidentin.
Meine Damen und Herren! Ich denke, die bisherige
Debatte hat die Dynamik, die die Wissenschaftspo-
litik dieses Senats kennzeichnet, deutlich gemacht.
Es ist in der ganzen Stadt, wenn man nicht mit
Scheuklappen durch sie geht, uniibersehbar: Ham-
burg ist auf dem Weg zu der Wissenschaftsmetro-
pole des Nordens.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die zentrale wirtschaftliche Bedeutung dieser Ent-
wicklung durfte auf der Hand liegen und wurde ja
auch bereits ausfihrlich erortert. Ich mdchte des-
halb lhre Aufmerksamkeit, wenn ich sie denn be-
komme, auf zwei andere Aspekte legen. Einen hat-
te die Senatorin schon angesprochen, das Thema
der Digitalisierung. Sie hat auf die Plattform
ahoi.digital hingewiesen und den Aufwuchs der
Professuren in der Informatik.

Der Senat ist da aber nicht stehen geblieben, son-
dern er hat sich entschlossen, die Zukunft der For-
schung und der Lehre im digitalen Zeitalter von
Hamburg aus aktiv mitzugestalten.

Die Hamburg Open Online University entwickelt in
Pionierarbeit Qualitatsstandards flr digitale Lehre
und entwickelt auch die dazugehdrigen didakti-
schen Konzepte. Sie stellt darliber hinaus eine ei-
gene Plattform fur diese Inhalte zur Verfugung.
Hamburg Open Science leistet im Bereich der frei-
en Zuganglichkeit von Forschungsergebnissen und
Forschungsdaten vergleichbare Grundlagenarbeit.
Das, wie Frau Senatorin Fegebank schon sagte,
als Wissenschafts-YouTube abzutun, wird der Ar-
beit der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
dort nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Diese Projekte sichern aber auch nicht zuletzt die
Unabhéngigkeit von privatwirtschaftlichen Plattfor-
men und Anbietern. Das ist fir eine Wissenschaft
in gesellschaftlicher Verantwortung auch in Zukunft
von zentraler Bedeutung.

Verantwortung ist der zweite Aspekt, Uber den ich
reden will, auch im Hinblick auf das, was Herr Dol-
zer gesagt hat. Die Welt steht vor einer Vielzahl
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ungeloster Probleme. Dazu gehéren der Klima-
wandel, die Frage, wie wir globales Wachstum bei
knappen Ressourcen und groflen Umweltproble-
men nachhaltig gewahrleisten kdnnen, oder auch
die Herausforderungen in der Medizin durch die
schnelle Verbreitung von Infektionen und Viren in
Zeiten der Globalisierung. Auf allen diesen zentra-
len Feldern gehort die Wissenschaft in Hamburg,
wie wir schon gehort haben, zur Weltspitze. Das ist
schon, das ist faszinierend. Aber daraus erwachst
auch eine Verantwortung. Wir haben eine Verant-
wortung dafur, diese Forschungsbereiche weiter
energisch zu férdern, denn die Welt wartet auf Lo-
sungen in diesen Bereichen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch und gerade deshalb ist die Starkung dieser
Exzellenzbereiche durch den Senat der richtige
Weg. SPD und GRUNE werden ihn weiterhin auf
diesem Weg unterstiitzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Von der CDU-Fraktion
erhalt das Wort Herr Ovens.

(Séren Schumacher SPD: Die haben keinen
anderen!)

Carsten Ovens CDU: Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin. — Herr Dolzer, ich wusste gar nicht, dass es in
meiner Verantwortung liegt, dass Herr Dr. Dressel
und Christian Lindner in die Politik gegangen sind.
Wenn dem so ist, dann tut mir das leid, aber ich
finde es gut, wenn SPD und GRUNE tatséchlich
viel von unseren Akzenten, viel von unseren Antra-
gen hier Ubernehmen. Das ist auch richtig so an
dieser Stelle.

(Beifall bei der CDU)

Allerdings mussen wir viel mehr Uber innovative
Hochschulpolitik sprechen. Deswegen ist es ja
auch grundséatzlich gut, dass wir heute diese De-
batte fihren. Ich hatte mir wirklich gewiinscht, dass
der Senat nicht nur durch Frau Fegebank vertreten
ware als Zweite Birgermeisterin,

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN:
Oh!)

sondern auch ein paar mehr Fachsenatoren, aber
so ist die Prioritdtensetzung an dieser Stelle.

Innovativ ware es doch aber gewesen, wenn wir
jetzt Uber die Third Mission gesprochen hatten,

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie kdnnen doch
daruber reden!)

Uber die dritte Mission, die Hochschulen heute
ausflllen mussen. Innovativ ware es gewesen,
wenn wir heute Uber Zukunftstechnologien wie
Blockchain und anderes gesprochen hatten. Inno-
vativ ware es auch gewesen, wenn wir heute tUber

mehr norddeutsche Kooperationen gesprochen
hatten oder etwa Uber die Einbindung der privaten
Hochschulen bei all den vielen spannenden Kon-
zepten, die jetzt hier eben gerade immer wieder
angerissen werden und PR-maRig Monat fir Mo-
nat vom Senat nach vorn getragen werden.

(Dr. Monika Schaal SPD: Dazu haben Sie
auch nichts zu sagen!)

Innovativ ware es auch gewesen, wenn wir dar-
Uber gesprochen hatten, wie die ausreichende
Grundfinanzierung von Hamburgs staatlichen Uni-
versitdten und Hochschulen hergestellt wird. Auch
dazu, Frau Senatorin, haben wir leider von lhnen
heute wieder nichts gehort.

(Beifall bei der CDU)

Es bleibt also dabei: Wir héren sehr viel PR-
Sprech, wir horen sehr viele wohlwollende Worte
von SPD und GRUNEN.

(Dr. Monika Schaal SPD: Von Ihnen nur Ge-
mecker!)

Wie ein rot-griner Faden zieht es sich durch die
Arbeit in allen Fachgebieten, es ist eine rein an
quantitativen Zahlen, an quantitativen Werten aus-
gerichtete Politik, der nach wie vor ein Auge fir die
Qualitat fehlt. Das ist rot-griine Politik in dieser
Stadt.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
100 Millionen!)

Frau Senatorin, zur Hamburg Open Online Univer-
sity: Ich bin ja bei Ihnen, Perspektiven sehen auch
wir da als Union. Deswegen haben wir das Projekt
von Anfang an unterstitzt.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Das Problem ist nur, dass — auch wenn Herr Dol-
zer es anders sehen mag — an dieser Stelle |hre
Fraktionen leider unsere Kritik nicht aufgegriffen
haben. Naturlich kann man einmal etwas Neues
probieren. Aber wenn ich von Anfang an kein Kon-
zept habe, keine ldee, wohin ich mich entwickeln
will, wenn, wie gerade eben gesagt wurde, erst
einmal irgendwelche Ideen quasi auf den Weg ge-
bracht werden, entwickelt werden sollen, anstatt
sich an dem zu orientieren, was wir im Bereich E-
Learning ja schon international seit vielen Jahren
standardmaRig verfugbar hatten ... Man hatte also
nur gucken mussen, was es schon gibt, bevor man
das Rad neu erfindet. Das ware einmal tatsachlich
Politik mit Weitsicht und nachhaltig gewesen.

Es bleibt dabei: Sowohl von der Senatorin — lei-
der —, aber auch von allen Rednern von der SPD
und den GRUNEN viele blumige Worte ob der
kreativen Freiheit der Wissenschaft. Es fehlen Ta-
ten, es fehlen Strategien, Konzepte und endlich
vernlinftige Budgets.
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(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Ovens. — Als Nachster erhalt das Wort
noch einmal Herr Dolzer von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Vielen Dank, Herr Pra-
sident. Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe
Hamburgerinnen und Hamburger! Ich versuche es
noch einmal ein bisschen anders darzulegen. Es
gibt viel weniger Studienplatze als Menschen, die
studieren méchten. Die Gebaude sind nach wie vor
viel zu marode, die Ausstattung mangelhaft und
die Betreuungsverhaltnisse vielerorts katastrophal.

(Michael Kruse FDP: Aber Hauptsache, kein
privates Geld reinstecken!)

Zu viele Lernende kommen auf zu viele Lehrende.
Derzeit betreut eine Professorin oder ein Professor
im Schnitt 60 Studierende, Anfang der 1970er-Jah-
re war es zum Beispiel ein Verhaltnis von 1:30.
Und oft sind es heutzutage nicht einmal Professo-
rinnen oder Professoren. Das soll die Lehrbeauf-
tragten jetzt nicht degradieren, aber es sind Lehr-
beauftragte, die die Lehre machen, was langfristig
vielleicht auch nicht der Weisheit letzter Schluss
ist.

Die Ursache flr diese Probleme liegt in der jahre-
langen Unterfinanzierung. Frau Senatorin, Sie ha-
ben es angesprochen, Sie wollen die Hochschulen
als Rdume der kreativen Freiheit erhalten oder ge-
stalten. Das finde ich grundsatzlich eine super
Idee. Wenn ich aber in der Pressemitteilung der
GEW vom 30. November 2017 lese — ich zitiere —:

"Der im Koalitionsvertrag dokumentierten
Bereitschaft zur Nachverhandlung Uber den
jahrlichen Aufwuchs der Grundfinanzierung
der Hochschulen von 0,88 Prozent abhangig
von den Tarifentwicklungen erteilte die gri-
ne Senatorin Frau Fegebank jlingst vor dem
Akademischen Senat der Universitat Ham-
burg zum wiederholten Male eine Absage.
Dem steht gegenlber, dass die Einschrei-
bungszahlen ein erneutes Allzeit-Hoch an
den Hamburger Hochschulen feststellen.
Das bedeutet mehr Lehrleistungen bei
schrumpfendem Etat."

Wenn wir solche Bedingungen haben, dann ist es
nicht leicht, einen kreativen Raum zu erhalten. Und
wenn wir wirklich einmal innovativ waren, dann
wilrden wir sagen ... Ja, seien Sie doch einmal
mutig. Nehmen Sie vielleicht Konzepte auf, wie wir
die Hochschulen wirklich demokratisieren kénnen.
Ist es notwendig, Hochschulrate zu haben, oder
ware es vielleicht eine ldee, die Standedemokrati-
en in den Hochschulen zu realen Demokratien um-
zuformen? Das ware einmal wirklich innovativ.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Michael
Kruse FDP)

Oder es ware auch wirklich innovativ, wenn die
Wissenschaftslandschaft, die wir hier jetzt gerade
vorfinden, die Jorg Drager wesentlich mitgestaltet
hat, der von der FDP, Herr Kruse, damals als Par-
teiloser in den Senat geschickt worden ist ...

(Michael Kruse FDP: Olaf Walther regelt die
Probleme!)

— Ach, Herr Kruse, das war so ein dummer Zwi-
schenruf, den mdchte ich gar nicht weiter doku-
mentieren.

Wenn Sie einmal an dem Punkt ansetzen wirden,
wenn Sie an die unternehmerische Hochschule
und die Zurtickschrumpfung der geistes- und sozi-
alwissenschaftlichen Facher, die Drager eingeleitet
hat, herangehen wiirden, dann wirden Sie wirklich
kreative Raume erdffnen. Aber da fehlt lhnen der
Mut. Stattdessen reden Sie von kreativen Raumen,
aber Sie geben keine Substanz, keine Butter bei
die Fische. Ich habe nichts erkennen kénnen, wo
Sie in eine eigene Richtung gehen wollen, auRer
den Vorgaben, denen seit Jahrzehnten hinterher-
gelaufen wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt Herr Daniel Oetzel von der FDP-
Fraktion das Wort.

Daniel Oetzel FDP: Vielen Dank, Herr Prasident.
Meine Damen und Herren! Herr Dolzer, wenn das
so einfach ware — Christian Lindner ist ein Produkt
seines BWL-Studiums, oder was? —, dann bin ich
eigentlich froh, dass er nicht dasselbe studiert hat
wie Sie. Ich glaube, das kann ich hier ungeschiitzt
so sagen, weil ich gar nicht weil}, was Sie studiert
haben.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber wenn Sie einmal im Internet etwas recher-
chieren, dann werden Sie erkennen, dass Christian
Lindner schon vor seinem Studium gewusst hat,
dass Probleme nur dornige Chancen sind und
dass er dafiir nicht erst ein Studium der Betriebs-
wirtschaftslehre aufnehmen musste.

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD
und den GRUNEN: Oh! — Dr. Anjes Tjarks
GRUNE: Sie miissen mal versuchen, eine
Bundesregierung zu bilden!)

Herr Giffei, ich muss sagen, Sie haben hier gerade
eben noch einmal vielleicht den Anspruch der Re-
gierungsfraktionen ein bisschen korrigiert. Sie ha-
ben gesagt, Hamburg ist Ihrer Meinung nach auf
dem besten Weg zu einer Wissenschaftsmetropole
des Nordens, wobei lhre Vorrednerinnen und Vor-
redner immer davon gesprochen haben, dass man
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im Grunde internationale und Weltspitze erreichen
will. Vielleicht missen Sie sich noch einmal ein
bisschen intern sortieren, ob Sie sich vergleichen
wollen — und das meine ich gar nicht despektier-
lich — mit Bremen und mit Kiel oder ob Sie viel-
leicht doch andere Praferenzen haben, zu denen
Ihrer Meinung nach Hamburg international auf-
schlieen misste.

(Beifall bei der FDP)

Frau Fegebank, ich fand lhren Einwurf gerade
eben wirklich sehr interessant, dass Sie gesagt ha-
ben, dass wir die Wissenschaft unbedingt brau-
chen, um die drangenden Fragen der Zukunft zu
klaren, um die Frage der Energiewende zu klaren,
auch der Mobilitdtswende, die Sie benannt haben.
Ich muss sagen, ich wirde mir winschen, dass
dieser Einwurf von Ihnen vielleicht in Ihrer eigenen
Partei auf etwas mehr Gegenliebe stoRen wiirde,
weil nach meiner Wahrnehmung die GRUNEN
schon sehr, sehr klare Vorstellungen davon haben,
wie die Mobilitdtswende und wie eine Energiewen-
de gelingen kann, noch bevor wir diese wissen-
schaftliche Expertise ausreichend einbezogen ha-
ben.

(Beifall bei der FDP)

Und Sie haben hier eben auch noch einmal um
Geduld gebeten in einigen Fragen, die Sie benannt
haben, zum Beispiel die Perspektive der TU Har-
burg,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das ist die TU
Hamburg!)

die ja selbst etwas bremst gegeniber lhren hohen
Ansprichen. Bei der Exzellenz der Universitat sol-
len wir auch noch ein bisschen Geduld haben,
aber Sie haben erneut nicht das Thema der
Grundfinanzierung angesprochen. Wenn Sie jetzt
zumindest gesagt hatten, haben Sie noch ein
bisschen Geduld, dann wird demnéachst schon et-
was Bewegung hineinkommen, aber das haben
Sie nicht getan. Insofern missen wir wohl leider
davon ausgehen, dass wir hier auch mit Geduld
nichts erreichen, sondern dass wir weiter am
0,88-Prozent-Spardiktat des Senats festhalten wer-
den. Sie sprechen einfach nicht mehr Uber das
Thema Grundfinanzierung und hoffen, dass die an-
deren Fraktionen in der Blrgerschaft das irgend-
wann vergessen werden, genauso wie Sie hoffen,
dass die BAf6G-Millionen irgendwann in Verges-
senheit geraten. Das werden sie nicht tun. Daran
werden wir Sie immer wieder erinnern, wenn wir
hier Uber gute Lehre und gute Forschung spre-
chen, dafur werden wir als Freie Demokraten
schon sorgen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes habe ich jetzt die Wortmeldung vom
Fraktionsvorsitzenden der SPD, Herrn Andreas
Dressel.

(Zurufe von der SPD: Doktor, Doktor!)

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Uber die Kompetenzen vom
Kollegen Lindner in Berlin wollen wir uns jetzt ein-
mal nicht weiter auslassen. Das mit den dornigen
Chancen

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Sehr dornig!)

— ja, sehr dornig, Betonung auf dornig —, da héatte
er vielleicht noch einige mehr wahrnehmen kon-
nen. Aber da wird die FDP genau wissen, was sie
getan hat, und Sie sehen ja im Moment in den Um-
fragen, in welche Richtung das fiir Sie geht.

Wir stellen uns der Verantwortung jetzt fir uns, so
schwer es ist, vor der Sie weggelaufen sind. Des-
wegen muissen Sie einmal wirklich vor Ihrer eige-
nen Haustur kehren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber ich wollte mich jetzt gar nicht an der FDP ab-
arbeiten, sondern noch einmal an dem Kollegen
Ovens, was bei uns vielleicht noch zu weiteren
Nachfragen und Beteiligungen fluhrt. Diese ganze
Platte muss man vielleicht auch einmal Uberprifen
als Opposition, ob das, was man hier vorn immer
erzahlt, eigentlich mit der Realitdt drauf3en in der
Stadt noch irgendetwas zu tun hat.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN - Zu-
rufe von der CDU)

Es ist ja okay, dass man sagt, man glaubt uns jetzt
hier nicht. Aber dass wir externe Gutachten, zum
Beispiel vom Wissenschaftsrat flir den Bereich
MINT, dass wir eine externe Evaluation mit sehr
vielen Leuten haben, die sich viel besser als wir al-
le und wahrscheinlich auch Sie, Herr Ovens, mit
diesem Thema auskennen und sagen, Hamburg ist
an dieser Stelle auf dem richtigen Weg, nehmen
Sie das doch einmal zur Kenntnis. Das wiirde auch
Ihrer eigenen Glaubwurdigkeit guttun.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Dressel, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Ovens?

Dr. Andreas Dressel SPD:* Wenn da ein Lernfort-
schritt erkennbar ist, immer gern.

Zwischenfrage von Carsten Ovens CDU: Ich ge-
be mir ja stets groRte Mihe, dass Sie Lernfort-
schritte erzielen kénnen, Herr Dr. Dressel. Wirden
Sie mir recht geben, wenn wir Gber die Grundfinan-
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zierung sprechen — und das ist ja das zentrale Pro-
blem der Hochschulpolitik Ihres Senats —, dass wir
nach wie vor eine Situation haben, in der das Land
Hamburg Mittel aus dem Hochschulpakt vom Bund
bekommt aufgrund von Studienplatzen, die an pri-
vaten Hochschulen hier in Hamburg geschaffen
wurden, wovon die privaten Hochschulen aber nie
einen Cent sehen? Wirden Sie mir recht geben,
dass die Hochschulpaktmittel nicht in zusatzliche
Lehrdeputate flieRen, sondern in Lehrdeputate, um
einfach die Grundlagenlehre tatsachlich sicherzu-
stellen? Und wirden Sie mir auch recht geben,
dass die 31 Millionen Euro pro Jahr BAfoG-Mit-
tel ...

(Dr. Andreas Dressel SPD: Gleich drei Fra-
gen auf einmal!)

— Das ist eine Frage zur Grundlagenfinanzierung.

Wiirden Sie mir auch recht geben, dass Sie die
31 Millionen Euro BAf6G-Millionen pro Jahr im all-
gemeinen Haushalt versickern lassen und nicht
nachweisen kbénnen, wo diese an den Hoch-
schulen ankommen? Drei einfache Fragen.

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend):* Super.
Drei Fragen auf einmal. Das geht nun wirklich
nicht, wirde ich in Anlehnung an die Werbung jetzt
sagen. Aber einmal Spal} beiseite. Dass wir natur-
lich im Bereich von Finanzierungen auch noch Her-
ausforderungen haben, das hat die Senatorin ge-
sagt, das haben wir alle gesagt. Aber die Frage ist:
Macht man das dann {berall mit der GieRkanne
oder versuchen wir, entlang von Entwicklungen
— und Uber die Perspektiven haben wir hier gere-
det — auch bestimmte Schwerpunkte zu setzen?
Naturlich haben wir den Antrag fir die TU Ham-
burg hier auch gestellt, weil wir gesagt haben, der
Haushaltsgesetzgeber, wir hier alle als Budgetge-
setzgeber, wollen uns committen, in den nachsten
Jahren eine Aufwuchsperspektive fir den Haushalt
zu entwickeln und sagen, in die Richtung soll es
programmatisch gehen. Das ist ein Antrag, den
man im Senat auch sehr aufmerksam gelesen ha-
ben wird. Wir haben ihn ja auch intensiv mit dem
Senat abgestimmt, dass wir uns in die Richtung
bewegen, Richtung 10 000 und mehr Studierende,
neue Maoglichkeiten der Kooperation mit der Praxis.
In die Richtung soll es gehen. Und naturlich ist das
auch etwas, was nachher sich in Euro bemerkbar
machen soll. So meinen wir das und wir meinen
das ernst.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sie kénnen ja gleich noch einmal nach vorn kom-
men und zum Beispiel sagen, was Sie aus den
Gutachten, die Sie sicherlich alle gelesen haben,

(Ksenija Bekeris SPD: Ach, davon wiirde ich
nicht ausgehen!)

Uber die tollen Entwicklungen am Wissenschafts-
standort Hamburg jetzt als Lernfortschritt mitneh-
men, um lhre Reden hier noch einmal zu Uberar-
beiten. Das finde ich einen sehr wichtigen Punkt.

Wo ich Sie vermisst habe, weil Sie gesagt haben,
Forschungskooperationen mit dem Norden, das
klappt alles irgendwie Uberhaupt nicht und man
kénnte noch viel mehr machen ... Wir hatten neu-
lich einen gemeinsamen Ausschuss in Kiel. Ich
kann mich erinnern, dass dort ein Staatssekretar
aus Schleswig-Holstein anwesend war. Ich glaube,
der arbeitet fiir eine ehemalige Kollegin von lhnen,
die heifldt namlich Karin Prien.

(Zuruf: Wer ist das?)

— Das war eine Abgeordnete hier, die jetzt auch fir
Wissenschaft in Schleswig-Holstein zustandig ist.

Da haben wir einen gemeinsamen Antrag be-
schlossen, den lasse ich Ihnen gern gleich da, in
dem wir die Forschungskooperationen zwischen
Hamburg und Schleswig-Holstein loben. Da steht
auch CDU driber, aus beiden Landtagen.

(Heiterkeit)

Das heif3t, wir sind auf dem Weg. Gehen Sie die-
sen Weg mit. Dieses Lesestiick lasse ich Ihnen
gleich da. — Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Sobald
sich das Haus beruhigt hat,

(Martina Friederichs SPD: Immer diese
Kommentare, das ist ja schrecklich!)

erhalt der Fraktionsvorsitzende der GRUNEN,
Dr. Anjes Tjarks, das Wort.

(Zuruf: 1:0 fir Herrn Dr. Dressel!)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich habe mich jetzt eigentlich
auch nur noch einmal gemeldet, um so ein
bisschen darauf hinzuweisen ... Herr Oetzel und
Herr Ovens, Sie sind jetzt ja nicht Haushaltspoli-
tiker, sondern Fachpolitiker. Dann kann man immer
viel fordern, aber ich glaube, es ware schon sehr
praktisch, wenn Sie |hr Verhaltnis in der Fraktion
zu lhren Haushaltspolitikern einmal im Sinne der
Schuldenbremse ein bisschen klarkriegen wiirden.
Das wirde namlich auch fir diese Debatten helfen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Mi-
chael Kruse FDP: Schauen Sie mal in unse-
ren Antrag!)

Da kann ich immer nur sagen, dass Sie doch die
beiden Fraktionen sind, die als Allererstes sagen,
dass die Schuldenbremse eingehalten werden
muss. Ich finde das sogar richtig.
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Und dann reden wir dartiber in Hamburg sehr prak-
tisch. Dann geht es darum, ob man aufgrund der
Konjunkturentwicklung mehr Spielrdume schaffen
kann, ob man das Finanzrahmengesetz anheben
kann, ob man die Finanzrahmen anheben kann.
Die CDU-Fraktion hat dagegen gestimmt. Die FDP
hat sich enthalten.

(Zurufe von der CDU)

— Ja, wir wissen doch, wie wir im Ausschuss abge-
stimmt haben. Ich meine, lesen kdnnen wir auch,
vielleicht sogar noch ein bisschen besser als Sie.

Und dann kommen wir zu einer zweiten Situation,
dass die FDP auf Bundesebene nicht nur eine
Steuerreform beim Soli machen will, sondern auch
eine Steuerreform bei der Einkommensteuer, wo
die Lander auch noch weniger Geld haben. Ubri-
gens, Herr Oetzel, bei den Kitas kostet das noch
ein bisschen mehr, da fordern Sie dann 350 Millio-
nen Euro. Und hier fordern Sie einmal salopp ir-
gendwelche Anhebungen der Grundfinanzierung,
einfach so ungeschitzt. Sie mussen sich doch
auch einmal angucken und zur Kenntnis nehmen,
dass wir 100 Millionen Euro zusatzlich in diesen
Etat seit Anbeginn dieser Legislaturperiode getan
haben. Das ist eine groRRe Leistung. Aber Sie kom-
men mit [hrem Finanzwillen und mit Ihrer Fachpoli-
tik vorn und hinten nicht hin. Bevor Sie hier weiter
irgendwelche Behauptungen aufstellen, sollten Sie
dieses Verhalten erst einmal klaren. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als nachs-
te Wortmeldung liegt die von Herrn Hansjorg
Schmidt von der SPD-Fraktion vor.

(Michael Kruse FDP: Das ist aber jetzt etwas
peinlich! — Gegenruf: Wieso?)

Hansjorg Schmidt SPD: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich mache es
auch nur kurz. Ich bin hier ein bisschen aufmerk-
sam geworden angesichts des Buzzword-Bingos,
was der Kollege von der CDU gesagt hat. Als je-
mand, der sich nur so ein bisschen am Rande mit
Digitalisierung beschaftigt, habe ich doch sehr ge-
nau hingehort und gefragt, ob Sie sich eigentlich
Uberhaupt einmal anschauen als Wissenschaftspo-
litiker, wenn dann tatsachlich Professuren ausge-
schrieben wurden, was denn da passiert. Ich muss
das hier einmal nachlesen.

Es gab im Sommer 2017 eine Ausschreibung fir
eine Universitatsprofessur fur Informatik, insbeson-
dere Data Engineering. Dann gab es hier Software-
Ergonomie und Usability, besonders sicherheits-
kritische Systeme im Bereich Algorithmen und
Komplexitat. Und dann kommen Sie mit Ihrem
Buzzword-Bingo und sagen, dass das alles nicht
stattfindet und wo denn die Zukunftsdinge disku-
tiert werden. Dann sage ich lhnen, dass genau

das, was der von mir enorm geschatzte Professor
Tilo B6hmann mit seiner ahoi-Informatik-Plattform
dort auf die Beine stellt, alles das beinhaltet, was
Sie hier einfordern. Wenn Sie sich nur am Rande
einmal inhaltlich mit der Technologie beschaftigen
und nicht immer nur einfach Schlagworte in den
Raum schmeil3en wiirden, dann wiirden Sie an der
Stelle in Zukunft vielleicht etwas ruhiger sein. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Damit lie-
gen zum ersten Thema keine Wortmeldungen vor.
Ich rufe deswegen das zweite Thema auf, ange-
meldet von der FDP:

Notfall Inklusionsklassen: Kollaps von
Grund- und Stadtteilschulen verhindern!

Nach dem aktuellen Stand haben wir noch gut
15 Minuten in der Aktuellen Stunde. Wer wiinscht
das Wort? — Frau von Treuenfels-Frowein von der
FDP-Fraktion erhalt es.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren!

"Den Job ertrage ich nur noch mit Rotwein."

Das schrieb eine Lehrerin in einer Hamburger Zei-
tung jungst Uber den Schulalltag. Das ist schlimm
genug. Daran ist nicht so viel witzig. Ich weif3 nicht,
warum Sie sich dariiber aufregen, aber bitte sehr.

Aber was ist mit den Schilern? Es geht ja nicht nur
um die Lehrer. Wie werden sie damit fertig, Opfer
einer vollig unorganisierten Inklusion zu sein? Fest
steht — und nicht erst seit diesem Hilferuf —: Die In-
klusionsklassen sind zu einem wirklichen Notfall
geworden. Die dramatischen Zustande sind seit
Jahren bekannt, sie sind uns allen bekannt. Seit
Jahren warnen wir auch davor und es ist nicht viel
passiert. Das ist unverantwortlich.

(Beifall bei der FDP und bei Peter Lorkowski
AfD und Birgit Stéver CDU)

Es ist schlimm fir alle Beteiligten, dass es Uber-
haupt so weit kommen musste. Die immer gleiche
Antwort von Senator Rabe — heute ist er nicht da —
kann ich fast auswendig: Hamburg steht besser da
als andere Bundeslander. Und: Wir stecken die
meisten Ressourcen in die Schulen. Das ist eben
hier auch nur die halbe Wahrheit. Die andere Half-
te der Wahrheit ist namlich die, dass Herr Rabe die
Ressourcen flir Schiler mit Férderbedarfen Ler-
nen, Sprache sowie emotionale und soziale Ent-
wicklung, kurz LSE genannt, um offenbar fast ein
Drittel geklrzt hat im Vergleich zu unserem Blur-
gerschaftsbeschluss von 2012. Da kann man wirk-
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lich nicht erwarten, dass Hamburgs Schulen der
Belastung standhalten.

Aber, und das mdéchte ich sehr deutlich sagen, es
geht hier nicht nur um die Frage der Ressourcen,
sondern es geht auch und besonders um Konzep-
te. Die Zustande, wie sie jetzt beschrieben sind,
wie wir sie alle kennen, verkehren die Idee der In-
klusion ins Gegenteil.

(Beifall bei der FDP)

Die Inklusion verkommt zur Farce, wenn man sie
mit einer starren Ideologie einfach nur umsetzt.
Und das ist besonders schlimm.

(Beifall bei der FDP, der AfD und bei Birgit
Stéver CDU)

Denn wer so fernab von der Realitat Politik macht,
braucht sich nicht zu wundern, wenn sich eine
Volksinitiative nach der anderen grindet. Und
wenn chaotische Zustande guten Unterricht in den
Grundschulen und auch in den Stadtteilschulen
massiv erschweren, dann ist auch Bildungsgerech-
tigkeit in weiter Ferne; und das ist nicht akzeptabel.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb braucht es, wie wir finden, unideologische
und sehr pragmatische und vor allen Dingen auch
einmal ergebnisorientierte Ansatze.

Fangen wir an mit der Wabhlfreiheit.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wir schreiben
mit!)

Erstens: Eltern von férderbeddrftigen Kindern mis-
sen die Moglichkeit haben, ihr Kind entweder an ei-
ne allgemeinbildende Schule mit gut funktionieren-
der Inklusion oder auf eine gut ausgestattete For-
derschule schicken zu kénnen.

Zweitens wird doch gerade hier in diesem Fall sehr
deutlich, dass die sogenannte Binnendifferenzie-
rung genau hier an ihre Grenzen std3t. Dazu noch
etwas aus dem Bericht dieser Lehrerin. Kinder, die
sich Arbeitsblatter aus den Handen reil3en, schrei-
en, streiten oder sogar schlagen, machen jeden
normalen Unterricht vollig unmdglich. Das ist kein
Unterricht, sondern das schiere Chaos. Wenn so
viele Schiiler in einer Klasse so unterschiedlich for-
derbedurftig sind, dass kein Kind mehr zu seinem
Recht auf Bildung kommt, dann legt doch genau
das die Axt an die Akzeptanz der Inklusion.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Damit eins klar ist — ich kenne ja schon die Erwide-
rung von lhnen —: Nicht das klare Benennen der
Zustande schwacht die Schulen, sondern die Un-
terlassenshaltung der Regierungsfraktionen. Das
schwécht die Schulen.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Joachim
Kérner AfD und Birgit Stéver CDU)

Um die Situation nun kurzfristig zu verbessern
— vielleicht schaffen wir es ja irgendwann einmal,
eine wirklich gute Inklusion an die Schulen zu brin-
gen —, schlagen wir vor, zusatzliche Lerngruppen
fur LSE-Kinder einzuflhren, zumindest in den
Kernfachern Deutsch und Mathematik, fur zielge-
nauen Unterricht und damit auch wirklich individu-
elle Férderung.

Die Volksinitiative "Gute Inklusion" verhandelt mit
den Regierungsfraktionen. Und weil heute Niko-
laus ist, winschen wir uns, gern einmal einfach
hier den tatsachlichen Sachstand zu héren, anstatt
in Zeitungen lesen zu mussen, wie Herr Rabes
Schulbehoérde die Verhandlungen von hinten wie-
der torpediert.

Wir erwarten von Rot-Grin, dass Sie ein tragfahi-
ges Ergebnis fiir unsere Stadt erreichen. Wir Frei-
en Demokraten stehen zur Idee der Inklusion, aber
wir wollen gute Inklusion und keine Inklusion zulas-
ten aller Beteiligten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Alexander
Wolf AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Barbara Duden von der
SPD-Fraktion.

Barbara Duden SPD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, vor
allen Dingen liebe FDP! Zum jetzigen Zeitpunkt in
der Aktuellen Stunde zum Thema "Notfall Inklusi-
onsklassen" zu reden, heit auch vor allem, die
Verhandlungen mit der Volksinitiative "Inklusion”
nicht ernst zu nehmen

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das ist unverschamt!)

beziehungsweise — und das wiegt in unseren oder
in meinen Augen viel schlimmer — eventuelle Ver-
handlungserfolge in Gefahr zu bringen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Das kann ich Ihnen noch einmal deutlich sagen:
Alle Verhandlungsteilnehmer, egal ob von den
Fraktionen oder von der Initiative, ringen hart um
einen Erfolg. Das ist kein Spaziergang, weder von
der einen noch von der anderen Seite,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Darum geht es gar nicht!)

aber Sie konnen sich sicher sein, dass wir das al-
les sehr ernst nehmen.

Ich glaube, dass alles in allem lhr Vorstof3 nieman-
dem dient, auch nicht zum jetzigen Zeitpunkt. Vor
allen Dingen muissen wir auch noch einmal deut-
lich machen, dass Inklusionsklassen alle Klassen
in dieser Stadt sind. Alle Klassen sind Inklusions-
klassen. Deshalb denke ich, dass lhr Diskussions-
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vorschlag bei diesem Punkt sehr undeutlich gewor-
den ist.

Dann muss man auch noch einmal deutlich ma-
chen — der zweite Punkt, der sehr wichtig ist —: Die
FDP nimmt anonyme Behandlungen zum Anlass,
Inklusion zu debattieren. Es gibt vielfaltige Unter-
stitzung, die nicht immer einfache Situation von
Hamburgs Lehrkraften zu erleichtern. So gibt es
Facherkoordinatoren, es gibt Beratungslehrer und
fur die geschilderten Einzelfadlle auch die Mitwir-
kung der regionalen Bildungszentren.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Sie meinen, das stimmt alles gar
nicht!)

Gefahrdet die spezielle Situation in einer Klasse
die Gesundheit der Lehrkraft, so muss die
Schulaufsicht mit einbezogen werden, damit im ge-
meinsamen Vorgehen die Stabilisierung der Situa-
tion erreicht werden kann. Dazu gibt es unendlich
viele Hilfsmittel. All das kann aufgrund der Anony-
mitat nicht aufgefangen werden, was sehr bedau-
erlich ist.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Die meisten Lehrkrafte wahlen einen anderen,
einen sehr viel offeneren Weg, und das begriiRe
ich hier ausdrticklich. Ich denke, dass wir spates-
tens in der nachsten Burgerschaftssitzung zur In-
klusion noch eine sehr ausfiihrliche Debatte haben
werden.

Nun noch einmal der dritte Punkt, die FDP und das
Geld. Eigentlich kann ich da weitermachen, wo An-
jes Tjarks vorhin bei der Diskussion Uber die Wis-
senschaftspolitik aufgehdrt hat. Jede Volksinitiative
muss eigentlich deutlich machen, woher sie das
Geld hat beziehungsweise wie sie sich die Finan-
zierung vorstellt.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Nee, das missen Sie machen!)

In jeder Anhorung, die wir machen, fragen wir
Volksinitiativen immer, wie sie es finanzieren wol-
len. Viele glauben, dass es eigentlich nicht so rich-
tig ihre Aufgabe ware, und schieben das ein
bisschen auf die Politik. Aber dass nun auch die
FDP glaubt, es sozusagen auf die Regierung
schieben zu kdonnen, was Sie hier an Wundermit-
teln verteilen wollen, ich glaube, das ist ...

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das habe ich gerade gar nicht gesagt!)

— Frau von Treuenfels-Frowein, dass Sie sich so
aufregen, zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg
sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Da muss man auch noch einmal deutlich machen,
dass diese mindestens 50 Millionen Euro, lhr Fi-
nanzierungsvorschlag, eigentlich Fehlanzeige sind.

Ich kann mich noch einmal auf das berufen, was
auch Anjes Tjarks gesagt hat: Im Haushaltsaus-
schuss hat sich die FDP enthalten, die CDU hat
dagegen gestimmt. Ich glaube nicht, dass das fur
Sie dann ein wichtiger Punkt ist.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Was erzahlen Sie denn?)

Ich denke, wir werden zu einem anderen Zeitpunkt
hoffentlich Gber die Einigung mit der Volksinitiative
"Inklusion" hier eine Diskussion haben, die sich
nicht auf Anonymitat beruft, sondern die wirklich
die Situation in dieser Stadt deutlich darstellt. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Ich bitte,
bei den Zwischenrufen und auch bei Handzeichen
den parlamentarischen Sprachgebrauch zu be-
rucksichtigen.

Als Nachste erhalt das Wort Birgit Stover von der
CDU-Fraktion.

Birgit Stover CDU: Vielen Dank, Herr Prasident. —
Meine Damen und Herren! Frau Duden, Ihr Beitrag
ist iberhaupt nicht zielfiihrend angesichts der wirk-
lich schlimmen Situationen, die es im Moment an
Hamburgs Schulen, Grundschulen wie Stadtteil-
schulen, gibt. Und allen Ernstes: Die Meldung uber
fehlgeleitete E-Mails der Schulbehérde und das
Durchsickern, dass der Schulsenator noch wah-
rend der Gesprache mit der Volksinitiative Uber ei-
ne verfassungsrechtliche Prifung der Zulassigkeit
des Anliegens nachdenkt, ist wirklich eine grobe
Panne. Das muss man hier sehr deutlich sagen.
Der Senat tragt damit die Verantwortung, sollten
die konstruktiven Gesprache flr ein so grundlegen-
des gesellschaftspolitisches Thema scheitern.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir haben heute das Thema Heterogenitat und
Aufgabenvielfalt von Schule und Schulern und das
ist keineswegs ein Thema, welches sich auf Inte-
gration und Inklusion reduzieren lasst. Es ist auch
keines, welches sich einfach mit mehr Lehrern
oder mit mehr Geld heilen lieRe. Zum Kern einer
vernlnftigen Bildungspolitik gehort, padagogische
Vernunft walten zu lassen und auf die Evidenz
praktischer Erfahrungen zu vertrauen. Es heil3t fur
mich nicht, padagogische Grundeinsichten einfach
Uber Bord zu werfen, weil der Zeitgeist gerade wie-
der eine neue Mode ausgerufen hat.

Padagogische Vernunft orientiert sich an der Wirk-
lichkeit und nicht am Winschenswerten. Schiler
sind unterschiedlich in ihren Anlagen. Wer etwas
anderes behauptet, der behauptet dieses wider
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besseres Wissen und handelt dabei ideologisch.
Wir missen immer im Auge behalten, dass es
Menschen sind, Uber die wir reden und entschei-
den. Der personliche Bezug zwischen dem Lehrer
und seinen Schilern ist wichtiger als Strukturen,
Methoden und technische Geréate.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das sagt jetzt
was?)

Wir sollten die Unterschiedlichkeit der Schiiler ak-
zeptieren und daraus ergeben sich ganz klar und
zwangslaufig padagogische Konsequenzen. Wir
sollten kein utopisches Wunschbild unserer Schi-
ler zeichnen. Denn stark divergierenden Begabun-
gen kann man in der Schule nur gerecht werden,
wenn man weitgehend homogene Lerngruppen bil-
det. Werden die Lerngruppen zu heterogen, dann
ist das Unterrichten unnétig schwierig und verkom-
pliziert und das gemeinsame Lernen wird zerstort.
Alle seriosen Untersuchungen belegen, dass Hete-
rogenitat die Leistungsfahigkeit einer Lerngruppe
mindert. Es ist nicht sozial und nicht gerecht, Un-
gleiches gleich zu behandeln; durch Gleichmache-
rei werden wir dem einzelnen Kind nicht gerecht.
Solche péadagogischen vorgetduschten Beweg-
grinde lehnen wir als CDU vehement ab

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

und das gilt ebenfalls und im Besonderen fiir Kin-
der mit Férderbedarf.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Stover, entschuldigen Sie die Sto6-
rung. Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Dressel?

Birgit Stover CDU (fortfahrend): Nein, das tue ich
nicht. — Inklusion zu leisten, ist ein erklartes Ziel
der Gesellschaft und hierzu sollten wir Lehrern Hil-
festellungen bieten. Denn Lehrer sind ebenso wie
Schiler mit einer groRen Vielfalt, mit einer viel-
leicht zu grof3en Vielfalt, Gberfordert und unseren
Lehrern werden durch diverse gesellschaftliche
Veranderungen immer mehr Aufgaben (bertragen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ihr habt das
doch alles mit beschlossen!)

Lehrer Ubernehmen Erziehungsaufgaben von El-
tern, stellen kulturelle und soziale Unterschiede
klar und missen auf begabte und férderbedurftige
Kinder unterschiedlich eingehen. Immer mehr Mat-
ter sind berufstatig und Kinder werden im Ganztag
betreut. Der Artikel in der "Hamburger Morgenpost"
vom 4. Dezember 2017 beschreibt diese Situation
sehr, sehr drastisch;

(Glocke)
Sie haben ihn alle gelesen.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Das Wort hat Frau Stéver und ich bitte um
mehr Aufmerksamkeit und Ruhe im Plenum.

(Zurufe von der SPD)

Birgit Stover CDU (fortfahrend): Vielen Dank, Herr
Prasident. — In den seltensten Fallen ist der Lehrer
entsprechend fachlich und vor allen Dingen fiir alle
Eventualitdten ausgebildet noch ist seine Besol-
dung adaquat fur diese Vielfaltigkeit an Aufgaben.
Wir brauchen also schnellstens eine entsprechen-
de Lehrerfortbildung und Lehrerausbildung, an-
sonsten wird es mehr von den in der "Hamburger
Morgenpost" beschriebenen Uberlastungen und
Krankheiten geben.

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen von der
Koalition, deshalb ist auch die Ankindigung eines
Einheitslehrers fur Stadtteilschulen und Gymnasien
der falsche Weg und fiihrt uns geradewegs in die
Bildungskatastrophe.

(Dr. Monika Schaal SPD: In den Sechziger-
jahren, Frau Stover!)

An Stadtteilschulen herrscht per se durch den Zu-
sammenschluss von drei Schulformen eine grof3e
Vielfalt. Zusatzlich kommen die Herausforderungen
von Inklusion und Integration hinzu. In diesem Zu-
sammenhang muss der Senat die Stadtteilschulen
befahigen, homogene einheitliche Lerngruppen zu
schaffen, und das geht nur, indem der Senat end-
lich die von der KMK beschlossene aufere Diffe-
renzierung in den Stadtteilschulen umsetzt. Ver-
weigert er diese aufere Differenzierung, wird er
dem Bildungsauftrag der Stadtteilschulen nicht ge-
recht.

(Glocke)

Inklusion braucht eine gute Rahmenbedingung.
Schaffen wir diese.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Stover, lhre Redezeit ist abgelaufen.
Bitte kommen Sie zum Schluss.

Birgit Stover CDU (fortfahrend): Kimmern wir uns
also im Sinne unserer Schuler um den fur den je-
weiligen unterschiedlichen Lehrauftrag gut ausge-
bildeten Lehrer, um seine Einsetzbarkeit

(Zurufe der SPD)
und seine Gesundheit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)
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Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Fir zwei
Minuten erhalt Frau von Berg von der GRUNEN
Fraktion das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Seit dieser Rede wis-
sen wir nun, dass wir die CDU nicht an der Seite
haben fir eine Inklusion im Sinne des Menschen-
rechts.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich frage mich aber nach dieser Debattenanmel-
dung auch, ob wir die FDP an unserer Seite ha-
ben; das muss ich ehrlich sagen.

(Michael Kruse FDP: Fur eine schlechte In-
klusion jedenfalls nicht!)

Das Konzept der Inklusionsklassen aus dem Sep-
tember 2016 ist jedenfalls nicht das, was wir als
GRUNE und auch die SPD unter Inklusion verste-
hen, und ich glaube, fiur die LINKEN darf ich auch
mitreden, weil die hier nicht mehr reden diirfen.
Das ist mit uns nicht zu machen. Wir stehen fir die
Inklusion im weiten Sinne.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich méchte noch kurz auf den Artikel der "Hambur-
ger Morgenpost" eingehen, der mich an zwei Stel-
len richtig geargert hat, das muss ich sagen. Zum
einen hat er unterschlagen, dass die Klassenzahl
oder die Schulerzahl von 17 einmalig in der gan-
zen Bundesrepublik ist. Wenn ich mit meinen gri-
nen Kolleginnen und Kollegen bei den Bund-Lan-
der-Treffen rede, dann kriegen die Tranen in den
Augen, wenn sie diese Zahlen horen. Das gehort
auch zur Wahrheit dazu.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Zum anderen gehdrt zur Wahrheit, dass selbstver-
standlich Stunden doppelt besetzt sind. Was glau-
ben Sie, warum die Zahl der Schulbegleitungen
sich seit 2010 von 300 auf 1 500 erhéht hat? Auch
das wurde unterschlagen und da muss ich sagen,
das hat mich geérgert.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und zum Schluss etwas zu den guten alten Zeiten
der integrativen Regelklassen. Damals hatten
5 Prozent der Klassen diese Ausstattung, 95 Pro-
zent hatten nichts. Das ist nicht fair. Wir werden
das andern und Inklusion wird in der Umsetzung,
auch mit der Volksinitiative, weiterhin verbessert
werden. Und darauf freue ich mich. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Meine
Damen und Herren, das war zeitlich eine Punktlan-
dung. Damit sind wir am Ende der Aktuellen Stun-
de.

Ich rufe Punkt 4 unserer Tagesordnung auf, Druck-
sache 21/10661: Wahl eines vertretenden Mit-
glieds des Hamburgischen Verfassungsgerichts.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl eines vertretenden Mitglieds des Hambur-
gischen Verfassungsgerichts

— Drs 21/10661 -]

Da das Gesetz (ber das Hamburgische Verfas-
sungsgericht in seinem Paragraf 4 eine geheime
Wahl vorschreibt, findet die Wahl in Wahlkabinen
statt. Wir verfahren so, dass Frau Yilmaz und Herr
Kreuzmann abwechselnd die Mitglieder der Bir-
gerschaft in alphabetischer Reihenfolge aufrufen
werden. Ich bitte Sie, dann zur Kanzleibank zu ge-
hen und dort Ihren Stimmzettel entgegenzuneh-
men. Der Stimmzettel enthalt wie gewohnt Felder
fir Zustimmung, Ablehnung oder Enthaltung. Mit
dem Stimmzettel gehen Sie bitte in eine der Wahl-
kabinen und nehmen dort Ihre Wahlentscheidung
vor. Ich bitte, den Stimmzettel jeweils nur mit ei-
nem Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die den Wil-
len des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen lassen
oder Zusatze enthalten, sind ungultig. Auch unaus-
geflllite Stimmzettel gelten als ungiiltig. Nach der
Wahlhandlung begeben Sie sich bitte zur Prasidi-
umsbank, an der die Wahlurne steht. Stecken Sie
dann bitte lhren Stimmzettel in die Wahlurne.

Ich darf nun Herrn Kreuzmann bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.

(Der Namensaufruf und die Wahlhandlungen
werden vorgenommen.)

Ist ein Mitglied des Hauses nicht aufgerufen wor-
den? — Ich sehe, das ist nicht der Fall. Alle Abge-
ordneten sind aufgerufen worden und die Stim-
menabgabe ist abgeschlossen. Damit erklare ich
die Wahlhandlung flir geschlossen. Ich bitte nun,
die Stimmenauszahlung vorzunehmen. Fir die
Dauer der Stimmenauszahlung ist die Sitzung un-
terbrochen.

Unterbrechung: 15.15 Uhr
Wiederbeginn: 15.26 Uhr

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Werte
Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, langsam
wieder die Platze einzunehmen, damit ich die Sit-
zung wieder eréffnen kann.

(Glocke)

Meine Damen und Herren, die Sitzung ist wieder
eroffnet.

Ich gebe das Ergebnis der Wahl bekannt.
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Bei der Wahl eines vertretenden Mitglieds des
Hamburgischen Verfassungsgerichts sind
108 Stimmzettel abgegeben worden. Davon war
ein Stimmzettel unglltig, somit sind 107 Stimmzet-
tel glltig. Frau Ulrike Schonfelder erhielt 93 Ja-
Stimmen, 10 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen. Damit
ist Frau Schonfelder zum vertretenden Mitglied des
Hamburgischen Verfassungsgerichts gewahlt wor-
den.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Ich bitte nun Frau Schonfelder, hier nach vorne in
unsere Mitte zu kommen.

Werte Kollegin Frau Schonfelder, nach Paragraf 7
des Gesetzes Uber das Hamburgische Verfas-
sungsgericht haben die Mitglieder des Verfas-
sungsgerichts vor Antritt ihres Amtes vor der Bur-
gerschaft einen Eid zu leisten. Ich lese lhnen den
Wortlaut des Eides vor und bitte Sie, bei erhobener
rechter Hand die Beteuerungsformel "Ich schwére
es" oder "Ich schwore es, so wahr mir Gott helfe"
nachzusprechen.

Der Eid hat folgenden Wortlaut:

"Ich schwore, dass ich als gerechte Richte-
rin allezeit das Grundgesetz der Bundesre-
publik Deutschland, die Verfassung und die
Gesetze getreulich wahren und meine rich-
terlichen Pflichten gegentiiber jedermann ge-
wissenhaft erflllen werde."

Ulrike Schonfelder: Ich schwore es, so wahr mir
Gott helfe.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Sehr ge-
ehrte Frau Schonfelder, die Blrgerschaft hat Sie
soeben zum vertretenden Mitglied des Hamburgi-
schen Verfassungsgerichts gewahlt. Ich spreche
die Gluckwinsche aus. Sie haben den erforderli-
chen Eid vor der Burgerschaft geleistet. Im Namen
des ganzen Hauses winsche ich I|hnen, Frau
Schonfelder, als vertretendes Mitglied des Ham-
burgischen Verfassungsgerichts eine gluckliche
Hand in der Amtsfiihrung, alles Gute, Glick und
auch Befriedigung fir Ihre neue Aufgabe.

(Beifall bei allen Fraktionen — Vizeprasiden-
tin Barbara Duden Ubernimmt den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Barbara Duden:* Damit wir nicht
aus der Ubung kommen, rufe ich jetzt die Punkte 3
und 5 bis 8 auf, nadmlich weitere Wahlen zu ver-
schiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation

— Drs 21/9459 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds fiir den Kontrollaus-
schuss zur parlamentarischen Kontrolle des
Senats auf dem Gebiet des Verfassungsschut-
zes

— Drs 21/10953 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds fiir den Kontrollaus-
schuss zur parlamentarischen Kontrolle des
Senats auf dem Gebiet des Verfassungsschut-
zes

— Drs 21/10954 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds fiir die Kommission zur
Durchfiihrung des Gesetzes zur Beschrankung
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses

— Drs 21/10961 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds fiir das Kontroligremium
nach dem Gesetz zur Umsetzung von Artikel 13
Absatz 6 des Grundgesetzes

— Drs 21/10991 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass diese funf
Wahlen in einem Wahlgang durchgeflihrt werden
kénnen. Alle finf Stimmzettel liegen in den unter-
schiedlichen Farben vor und sie enthalten bei den
Namen jeweils Felder fur Zustimmung, Ablehnung
und Enthaltung. Sie dirfen auf jedem der Stimm-
zettel ein Kreuz machen, aber bitte wirklich nur
eins. Stimmzettel, die den Willen des Mitglieds
nicht zweifelsfrei erkennen lassen oder Zusatze
enthalten, sind unglltig. Auch unausgefillite
Stimmzettel gelten als unglltig.

Bitte nehmen Sie nun lhre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftfihrungen bitten, mit dem Ein-
sammeln der Stimmzettel zu beginnen. Es liegt an
Ihnen, die Sitzung zu beschleunigen, indem Sie
die Stimmzettel dann auch so hochhalten, dass die
SchriftfiUhrer zweifelsfrei erkennen kdnnen, wo sie
noch etwas zu tun haben.

Dann frage ich noch einmal in die Runde: Gibt es
Stimmzettel, die nicht abgegeben worden sind?
Dann bitte ich, auch diese Stimmzettel noch einzu-
sammeln.

Ich frage jetzt noch einmal: Gibt es Stimmzettel,
die nicht eingesammelt worden sind? — Das ist
jetzt nicht mehr der Fall. Dann schlieRe ich die
Wahlhandlung. Die Wahlergebnisse werden gleich
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ermittelt und ich werde sie lhnen im Laufe der Sit-
zung bekannt geben.**

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 19
und 31, den Drucksachen 21/11058 und 21/11067,
Senatsmitteilung: Unterrichtung der Buirgerschaft
Uber die Ergebnisse der November-Steuerschat-
zung 2017 und Bericht des Haushaltsausschus-
ses: Mitteilung des langjahrigen Trends der Steuer-
ertrage fur das Jahr 2018 sowie Entwurf eines Ge-
setzes zur Anderung des Finanzrahmengesetzes.

[Senatsmitteilung:

Unterrichtung der Biirgerschaft liber die Ergeb-
nisse der November-Steuerschitzung 2017

— Drs 21/11058 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Haushaltsplanung um Wachstumsfaktor ergan-
zen

— Drs 21/11229 -]

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/10872:

Mitteilung des langjédhrigen Trends der Steuer-
ertrage fir das Jahr 2018 sowie Entwurf eines
Gesetzes zur Anderung des Finanzrahmenge-
setzes (Senatsantrag)

— Drs 21/11067 -]

Zur Drucksache 21/11058 liegt lhnen als Drucksa-
che 21/11229 ein gemeinsamer Antrag der Fraktio-
nen der SPD und der GRUNEN vor.

Diesen mochten die Fraktionen der CDU und der
FDP an den Haushaltsausschuss Uberweisen. Den
Hauptantrag aus der Drucksache 21/11058 méch-
ten hingegen alle Fraktionen an den Haushaltsaus-
schuss Uberweisen.

Wer wiinscht nun das Wort? — Herr Quast von der
SPD-Fraktion.

Jan Quast SPD: Frau Présidentin, meine Damen
und Herren! Wir reden jetzt Gber Geld und Finan-
zierung, da sind die Fachpolitiker von CDU und
FDP alle drauf3en.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Jennyfer Dutschke FDP: Das stimmt doch
gar nicht!)

Hamburg ist attraktiv und die Bevoélkerung wachst.
Die Hamburgerinnen und Hamburger sind wirt-
schaftlich erfolgreich, die Steuereinnahmen stei-
gen, unser Finanzkonzept geht auf und die Schul-
denbremse ist erreichbar. Das alles ist Grund zur
Freude, aber nicht zur Euphorie.

(Beifall bei der SPD)

** Die Wahlergebnisse sind auf Seite 5054 zu finden.

Die November-Steuerschatzung verspricht uns in
diesem Jahr und in den nachsten Jahren zusam-
men fast 700 Millionen Euro héhere Steuereinnah-
men, als noch im Mai prognostiziert. Seit 2011 ver-
lassen wir uns aber nicht mehr auf VerheilRungen
von Steuerprognosen; diese sind in der Vergan-
genheit oft genug nicht eingetreten und haben
Haushalte ruiniert. Wir planen auf der Basis von
Erfahrungen. Grundlage fiir Haushaltsplan und Fi-
nanzmittelbedarf sind seit 2011 der Trend der lang-
fristigen Steuerertrage eines 21-jahrigen Zeit-
raums. Diesen schreiben wir regelmafig fort. Heu-
te passen wir das Finanzrahmengesetz deswegen
an den Zeitraum 1996 bis 2016 fur die Ermittlung
des Finanzmittelbedarfs an.

Die Uber dem Trend verbliebenen, konjunkturell
bedingten Steuermehreinnahmen werden fir
schlechte Zeiten bilanziell zurtickgelegt — eine klu-
ge Politik, denn diese Konjunkturriicklage schitzt
uns davor, in schlechten Zeiten sofort den Rotstift
ansetzen zu mussen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Konjunkturriicklage wird Ende des Jahres vor-
aussichtlich bei 2,4 bis 2,5 Milliarden Euro liegen
und es ist gut, dass wir diese bilanzielle Reserve
haben.

Die Grof3e des Deltas zwischen den Steuereinnah-
men und den verplanbaren Mitteln stimmt aber
auch nachdenklich. 2015 sind fast 448 Millionen
Euro in die Konjunkturriicklage eingestellt worden,
2016 gut 994 Millionen Euro und auch in diesem
Jahr werden Uber 900 Millionen Euro erwartet.
Wendet man andere Konjunkturbereinigungsver-
fahren an, wie das der EU oder des Bundes, wur-
de die Konjunkturkomponente deutlich geringer
ausfallen. Fir Hamburg wurde errechnet, dass der
Wert eher bei 100 Millionen Euro liegen wiirde. Es
deutet also viel darauf hin, dass ein Teil des Steu-
erplus nicht konjunkturbedingt ist, sondern dem
Wachstum folgt, denn Hamburg ist seit 2011 um
100 000 Einwohnerinnen und Einwohner gewach-
sen, die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsplatze in fast gleicher Hohe angestiegen. Je-
der Einwohner/jede Einwohnerin bedeutet im
Durchschnitt 4 000 Euro an zusatzlich verfligbaren
Mitteln wegen geringerer Zahlungen im Landerfi-
nanzausgleich und zusatzlicher Steuereinnahmen.
Jeder neue Einwohner/jede neue Einwohnerin
fragt aber auch stadtische Dienstleistungen nach,
nutzt Busse und Bahnen. Eltern nutzen kostenlose
Kita-Platze, wollen kleine Schulklassen und viele
junge Menschen studieren — alles staatliche Leis-
tungen, die jetzt finanziert werden missen. Ein
Grund also fir verantwortliche Politik, dartber
nachzudenken, welche Konsequenzen gezogen
werden kénnen.

Unser heute vorliegender Antrag sieht vor, unser
Finanzkonzept weiterzuentwickeln, um einen
Wachstumsfaktor zu erganzen, der durch die
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wachsende Bevolkerung verursachte strukturelle
Verbesserungen des Steueraufkommens auch
zeitnah verfligbar macht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Denn die zusatzlichen Kosten entstehen jetzt und
nicht erst, wenn die Mehreinnahmen Uber unseren
langjahrigen Trend bei uns in der Haushaltspla-
nung ankommen. Wir wirden uns deswegen uber
die Unterstitzung dieses Antrags freuen, wobei ich
befiirchte, nachdem lhre Fachpolitiker drauf3en
sind, dass das bewusst geschehen ist, damit Sie
sich besser dagegenstellen kénnen.

Unsere Verpflichtung bleibt die nachhaltige Sanie-
rung unseres Staatshaushalts. Die Schuldenbrem-
se als ersten Meilenstein haben wir faktisch er-
reicht, den zweiten Meilenstein, den doppischen
Ausgleich von Aufwand und Ertrag, haben wir
noch vor uns. Beide Meilensteine missen wir aller-
dings jedes Jahr wieder erreichen und nicht nur ein
Mal. Wir machen deshalb weiterhin wie bislang
schon eine Haushaltspolitik mit Augenmal}, eine
Ausgabenpolitik, die konjunkturell bedingte kurzfri-
stige Steuermehreinnahmen auflen vor lasst, und
vorsichtig und nachhaltig ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kleibauer von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die aktuelle Steuerschatzung
ist in der Tat — wie auch die Steuerschatzungen,
die es davor gab — erfreulich fir die oOffentlichen
Haushalte. Sie schafft sicherlich Handlungsspiel-
raume, auch fur Konsolidierung. Das ist durchaus
nicht zu vergessen. Aber man muss mit den Steu-
ermehreinnahmen auch verantwortungsvoll und
nachhaltig umgehen. Wenn wir im Ubrigen sagen,
die Entwicklung ist erfreulich, ist sie nicht ganz so
erfreulich fir die Steuerzahler, die gerade jetzt
nach einer guten Einkommensentwicklung zum
Teil viel mehr Steuern zahlen. Es ist durchaus so,
dass viele Parteien auf Bundesebene, auch die
SPD, sich daflrr einsetzen, dass hier auch mittlere
Einkommen steuerlich entlastet werden. Auch das
ist etwas, das man nicht aus dem Blick verlieren
sollte.

Sie legen uns die Entwicklung oder die Anpassung
des Finanzrahmengesetzes vor. Das ist kein Auto-
matismus, das hat der Rechnungshof dieser Tage
noch einmal klar festgestellt. Ich halte die Anpas-
sung nach vorne hin, dieses Mal also ab 2018,
durchaus fir mafRvoll und okay. Mehr als erkla-
rungsbedirftig ist allerdings, dass Sie flir das Jahr
2017, also wirklich kurz vor Toresschluss, uns ge-
rade im Quartalsbericht noch erklart haben, es
wirde alles plangemaf laufen, es gabe keine Plan-
abweichungen, Sie noch zusatzliche Mittel von

200 Millionen Euro einwerben wollen. Das ist erkla-
rungsbeduirftig und diese Frage mussen Sie hier
auch beantworten.

(Beifall bei der CDU und bei Jennyfer
Dutschke FDP)

Dazu muss man sagen: Es geht nicht nur um das
Finanzrahmengesetz, sondern mit dem von lhnen
vorgelegten Antrag, der ja viel gravierender ist,
wollen Sie gleich zwei oder drei Schritte auf einmal
machen. Wir haben das Finanzrahmengesetz und
mit der Anpassung — das muss man einmal sacken
lassen — fiihrt das dazu, dass im Doppelhaushalt
2017/2018 1,2 Milliarden Euro mehr fiir die rot-gri-
ne Koalition zur Verfigung stehen, als bei Start der
Koalition eingeplant waren. Das ist ja durchaus ein
nennenswerter Spielraum, Herr Tjarks, den Sie
sich da eingerdumt haben. 6 Prozent mehr, da
kann man einiges politisch gestalten, lieber Herr
Tjarks.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Die Kosten laufen
aber trotzdem weiter, lieber Herr Kleibauer!)

Wenn man sich das anguckt, kommen Sie nun mit
dem Thema Konjunkturbereinigung. Das ist ja ein
tolles Stichwort. Ich sage vorweg: Das ist eine sehr
weitreichende Entscheidung. Wir sollten diese Ent-
scheidung nicht im Eilverfahren treffen und hier
kurzfristig einer Tischvorlage der SPD oder der rot-
grunen Koalition zustimmen, die einen weitreichen-
den Handlungsspielraum ermdglicht. Wir haben
keinen Zeitdruck. Die Finanzbehoérde hat uns gera-
de aufgezeigt in einer Protokollerklarung, es geht
um bis zu 900 Millionen Euro, die man in diesem
Jahr bei einer Anderung des Verfahrens zusatzlich
ausgeben kénnte. Wir haben bis jetzt ein vorsichti-
ges Verfahren der Konjunkturbereinigung gewahlt
und ich betone, wir haben es 2013 mit der neuen
LHO auch einvernehmlich festgelegt. Es ist ein
langfristiges Verfahren und wir haben dieses Ver-
fahren auch in Abweichung zum Bundesverfahren
aus guten Grunden festgelegt. Es ist sicherlich
sinnvoll, darlber eine Diskussion, einen Erfah-
rungsaustausch zu beginnen. Das macht man aber
am besten im Ausschuss und deshalb ist es sinn-
voll, diesen Antrag an den Haushaltsausschuss zu
Uberweisen und nicht hier ad hoc sehr weitrei-
chend zu entscheiden.

Darlber hinaus méchte ich noch etwas sagen. Sie
betonen die tolle Strukturkomponente der Stadt,
die wirtschaftlich so erfolgreich sei. Da muss man
sich doch die Entwicklung einmal ein bisschen an-
gucken. Wir haben, wenn man sich die Steuerent-
wicklung anschaut, seit 2011 in Hamburg einen
Anstieg von 29 Prozent. Das ist beachtlich. Das
schafft Spielrdume. Wenn ich mir allerdings insge-
samt die Lander und Gemeinden angucke, ist das
ein Anstieg von 34 Prozent, den wir haben. Da lau-
fen wir doch hinterher. Daraus kann man doch
nicht eine groRRe positive Hamburger Komponente
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ableiten. Das, was Sie mit der Anzahl der Ar-
beitsplatze angeben, ist bundesweit dhnlich.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Die Steuern sind
niedrig!)

Und im Wachstum beim BIP, Herr Tjarks, waren
wir im Jahr 2016 an dreizehnter Stelle von 16 Bun-
deslandern. Das muss man sich doch auch Uberle-
gen und einflieen lassen, wenn wir hier von Kon-
junkturbereinigung reden. Deshalb lassen Sie uns
hier keinen Schnellschuss machen. Lassen Sie
uns das verninftig im Ausschuss beraten.

(Beifall bei der CDU)

Dann haben dieser Senat und diese Koalition auch
die Chance, erst einmal eine ehrliche Finanzpla-
nung auf den Tisch zu legen, die nach der Landes-
haushaltsordnung jetzt ansteht und die der Senat
wahrscheinlich wieder bis Weihnachten vor sich
herschiebt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Jennyfer
Dutschke FDP und Andrea Oelschldger AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Miller von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ja, wir befinden uns wirklich in
wirtschaftlich prosperierenden Zeiten. Eine Steuer-
schatzung Ubertrifft die nachste und trotzdem mds-
sen wir weiter mit unserem Geld sorgsam umge-
hen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auch dass wir dieses Jahr nun laut November-
Steuerschatzung, die noch einmal die Steuerschat-
zung vom Mai dieses Jahres uUbertrifft, 700 Millio-
nen Euro mehr erwarten dirfen, macht doch deut-
lich, dass wir ein Finanzrahmengesetz haben, in
dem eben nicht jeder zusatzlich eingenommene
Euro in der Planung einfach ausgegeben werden
kann. Das klappt sehr gut mit unserem Finanzrah-
mengesetz. Wir haben inzwischen mit Stand De-
zember letzten Jahres 1,5 Milliarden Euro in der
Konjunkturricklage. Dieses Jahr wirden noch ein-
mal erhebliche Millionenbetrdge obendrauf kom-
men. Das zeigt: Das Gesetz wirkt. Es zeigt auch:
Diese rot-griine Koalition geht mit Geld sehr gut
um; wir sorgen in den jetzigen guten Zeiten vor fir
die sicherlich auch irgendwann kommenden
schlechteren Zeiten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die Herausforderungen sind hier im Hause schon
mehrmals genannt worden. Wir haben sicherlich
noch unser Packchen mit der HSH Nordbank zu
tragen. Wir hoffen, dass es ein mdglichst kleines
Packchen sein wird. Wir kdnnen, zumindest was
die letzten Meldungen aus der Finanzbehdrde be-

trifft, einigermalen optimistisch sein, dass das
nachstes Jahr zu einem guten Verkauf fiihren wird.

Wir haben die Geflichteten-Unterbringungen in
dieser Stadt ohne neue Schulden auf den Weg ge-
bracht, und zwar ohne dass wir woanders klirzen
mussten. Auch das muss einberechnet werden,
Herr Kleibauer, in die Frage, was wir denn mit den
zusatzlichen Spielrdumen in der letzten Zeit so ge-
macht haben. Das ist eine sehr entscheidende
Antwort; das wissen Sie auch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Aber die gute Konjunktur allein ist nicht der Grund,
warum wir hier mehr Steuereinnahmen haben,
sondern wir haben natlrlich auch mehr Hamburge-
rinnen und Hamburger, die einen sozialversiche-
rungspflichtigen Job haben oder ein Unternehmen
gegrindet haben und damit auch dazu beitragen,
dass die Einnahmen steigen. Weil das so ist, ist es
auch richtig, dass wir darliber nachdenken, bei den
Infrastrukturen wie Schule, wie neue bezahlbare
Wohnungen, wie Kita und so weiter nachzusteu-
ern. All die Debatten, die wir hier immer fiihren, ha-
ben auch damit zu tun, dass wir mehr Menschen in
dieser Stadt haben, die natirlich auch erwarten
durfen, dass der Service, den diese Stadt bietet fir
die Hamburgerinnen und Hamburger, die schon
hier sind, auch fur sie zur Verfigung steht.

Deswegen ist es richtig, dass wir Uber einen
Wachstumsfaktor nachdenken. Das tun wir nicht,
Herr Kleibauer, weil uns sonst nichts einfallt. Denn
— das wissen Sie auch, Sie stehen ja selbst mit
dem Rechnungshofprasidenten im Austausch -
der Bund und die EU werden uns demnéchst ein
neues Steuertrendberechnungsverfahren aufge-
ben. Das wird sich von dem unterscheiden, was
wir bisher haben. Das kann man gut, das kann
man schlecht finden. Wir wiirden nur eins sagen:
Wir wollen in jedem Fall, dass in dieser neuen
Steuertrendberechnung dieser Wachstumsfaktor
Berlcksichtigung findet. Naturlich ist es klar, dass
es in Deutschland eine nachvollziehbare Berech-
nung gibt, ob die Schuldenbremse ab 2020 einge-
halten wird. Daran sind wir sehr interessiert, dass
das grundsatzlich erfolgt. Die 900 Millionen Euro,
die jetzt in diesem Vermerk stehen, werden wir na-
turlich nicht einfach ausgeben; das ist Quatsch.
Gott sei Dank muss man im Fdderalismus nichts
ausgeben. Aber die Frage, ob man sich jetzt an-
passt, mit den anderen Landern zusammen eine
gemeinsame Rechnung hinzubekommen, die darf
ja wohl gestellt werden. Wir sind eigentlich bisher
schon eher die Vorsichtigen in der Republik gewe-
sen und wollen es hier auch bleiben. Das ist der
Wille von Rot-Grin.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen brauchen Sie auch keine Angst zu ha-
ben, dass wir hier sehr schnell irgendeinen Antrag
beschlieflen.
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(Thilo Kleibauer CDU: Da sieht man ja, mit
welchem Zeitdruck die Drucksachen auf den
Weg gebracht werden!)

Wenn Sie ihn genau gelesen haben, wissen Sie,
dass da namlich noch gar nicht drinsteht, wie der
aussehen soll, sondern da soll es einen Vorschlag
vom Senat geben, und den werden wir natirlich in
aller Ruhe auch mit Ihnen hier im Hause im Haus-
haltsausschuss diskutieren. Aber momentan ist es
so: Wenn man diesen Antrag jetzt an den Haus-
haltsausschuss Uberweisen wirde, wiisste man
nicht, worliber man in der Sache zu reden hétte,
denn da steht ja nichts drin. Sondern hier geht es
darum, ob Sie auch attestieren, dass wir durchaus
eine Situation haben, in der wir die wachsende
Stadt, die Sie nun auch ganz vorne propagieren,
auch nachhaltig einmal im Haushalt darlegen kon-
nen. Darum geht es doch, und da wollen wir nur
einen Vorschlag haben, wie das gehen kann. Sei-
en Sie sicher, wir passen genau auf, dass dieser
Vorschlag nachhaltig sein wird und nicht im Sinne
von "Wir geben alles aus". — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Frau Prasidentin. Wir kdnnen feststellen, dass die
Steuereinnahmen in diesem Jahr wieder kraftig ge-
stiegen sind. Ich denke, wir sollten als Erstes ein-
mal Uberlegen: Was sind das eigentlich fur Steuer-
einnahmen? Da finde ich es wichtig, sich noch ein-
mal anzugucken, wie die Steuern gegenwartig zu-
sammengesetzt sind. Vor 30 Jahren hatten wir in
der Bundesrepublik die Situation, dass es normal
war, dass die Steuern sich zusammensetzten aus
einem Drittel Unternehmenssteuer, einem Dirittel
Arbeitssteuer und einem Drittel Mehrwertsteuer, al-
so Umsatzsteuer. Das hat sich mittlerweile véllig
verandert, wenn man sich diese Zahlen anguckt.
Es sind 40 Prozent im Zusammenhang mit Arbeits-
steuern, 40 Prozent im Zusammenhang mit Um-
satzsteuern und es sind nur noch 20 Prozent im
Zusammenhang mit Unternehmenssteuern, ob-
wohl wir wissen, dass in diesem Bereich viel mehr
Gewinne gemacht worden sind. Das heilt, dass
wir uns insgesamt Uberlegen muissen, wie wir eine
sozialere Zusammensetzung der Steuern haben
wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vor allen Dingen heif3t das, dass in dem Augen-
blick, in dem wir den Soli abschaffen, die unsozials-
te Steuer, namlich die Umsatzsteuer, noch einmal
kraftiger herangezogen wird und dies dementspre-
chend ein schlechter und ein falscher politischer
Schritt ware.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist das eine. Das andere ist: Wir brauchen
aber die Hohe der Steuern, die wir gegenwartig ha-
ben. Das hat uns in den letzten Tagen noch einmal
sehr deutlich der Rechnungshof gesagt. Der Rech-
nungshof hat klar dargestellt, dass die Personal-
kiirzungen, die dieser Senat einmal beschlossen
hat, einfach nicht moglich sind. Deswegen hat er
sie in der Praxis aufgegeben; véllig zu Recht. Das
ist ein richtiger Schritt, das muss man aber auch
sagen.

Das Zweite, was wir aber auch festgestellt haben:
dass wir im Bereich der Investitionen immer noch
viel zu schwach sind

(Zuruf von Farid Miiller GRUNE)

und dass diese Investitionshaushalte immer noch
nicht ausreichen, den Sanierungsstau aufzulésen.
Das hat lhnen der Rechnungshof aufgeschrieben,
das sollten Sie sich auch einmal anlesen.

(Beifall bei der LINKEN)

Und das Dritte, auf das ich hinweisen mdchte, ist,
dass wir immer noch Kirzungshaushalte haben.
Die Debatte eben war doch etwas skurril im Zu-
sammenhang mit den Hochschulen: Die GRUNEN,
die in der letzten Legislaturperiode gekdmpft ha-
ben, die ohne Unterlass geschrien haben, die
Hochschulen wirden ausgeblutet, akzeptieren jetzt
den gleichen Kirzungsbereich von damals und sa-
gen: Wir sind jetzt aber ganz toll.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist einfach
falsch!)

Oder die Situation der Museen, bei denen kraftig
gekirzt worden ist. Oder die Situation an den
Schulen, wo die Aufgaben nicht erfillt worden
sind. All das ist gegenwartig festzustellen. Wir ha-
ben drangende Aufgaben. Wir brauchen daflr die-
se Steuereinnahmen und dementsprechend finde
ich es entscheidend, dass wir dies auch weiterhin
so festhalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Zusammenhang mit dem, was hier beantragt
worden ist, wirde ich sagen, dieser Antrag geht
schon in eine richtige Richtung. Rot-Griin hat ge-
lernt, dass die Schuldenbremse nicht die Lésung
sein kann, sondern dass das irgendwie nicht
klappt. Dementsprechend ist das ein Schritt in die
richtige Richtung, aber Sie I6sen sich noch nicht
richtig davon. Wir stimmen trotzdem mit Ja, weil
wir glauben, Sie lernen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dutschke von der FDP-Fraktion.
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Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Die wirtschaft-
liche Lage ist sehr erfreulich, aber das ist zualler-
erst das Verdienst und die Leistung der vielen
kreativen und fleiRigen Menschen und Unterneh-
men in unserem Land.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ihnen gebiihrt ein groRBer Dank. Ich finde es sehr
bedauerlich, dass das vor mir nicht einer der Kolle-
gen auch einmal erwahnt hat. Auch eine gute Kon-
junktur gebietet einen verantwortungsvollen Um-
gang mit Steuergeldern und darf kein Einfallstor fur
vorgezogene Wahl- und Weihnachtsgeschenke
werden.

(Wolfgang Rose SPD: Ach Gott, ach Gott!)

Bei aller Freude Uber die sprudelnden Steuerein-
nahmen bleibt ein Wermutstropfen, denn wir krie-
gen nun Stick fir Stick die Rechnung fur die Fi-
nanzkrise prasentiert, hier in Hamburg deutlicher
als anderswo — ich meine die HSH Nordbank. Die
im Q3-Bericht gerade vorgelegten Zahlen dirfen
uns daher nicht in trigerischer Sicherheit wiegen.
Kernhaushalt und Sondervermdgen weisen zwar
eine Nettokredittigung von mehr als 600 Millionen
Euro auf, doch allein hsh finanzfonds und hsh port-
foliomanagement haben in diesem Jahr schon
deutlich tGber 2 Milliarden Euro Schulden am Anlei-
hemarkt aufgenommen und die Halfte davon ent-
fallt auf Hamburg.

(Beifall bei der FDP — Wolfgang Rose SPD:
Das ist ja richtig neu!)

Aber jenseits des HSH Nordbank-Fiaskos sind fur
den weiteren Netzerlckkauf schon neue Schulden
in Sicht. Deutlich Uber eine Viertelmilliarde Euro
fallen Anfang 2018 fur das Gasnetz an und min-
destens eine knappe Milliarde Euro steht dann flr
das Fernwarmenetz 2019 im Raum. Man hat den
Eindruck, dass keine Steuerschatzung gut genug
ausfallen kann, um den Geldhunger der rot-griinen
Raupe Nimmersatt zu stillen.

(Beifall bei der FDP und bei Jérg Hamann
CDU - Zurufe)

Da passt es nur ins Bild, dass der Rechnungshof
gerade erst am Montag kritisch darauf hingewiesen
hat, dass 750 Vollzeitkrafte mehr in den Behorden
beschaftigt sind, als der Haushaltsplan das eigent-
lich vorgibt. Das heif3t, rund 40 bis 50 Millionen
Euro Mehrkosten pro Jahr. Auch fir diese Be-
schaftigten werden friher oder spater Pensionen
und Ruhegelder fallig. Hierfir wurden deshalb in
den vergangenen Jahren ein paar Ricklagen auf-
gebaut; der eine oder andere ist darauf eingegan-
gen. Wir Freien Demokraten schlagen |hnen dar-
um in einem Antrag, der hier ebenfalls heute vor-
liegt, vor, diese Rucklagen zu schonen. Mit der An-
passung des Finanzrahmengesetzes entsteht der

notwendige Spielraum im laufenden Doppelhaus-
halt; wir missen hier nicht die Riicklagen antasten.
Ich méchte deshalb auch Sie um Zustimmung zu
diesem Vorhaben bitten. Vielleicht kbnnen Sie sich
ja dazu durchringen, Ricklagen zu schonen.

Doch was den Zusatzantrag von Rot-Griin betrifft:
Wie die Konjunkturbereinigung bemessen wird,
sollten sich nicht ein paar Abgeordnete von Rot-
Grin Uberlegen — der Kollege Kleibauer ist darauf
schon eingegangen —, vielmehr brauchen wir im
Bund und am besten EU-weit ein einheitliches Ver-
fahren zur Ermittlung des Finanzrahmens. Aber
davon einmal abgesehen: Die undifferenzierte Hin-
zuziehung der singuldaren Komponente Bevolke-
rungswachstum verkennt die Zusammenhange der
Faktoren, die die Konjunkturentwicklung bedingen,
und das erscheint uns zu schlicht. Deshalb bean-
tragen wir die Beratung im Haushaltsausschuss,
meinetwegen auch gern mit einer Expertenanhd-
rung.

(Glocke)
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Es
scheint so einfach, in Hamburg Finanzsenator zu
sein. Die Steuereinnahmen 2016 waren auf einem
Rekordhoch, die Mai-Steuerschatzung fantastisch
und die November-Steuerschatzung toppt diese
noch einmal. Nach der jlingsten Schatzung wird
die Haushaltsplanung um 133 Millionen Euro Uber-
troffen. Die Stadt wéchst, die Zinsen sind niedrig
und die konjunkturelle Entwicklung positiv. Zudem
stellt der Rechnungshof beim Monitoring Schulden-
bremse ein passables Zeugnis aus.

In Zeiten sprudelnder Steuereinnahmen sind Stra-
Renreinigungsgeblhren dem Burger nicht zu erkla-
ren. In Zeiten einer an Einwohnern wachsenden
Stadt wird mehr Personal bei Polizei und Feuer-
wehr, bei Gerichten, bei Kinderbetreuung und der
Verwaltung bendtigt. In Zeiten einer wachsenden
Stadt sind Infrastrukturprojekte noch dringender als
sonst. Neben der Stadt wachsen auch die Schul-
den der Hansestadt kraftig. Hamburg steht bei der
Schuldenentwicklung bundesweit auf dem letzten
Platz. Die Schuldenlast vergroRerte sich im ver-
gangenen Jahr um knapp 2,3 Milliarden Euro. Das
sind jetzt 31 Milliarden Euro Schulden, pro Kopf
sind das 17 400 Euro. Der Anstieg der Schulden
betrug somit in Hamburg 7,8 Prozent. Das ist keine
Schuldzuweisung, sondern eine Feststellung. Der
groéfite Teil dieses Schuldenwachstums liegt an der
HSH Nordbank. Trotzdem, auch im Gesamtkon-
zern wachsen die Schulden weiter. Schauen wir
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auf den doppischen Haushalt, so hat Hamburg ei-
ne Milliarde Euro mehr Aufwand pro Jahr als Ein-
nahmen.

Auf Wachstum stellt auch lhr Zusatzantrag ab. Lei-
der erahnen Sie nur Steuermehreinnahmen aus
dem Bevdlkerungswachstum der Stadt. Auch |h-
nen ist klar, dass 100 000 Sozialhilfeempfanger
wenig zu einer Steigerung der Steuereinnahmen
beitragen wirden. Glicklicherweise sind nach
Hamburg nicht nur zukunftige Facharbeiter gezo-
gen, sondern auch Menschen, die in Hamburg Ar-
beit und Verdienst haben. Bei besserer Ausgangs-
datenlage ware |hr Zusatzantrag insofern sinnvoll.
Dennoch, im Jahr 2012 haben Sie, noch ohne Zu-
tun der AfD, ein Finanzrahmengesetz beschlossen.
Es soll die Ausgaben Hamburgs deckeln und ich
finde, es ist ein gutes Gesetz. Bereits 2015 wurde
das Gesetz angepasst und die Obergrenze fur die
Veranschlagung des bereinigten Finanzmittelbe-
darfs neu festgelegt. Zwei Jahre spater soll jetzt
die nachste Anpassung — naturlich nach oben — er-
folgen. In wirtschaftlich guten Zeiten wiirde die klu-
ge Hausfrau die Gelegenheit nutzen, eine Reserve
fur schlechte Zeiten aufzubauen, sie wirde nicht
einfach das Ausgabenbudget erh6hen. Warum soll
ein offentlicher Haushalt weniger vorsichtig agie-
ren? Irgendwann sind die Zinsen nicht mehr nied-
rig, die Steuereinnahmen nicht mehr Gppig und die
Pensionen missen gezahlt werden. Dann kann es
gut sein, dass kiinftige Generationen fragen,
warum wir unsinnige, aber schneefreie Radwege
und goldene Hausfassaden erlaubt haben.

Mein Appell: Andern Sie den Finanzrahmen nicht
nach oben, sondern stecken Sie am Jahresende
Uberzieliges Geld in die Schuldentilgung. Machen
Sie diese Stadt zukunftsfest. Und ich stelle fest: Es
ist gar nicht so einfach, in dieser Stadt Finanzsena-
tor zu sein. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Dr. Tschentscher.

(Wolfgang Rose SPD: Der hat's auch
schwer!)

Senator Dr. Peter Tschentscher:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Die
Haushalts- und Finanzlage der Freien und Hanse-
stadt Hamburg hat sich in den vergangenen Jah-
ren aulBerordentlich verbessert. Ende 2010 gehdr-
te Hamburg bezogen auf das Haushaltsdefizit pro
Einwohner zu den Schlusslichtern in Deutschland,
kurz vor den Sanierungslandern Bremen und Saar-
land. Mittlerweile haben wir Haushaltsiberschisse
in dreistelliger Millionenhdhe und liegen mit unse-
rem Finanzierungssaldo je Einwohner auf der H6-
he des Freistaates Bayern. Das ist es, worauf wir
in den letzten Jahren konsequent hingearbeitet ha-

ben, ein Platz in der Spitzengruppe der wirtschafts-
starken westdeutschen Lander.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Weg dorthin verlief nicht Uber ein stures
Wegstreichen von Ausgaben, sondern uUber eine
Begrenzung des Ausgabenanstiegs auf der einen
Seite in Verbindung mit wirksamen Impulsen an
den richtigen Stellen auf der anderen Seite.

Mit einer vorsichtigen Veranschlagung der Steuer-
ertrdge anhand eines langfristigen Trends konnten
wir die Einhaltung der Schuldenbremse der Verfas-
sung sicherstellen. Zugleich haben wir ein gutes
Angebot an unverzichtbaren staatlichen Leistun-
gen geschaffen, von der Kindertagesbetreuung,
der Bildung und Wissenschaft bis hin zur Inneren
Sicherheit, und wir haben zugleich wichtige Investi-
tionen in die Infrastruktur der Stadt vorgenommen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die wachsende Attraktivitat Hamburgs, das ambi-
tionierte Wohnungsbauprogramm und die Erfolge
in der Wirtschafts- und Standortpolitik haben zu ei-
nem deutlichen Zuwachs an Arbeitsplatzen, Betrie-
ben, Einwohnern und Steuerzahlern geflihrt. Die
damit verbundene Starkung der Wirtschafts- und
Ertragslage hat neben der Ausgabendisziplin we-
sentlich zur strukturellen Konsolidierung des Haus-
halts beigetragen. Allein die seit 2011 zusatzlichen
rund 100 000 Einwohnerinnen und Einwohner fiih-
ren nach Uberschlagigen Schatzungen zu struktu-
rell 400 Millionen Euro Steuermehreinnahmen pro
Jahr. Wir sehen diesen Effekt seit einigen Jahren
zunehmend im tatsachlichen Steueraufkommen
und in den Steuerschatzungen, die neben einer
positiven Konjunkturkomponente eben auch die
strukturelle Wachstumskomponente deutlich ma-
chen.

Mehr Kinder in den Kindertageseinrichtungen,
mehr Schulerinnen und Schiler in den Schulen
und die hohere Inanspruchnahme vieler gesetzli-
cher Leistungen machen sich aber auch auf der
Kostenseite bemerkbar. Um der Attraktivitdt und
positiven Entwicklung Hamburgs weiterhin die rich-
tigen Impulse geben zu kdnnen und die Ertragsla-
ge weiter zu verbessern, ist es daher erforderlich,
den strukturellen Wachstumseffekt in das Finanz-
konzept des Senats einzubeziehen.

Der Senat hat beschlossen, das auf einem 21-jah-
rigen Stltzzeitraum beruhende Hamburger Kon-
junkturbereinigungsverfahren anhand der Entwick-
lungen der Daten methodisch zu Uberprifen. Auf
dieser Grundlage werden wir das Ersuchen im An-
trag von SPD und GRUNEN gern beantworten.
Dabei ist auch zu beachten, dass die Uberpriifung
der Einhaltung der grundgesetzlichen Verschul-
dungsregel nach dem Gesetz zur Neuregelung des
bundesstaatlichen Finanzausgleichs kinftig auf
Grundlage eines deutschlandweit einheitlichen
Konjunkturbereinigungsverfahrens zu erfolgen hat.
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Der hierflir zustandige Stabilitatsrat in Berlin hat
sich dieser Frage angenommen und wird dazu im
kommenden Jahr verbindliche Regeln aufstellen.

Das seit 2011 verfolgte Finanzkonzept des Senats
war erfolgreich, weil es anspruchsvoll, aber realis-
tisch war und weil es neben einer konsequenten
Begrenzung der konsumtiven Ausgaben und einer
stetigen Aufgabenkritik auch den nétigen Raum
gelassen hat, um die richtigen Impulse zu setzen
fur eine positive Entwicklung der Stadt und eine
weitere Starkung ihrer Wirtschafts- und Ertragsla-
ge. Diesen Kurs wird der Senat fortsetzen. — Herz-
lichen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kdnnen wir
zu den Abstimmungen kommen.

Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN aus der Drucksache 21/
11229.

Wer diesen an den Haushaltsausschuss Uberwei-
sen mochte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen Uber den gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN in der Sa-
che ab.

Wer mochte sich diesem anschliel3en, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist mit Mehrheit angenommen.

Wer mdchte sodann die Senatsmitteilung aus der
Drucksache 21/11058 an den Haushaltsausschuss
Uberweisen, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Uberweisungsbegehren angenommen.

Wir kommen zum Bericht des Haushaltsausschus-
ses aus der Drucksache 21/11067.

Wer mochte hier der Ausschussempfehlung seine
Zustimmung geben und das Zweite Gesetz zur An-
derung des Finanzrahmengesetzes aus der Druck-
sache 21/10872 beschlieRen, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Es ist mit Mehrheit angenommen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Das sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschliel3en,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-

probe. — Enthaltungen? — Damit ist das auch in
zweiter Lesung und somit endgultig angenommen.

Wir sind Ihnen noch eine Reihe von Wahlergebnis-
sen schuldig; die will ich Ihnen jetzt gern mitteilen.

Bei der Wahl eines oder einer Deputierten der Be-
horde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation sind
100 Stimmzettel abgegeben worden, davon waren
3 Stimmzettel ungliltig, somit sind 97 Stimmen giil-
tig. Herr Gunther Siegert erhielt 41 Ja-Stimmen,
46 Nein-Stimmen, 10 Enthaltungen. Damit ist Herr
Siegert nicht gewahlt worden und wir werden diese
Wahl in unserer nachsten Sitzung erneut auf die
Tagesordnung setzen.

Bei der Wahl eines Mitglieds fiir den Kontrollaus-
schuss zur parlamentarischen Kontrolle des Se-
nats auf dem Gebiet des Verfassungsschutzes
sind 108 Stimmzettel abgegeben worden, davon
waren 0 Stimmzettel ungultig, somit sind
108 Stimmzettel gultig. Herr Séren Schumacher er-
hielt 93 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen und 8 Ent-
haltungen. Somit ist Herr Schumacher gewahit
worden.

Bei der Wahl eines weiteren Mitglieds flr den Kon-
trollausschuss zur parlamentarischen Kontrolle des
Senats auf dem Gebiet des Verfassungsschutzes
sind 108 Stimmzettel abgegeben worden, davon
waren 0 Stimmzettel unglltig, somit 108 gltige
Stimmen. Herr Ekkehard Wysocki erhielt 93 Ja-
Stimmen, 8 Nein-Stimmen und 7 Enthaltungen.
Damit ist auch Herr Wysocki gewahlt worden.

Bei der Wahl eines Mitglieds fir die Kommission
zur Durchfiihrung des Gesetzes zur Beschrankung
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses sind
108 Stimmzettel abgegeben worden, davon waren
0 Stimmzettel unglltig, somit 108 Stimmen gultig.
Herr Séren Schumacher erhielt 90 Ja-Stimmen,
7 Nein-Stimmen und 11 Enthaltungen. Damit ist
Herr Schumacher gewahlt worden.

Bei der Wahl eines Mitglieds fir das Kontrollgremi-
um nach dem Gesetz zur Umsetzung von Arti-
kel 13 Absatz 6 Grundgesetz sind 108 Stimmzettel
abgegeben worden. Sie ahnen es: Es waren
0 Stimmzettel unglltig, somit sind 108 Stimmen
glltig. Herr Ekkehard Wysocki erhielt 93 Ja-Stim-
men, 9 Nein-Stimmen und 6 Enthaltungen. Damit
ist auch Herr Wysocki gewahlt worden.

Wir kdnnen zum Punkt 46 unserer Tagesordnung
kommen, Drucksache 21/11088, dem Antrag der
CDU-Fraktion: Geblhren fir Meisterprifungen ab-
schaffen — Hamburger Handwerk starken.

[Antrag der CDU-Fraktion:
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Gebiihren fiir Meisterpriifungen abschaffen —
Hamburger Handwerk starken
— Drs 21/11088 -]

[Antrag der AfD-Fraktion:
Antrag der CDU-Fraktion Drs. 21/11088
— Drs 21/11207 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/11207 ein
Antrag der AfD-Fraktion vor.

Die Fraktionen der SPD, der CDU und der GRU-
NEN mochten nur den Hauptantrag aus der Druck-
sache 21/11088 an den Ausschuss fiir Wirtschaft,
Innovation und Medien Uberweisen. Die AfD-Frakti-
on mochte beide Drucksachen an den Ausschuss
fir Wirtschaft, Innovation und Medien Uberweisen.

Ich frage: Wird das Wort gewlinscht? — Herr Erkalp
von der CDU-Fraktion.

David Erkalp CDU:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Gleich nach der
Burgerschaftswahl 2015 haben wir auf unserer ers-
ten CDU-Fraktionsklausurtagung die Agenda und
das weitere Vorgehen der Legislaturperiode be-
sprochen. Eines der Themen war die Abschaffung
der Meistergebiihren. Ich denke, nun zur Halbzeit
der Legislaturperiode ist auch der richtige Zeit-
punkt gekommen, dieses wichtige Thema zu disku-
tieren.

In wichtigen Gesprachen mit Handwerkern, Hand-
werksmeistern, aber auch der Handwerkskammer
ist die Ungleichbehandlung zwischen Studierenden
und Meisterpruflingen langst ein Thema geworden.
Viele reden dariber und verstehen es nicht. Die
konjunkturelle Lage im Handwerk ist gut und auch
die Nachfrage nach Fachkraften nimmt zu. Leider
nimmt aber auch der Nachwuchs ab. In Hamburg
sind Hunderte Ausbildungsstellen im Handwerk
eben nicht besetzt. Hinzu kommt noch, dass wir
die neue Struktur der Stadtteilschulen haben. Da-
mit bringen wir natirlich auch mehr Abiturienten
hervor, die in der Regel auch studieren méchten.
Wie da aber am Ende tatsachlich der Zusammen-
hang ist, ist noch nicht gemessen worden, er-
forscht worden, aber sicherlich hat es auch etwas
damit zu tun. Das Handwerk muss daher schnells-
tens gestarkt werden und der Weg dorthin sollte
einen Anreiz bieten.

(Beifall bei der CDU)

Die Abschaffung der Gebuhren fiir Meisterprifun-
gen ist hierbei ein entscheidender Faktor fir den
gesamten Berufsstand des Handwerks, aber auch
fur die Innovation einer Metropole, wie es Hamburg
eben ist. Viele Lehrlinge und Gesellen Uberlegen
es sich zweimal, ob sie eine Meisterausbildung je-
mals beginnen werden. Die Kosten hierfir liegen
bei rund 10 000 Euro und sind definitiv fur die
meisten nicht zu stemmen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Erkalp, entschuldigen Sie, dass ich Sie unter-
breche, aber ich finde, der einzige anwesende Se-
nator sollte auch die Chance haben zuzuhdren,
und vielleicht kann das Gesprach dann drauf3en
gefiihrt werden. — Herr Erkalp, Sie haben das
Wort.

David Erkalp CDU (fortfahrend):* Vielen Dank,
Frau Prasidentin. — Zusatzlich kommen noch Kos-
ten fir den Lebensunterhalt wahrend der Meister-
ausbildung hinzu. Das heif3t, der Prufling wird hier
doppelt belastet. Viele verfolgen daher diesen Ge-
danken nicht weiter, da sie sich eine Auszeit ohne
Verdienst und mit hohen MeistergeblUhren einfach
nicht leisten konnen.

Die Antwort auf meine Senatsanfrage mit der
Drucksache 21/10696 hat die Meinung der CDU-
Fraktion zu diesem Thema noch einmal bestarkt.
Im Jahr 2016 gab es 105 000 Studierende in Ham-
burg, von denen 30 000 auf Privatuniversitaten
sind. Diese nehmen wir erst einmal hinaus. Es blei-
ben dann 75 000 Studierende auf staatlichen
Hochschulen. Ein Studienplatz bis zum Masterab-
schluss kostet dem Staat rund 50 000 Euro. Der
Studierende zahlt hier nichts, was auch richtig ist;
auch ich und sicherlich viele andere aus diesem
Saal sind in den Genuss gekommen, keine Stu-
diengeblhren zu zahlen. Wir haben jahrlich circa
1 000 bis 2 000 Studierende mehr. Bundesmittel in
Kofinanzierung kommen hier auch noch einmal
zum Einsatz. In 2016 gab es aber hingegen 223 in
Hamburg gemeldete Meisterpriflinge und deren
Prufungskosten liegen bei 10 000 Euro und der
Prufling zahlt hier alles selbst.

Wenn Hamburg, teilweise mithilfe von Bundesmit-
teln, 1 000 bis 2 000 zusatzlichen Studierenden ei-
ne Ausbildung an staatlichen Hochschulen ermdg-
licht, glaube ich, sollte es auch méglich sein, rund
223 Hamburger Meisterschuler aus dem Bildungs-
etat zu finanzieren. Wenn man dann noch einmal
das Ganze auf einen Nenner bringt, sprich diese
223 Meister mit ihren 10 000 Euro hochrechnet auf
50 000, waren es nur noch quasi 45 Studierende
mehr. Ich glaube, das ist wirklich nur ein Tropfen
auf einen heilRen Stein.

Die Unterstitzung in Form einer finanziellen
Gleichstellung der Meisterprifung mit einer abge-
schlossenen Hochschulausbildung ist langst Uber-
fallig und sollte schnellstens angeglichen werden.
Es gibt keine Griinde fir diese Ungerechtigkeit und
sie ist absolut unfair.

Die Attraktivitat der Meisterausbildung wurde sich
deutlich erhéhen und somit auch automatisch die
Handwerksausbildung starken. Hamburg ware als
Standort weiterhin attraktiv und seine Kompetenz
wurde Uberall respektiert werden. Wir wirden hier-
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mit dem Mittelstand Vertrauen schenken und der
Zukunft den Weg ebnen. Hamburg wirde eine Vor-
reiterrolle einnehmen und Impulse auf die Bundes-
ebene und andere Bundeslander entsenden.

(Beifall bei der CDU)

Lassen Sie uns hier als Hansestadt als Pioniere
vorangehen und den Meistern und dem gesamten
Handwerk den Riicken starken. — Vielen Dank. Ich
freue mich auf die Diskussion im Ausschuss.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Gutzki-Heitmann von der SPD-Frakti-
on.

Birte Gutzki-Heitmann SPD: Frau Prasidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ohne
Handwerk, das wissen wir alle, lauft in Deutsch-
land nichts. Wir kénnten nicht einmal hier unsere
Sitzung abhalten, wirden nicht im Hintergrund
standig Handwerksmeisterinnen und -meister dafir
sorgen, dass unser schones Rathaus in Schuss
gehalten wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch die meisten unserer Clusterinitiativen wiirden
ohne Handwerker nicht funktionieren. Oder konn-
ten Sie sich maritime Logistik, Luftfahrt oder erneu-
erbare Energien ohne die Arbeit von Handwerke-
rinnen und Handwerkern vorstellen? Wie sollte das
laufen?

Das Handwerk leistet auch einen enorm wertvollen
Beitrag zur Integration der Geflichteten.

Die Spitze ihrer Zunft sind die Meister. Den Hand-
werksmeister gab es schon, bevor die Universita-
ten die Master eingefiuhrt haben. Wir in Deutsch-
land wissen: Wir brauchen unsere Meister.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Zugang zur Bildung sollte kostenfrei sein. Das ist
das Ziel von uns Sozialdemokraten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und wir freuen uns auch, dass die CDU dies er-
kannt hat, denn das ist ein sinnvolles Ziel. Meister-
prifinge mussen im Handwerk mit Lehrgangs-
und Priufungsgeblihren zwischen 7 000 und
15 000 Euro rechnen. Und Meister sind formal
auch gleichwertig mit dem Bachelor zu setzen.
Hier gibt es in der Tat eine Ungleichbehandlung,
da Studierende in Hamburg nur den Semesterbei-
trag zahlen missen; die von der CDU eingeflihrten
Studiengebihren hat der SPD-Senat ja schon in
der letzten Legislaturperiode abgeschafft.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Andererseits muss man aber auch sehen, dass es
sich hier meist um Menschen handelt, die bereits
einen Beruf austben und damit wirtschaftlich auf
eigenen Beinen stehen. Leider muss ich hier noch
einmal anmerken, dass viele Meisterkurse nur in
Vollzeit angeboten werden, sodass kaum Arbeit im
Beruf nebenbei mdglich ist. Der CDU-Antrag hat
auch hier eine Schieflage, denn die CDU spricht in
Ihrem Antrag nur von Handwerksmeistern. Betrof-
fen sind aber nicht nur Handwerksmeister, sondern
auch Industriemeister sowie Absolventen von Auf-
stiegsfortbildungen. Da hat die CDU einen blinden
Fleck und deshalb benennt sie weder die Héhe der
Kosten, noch wie eine Finanzierung getragen wer-
den soll.

(Dirk Kienscherf SPD: So sind sie!)

Wenn aber wirklich alle Aufstiegsfortbildungsabsol-
venten bericksichtigt werden sollen,

(Dirk Kienscherf SPD: Ganz schlimm, véllig
unserios!)

waren wir schnell im zweistelligen Millionenbe-
reich. Ein Volumen, das weder die BSB noch die
BWVI bereitstellen kdnnte.

In der Sache ist es richtig, sich mit dem Thema
auseinanderzusetzen — das tun auch andere Bun-
deslander, zum Beispiel Niedersachsen —, aber wir
pladieren fiir eine bundesweite Lésung, denn sonst
entsteht in den Landern ein Flickenteppich und
moglicherweise auch ein Meistertourismus, denn
die Meisterprifung kann in jedem Bundesland ab-
gelegt werden. Das ist auch im Sinne der Hand-
werkskammer.

(Beifall bei der SPD)

Mit dieser Meinung sind wir also nicht allein und
sie stoRt auch auf Bundesebene auf fruchtbaren
Boden. Dort ist eine Neuausrichtung des Aufstiegs-
bildungsférderungsgesetzes geplant. Dieser Dis-
kussion vorzugreifen, halten wir flr Gberhaupt nicht
sinnvoll.

(Beifall bei der SPD)

Das war einmal wieder ein Schnellschuss der
CDU. Wir, die SPD, stehen lieber fur Uberlegte L6-
sungen, die auf soliden Pfeilern stehen und die
nachsten Generationen tberdauern.

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU:
Oh!)

Doch bevor wir die Uberlegung vertiefen, sollten
wir uns fragen, ob mit diesem Schritt auch wirklich
der Erfolg von mehr Auszubildenden im Handwerk
realisiert werden kann und demzufolge auch mehr
Betriebsiibernahmen entstehen. Wir sollten auch
noch einmal die schulischen Vorbereitungen auf
die Ausbildung unter die Lupe nehmen, damit
mehr geeignete Bewerber fir die Ausbildungsplat-
ze gefunden werden.
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Sie sehen, wir haben auch Gesprachsbedarf. Des-
halb werden wir lhren Antrag an den Wirtschafts-
ausschuss Uberweisen und dann schauen wir wei-
ter. — Danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Jetzt wieder ein bisschen FDP-Ba-
shing bitte; wir brauchen das!)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! So wie die AfD immer zu
den Flichtlingen kommt, wiirde ich es schaffen, in
der Meisterrede auch ein FDP-Bashing unterzu-
bringen, aber darauf verzichten wir heute einmal.

Hamburgs Handwerkerinnen und Handwerker und
die Meisterinnen und Meister erleben gerade einen
Boom. Wir hatten in der letzten Meisterfeier im Mi-
chel 531 Meisterbriefe zu verteilen; ich glaube, die
Hamburgische Burgerschaft sollte dazu zunachst
einmal herzlich gratulieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Grundsatzlich ist uns allen klar — und deswegen
zielt der Antrag auch nicht in eine grundsatzlich
falsche Richtung —, dass die Gebhr fir die Meis-
terpriifung nicht immer leicht aufzubringen ist. Wir
sind uns auch daruber einig, dass dort, wo es fi-
nanziell eng ist, durchaus auch die Gesellschaft
helfen sollte und wir alle ein Interesse daran ha-
ben, dass das gute Handwerk in Hamburg langfris-
tig gesichert wird. Aber ebenso wie meine Vorred-
nerin muss ich sagen: Dass die Bildung lebenslang
gebihrenfrei sein sollte, von der Kita iber Schule,
Studium bis zur Meisterpriifung, das war bisher ei-
gentlich nicht die Kernkompetenz der CDU. Aber
was nicht ist, kann ja noch werden und insofern
freuen wir uns dann auch Uber weitere Antrage
und Initiativen in diesem Bereich.

Die entscheidende Stellschraube dafiir ist, das ha-
ben die Vorredner schon gesagt, das sogenannte
Meister-BAf6G. Mit dem Meister-BAf6G wird auf
Bundesebene gerade hantiert, es wird gerade ge-
guckt: Kann es weiterentwickelt werden? Das ist ja
ein Thema, das eine geschaftsflhrende Bundesre-
gierung durchaus noch mit unterbringen kann, so-
dass wir eine Situation haben, dass auf Bundes-
ebene gerade erhebliche Bewegungen sind.

Wir finden auch, dass in Hamburg der Antrag zwar
in die richtige Richtung geht, aber dass — und da
wiederhole ich mich aus den Vordebatten — wir ei-
ne Situation haben, dass die Finanzierung nicht
nur unklar ist, sie liegt in etwa in der vollen Auspra-
gung bei 12 Millionen Euro jahrlich plus dem magli-
chen Meistertourismus, der da hintendran ist, also
durchaus auch, dass das noch ein bisschen mehr

wird. Von den Summen ist das, glaube ich, so,
dass eine Finanzierung schon angezeigt ist, wenn
man den Antrag hier ernsthaft stellen wirde. Da
das aber nicht der Fall ist und da wir aber insge-
samt Gesprachsbedarf in den Bereichen haben,
wir gleichzeitig wollen, dass es in der Richtung
weitergeht, und abwarten missen, was auf Bun-
desebene passiert, ist es sinnvoll, dass wir diesen
Antrag an den Wirtschaftsausschuss Uberweisen,
dort das Thema weiter diskutieren und vielleicht,
was ja gute Tradition ist, auch mit der Handwerks-
kammer dort mdglichst einheitlich an diesem
Strang ziehen. Ich glaube, das wére im Sinne der
Handwerkerinnen und Handwerker in dieser Stadt,
und dann kdénnen wir da auch eine gute Debatte
fihren. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wer die Situation zur
Potenzialanalyse der Handwerkskammer Hamburg
gelesen hat, der weil}, dass das Problem in der Tat
trotz mehr Meisterabschlissen nicht ausgestanden
ist, sondern dass die Licke zwischen den Betrie-
ben, die aus Altersgriinden aufgegeben, abgege-
ben werden sollen, und dem Angebot an Fachkraf-
ten in Zukunft gréRer wird und dass uns im Hand-
werk ein Konzentrationsprozess in Hamburg be-
vorsteht. Das bedeutet Handlungsbedarf fiir uns.
Die Fachkrafte missen in Hamburg geschult wer-
den. Und das heifdt: Wir missen zumindest fir die
Berufe, die noch Meisterpflicht haben, ein entspre-
chendes Angebot sicherstellen.

Wenn man sieht, 33 Prozent weniger Handwerks-
unternehmen seit 1994/1995, 20 Prozent weniger
Tatige in diesem Zeitraum im Handwerk, in einem
Bereich, der das Rickgrat unserer Wirtschaft ist,
der dynamisch ist, der anpassungsfahig und letzt-
endlich krisenfest ist — ohne das Handwerk hatten
wir die Finanzkrise mit Sicherheit nicht so gut tber-
standen —, wenn man das sieht, weil¥ man in der
Tat, dass hier auch durchaus Geld staatlicherseits
in die Hand genommen werden musste.

Die Meisterausbildung attraktiv zu machen, ist in
der Tat ein guter Schritt in diese Richtung, da gebe
ich der CDU mit ihrem Antrag recht. Obwohl mich
die Feststellung, dass das Studium in Deutschland
kostenlos ist, doch etwas irritiert hat, wenn ich se-
he, wie viele Studentinnen und Studenten am
Schluss ihres Studiums natirlich auf ihren BAf6G-
Kosten weiterhin sitzen bleiben; so kostenlos ist es
nicht. Das flhrt dazu, dass wir dafir pladieren, in
den Ausschuss mit diesem Antrag einzusteigen,
denn wir sollten auch in der Tat das eben bespro-
chene Meister-BAf6G noch mit in unsere Betrach-
tung einbeziehen und eine ganzheitliche Position
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zu dem Thema beziehen, wie wir wirklich zu einer
Chancengleichheit zwischen der Meisterausbil-
dung und dem Studium kommen kdénnen, ohne
hier neue Ungleichheiten zu schaffen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christiane
Blémeke GRUNE)

Insofern freue ich mich natirlich auf die wirklich in-
teressante Diskussion im Ausschuss. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Aukes von der FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Sie stimmen mir sicher zu, wenn
ich sage, dass das Handwerk einer der bedeu-
tendsten Wirtschaftsfaktoren in Hamburg ist.
15 000 Handwerksbetriebe erwirtschaften mit fast
130 000 Beschaftigten einen Jahresumsatz von
13 Milliarden Euro.

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Wo liegen aber die grundsatzlichen Probleme?
Hier gibt es zahlreiche, wie das Nachwuchspro-
blem und den Mangel an Fach- und Fuhrungskraf-
ten; meine Vorredner sind darauf eingegangen.
Dabei gibt es doch gerade beim Handwerk den Be-
griff "Handwerk hat goldenen Boden" und es muss
unser gemeinsames erklartes Ziel sein, dass sich
mehr junge Menschen fir einen handwerklichen
Beruf entscheiden.

Wir Freien Demokraten teilen die Zielrichtung des
Antrags.

(Beifall bei der FDP)

Dazu gehort, die Mdéglichkeiten fir die Befreiung
der angehenden Meister und Meisterinnen von
Lehrgangs- und Prifungsgebuhren zu prifen. Da-
zu gehort auch: Die Fortbildung zum Meister oder
zur Meisterin darf keine uniberwindbare finanzielle
Belastung fur den Einzelnen darstellen. Hier stim-
men wir der Auffassung insbesondere auch der
Handwerkskammer zu. Die Nutzung des Meister-
BAfoG — mein Vorredner hat das gerade ange-
sprochen — muss unberihrt bleiben, das mdchte
ich hier ausdricklich betonen. Wenn Sie das alles
zusammenfassen, kommen auf jeden Aspiranten
schon sehr grof3e Belastungen zu, die es zu stem-
men gilt. Allein die Prifungsgebihren machen
einen vierstelligen Betrag aus.

Wichtig ist uns in diesem Zusammenhang aber
auch, zu betonen — und da sollte gerade der rot-
grune Senat aufmerksam zuhdéren — Es geht in
diesem Fall nicht nur um Prifungsgebuhren, son-
dern es geht auch um die Kosten fiir die Meister-
vorbereitungskurse. Die Prifungsgebihren betra-
gen etwa, wenn Sie die Hamburger Meister neh-

men, 300 000 bis 400 000 Euro. Wenn Sie die
Meistervorbereitungskurse nehmen — ich habe das
hier einmal fir einen Tischler vorliegen —, sind das
17 500 Euro fur einen Meistervorbereitungslehr-
gang. Das ist viel Geld. Gerade diese Kosten ma-
chen den Léwenanteil des fur die Erlangung des
Meisterbriefes aufzubringenden Aufwands aus.

Wir missen das grofle Ganze im Blick haben. Das
bedeutet: Nicht nur die Gebuihren fir Meisterpri-
fungen und Kurse im Handwerk sind auf den Prif-
stand zu stellen, denken Sie auch an viele kleine
und mittelstandische Unternehmen, etwa in der In-
dustrie. Auch dort ist der Berufsweg zum Meister
aufwendig und mit hohen Kosten verbunden.

Wir missen den Standort Hamburg stérken und
unseren Mittelstand, insbesondere unser Hand-
werk und unsere Industrie, unterstitzen. Da erwar-
te ich vom Senat nicht nur wohimeinende Worte in
der Offentlichkeit, sondern handfeste Hilfe fiir jun-
ge bildungswillige Menschen. Bundesweit einheitli-
che Lésungen sind da auch wichtig, das ist im Peti-
tum 5 des Antrags ausdricklich genannt. Auch hier
erwarten wir mehr Einsatz vom rot-griinen Senat.

Noch ein kurzes Wort an die Antrag stellende
CDU. In Petitum 4 sagen Sie, dass die Gebiihren
der Meisterpriflinge staatlich finanziert werden sol-
len, in Petitum 1 dagegen wollen Sie einen Prif-
auftrag erteilen. Da sind Sie noch etwas wider-
spruchlich. Das muss im Haushalt ordentlich
dargestellt werden. Wir wollen ein in sich stimmi-
ges Konzept in dieser Angelegenheit und dann
kénnen wir aufgrund dieser Entscheidung ent-
scheiden.

Wir Freie Demokraten wollen das Handwerk stéar-
ken und zukunftssicher machen. Dazu gehoért ein
leistungsfahiges Ausbildungssystem fir alle, die es
wollen und kénnen. Deshalb stimmen wir fur die
Verweisung an den Ausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Joachim Len-
ders CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Vielen Dank. — Mei-
ne Damen und Herren, das Wort bekommt nun
Herr Lorkowski von der AfD-Fraktion.

Peter Lorkowski AfD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Handwerk hat goldenen Bo-
den, sagt man, und ebenso ist noch kein Meister
vom Himmel gefallen. Stimmt genau. Meister fallen
nicht vom Himmel, sondern muissen sich ihre Aus-
bildung bis zum Erlangen des Meisterbriefs teuer
erkaufen. Die Ausbildung zum Meister setzt sich
nach Angaben der Handwerkskammer aus vier
Lehrgangsbausteinen zusammen. Teil 1 und 2 um-
fassen die handwerkliche Ausbildung, Teil 3 betrifft
die kaufmannische Betriebsfihrung und Teil 4
schlieRlich die Ausbildung der Auszubildenden.
Dazu kommen fir jeden Teil gesonderte Prifun-
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gen. Und all dies hat, wie wir alle wissen, seinen
Preis. So kommen fiir die Teile 1 und 4 allein Pri-
fungsgebuhren von 995 Euro zusammen, fur die
Lehrgdnge selbst dann auch noch einmal
10 000 Euro oder mehr. Die Sachanalyse des
CDU-Antrags ist somit durchaus richtig. Nach Ab-
zug der unterschiedlichen Fdrdermoglichkeiten
bleiben fiir den angehenden Meister noch circa
3 200 Euro als Eigenanteil zur Finanzierung.

Nun sind wir in der AfD-Fraktion zwar der Meinung,
dass jeder fur in Anspruch genommene Leistungen
auch selbst einen Kostenanteil tragen soll, beson-
ders wenn dadurch hinterher ein finanzieller Vorteil
erreicht werden kann. Aber im Vergleich mit einem
Studium liegt hier tatsachlich eine Ungleichbe-
handlung vor. Das heildt, dass unterschiedliche
Gruppen bei ungefahr vergleichbaren Vorgangen
ungleich behandelt werden. Von daher begruf3en
wir den zugrunde liegenden Ansatz Ihres Antrags.

Zu den einzelnen Punkten des Antrags. Im Punkt 1
wird ersucht, die Moglichkeit fir die Befreiung der
angehenden Meister von Lehrgangs- und Pri-
fungsgebuhren und somit eine Finanzierung aus
dem Bildungsetat zu prifen. Dem kdnnen wir uns
inhaltlich anschlieen. Ohnehin sind wir der An-
sicht, dass staatliche Férderungsinstrumente, wel-
cher Art auch immer, regelmaRig ergebnisoffen ei-
ner Prifung auf Sinnhaftigkeit unterzogen werden
sollen. Allgemein moéchten wir jedoch bei allen
Uberlegungen in Richtung Finanzierung von Quali-
fikations- und Fortbildungsmalinahmen anregen,
immer den erfolgreichen Abschluss dieser Mal3-
nahmen zu honorieren. Daher beantragen wir,
dass erst nach bestandener Prifung ein soge-
nannter Meisterbonus gezahlt wird, der die Pri-
fungsgebihren abdeckt; dies wird bereits in Bay-
ern und Sachsen so gehandhabt. Und als Letztes
hierzu verweise ich noch auf die gelbte Praxis in
Bayern, im Rahmen eines sogenannten Meister-
preises eine besondere Leistung bei einer Prufung
finanziell zu honorieren. Dies sehen wir als weite-
ren Ansporn zu hoher Qualitat. Auch dies ist Inhalt
unseres Zusatzantrags.

Dem Punkt 2 beziglich der Nutzung des Meister-
BAf6G gemal Aufstiegsfortbildungsférderungsge-
setz kdnnen wir zustimmen. Allerdings handelt es
sich hier bei dem AFGB um eine Bundesférderung.

Punkt 3, die Einbindung der Handwerksorganisa-
tionen, der Handwerkskammer und relevanter Be-
triebe in die Uberlegung und Umsetzungswege,
betrachten wir als selbstverstandlich.

Petitumspunkt 4, im Sinne unseres Zusatzantrages
ausgelegt, kénnen wir zustimmen, ebenso den
letzten beiden Punkten, die die bundeseinheitliche
Regelung und die Berichterstattung betreffen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren, ich sehe jetzt keine weiteren Wortmeldun-
gen. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache
21/11088 an den Ausschuss fir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien Uberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wer dann die Drucksache 21/11207 ebenfalls an
den Ausschuss flir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen mochte, den bitte ich nun um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieses Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag in der Sache.

Wer mdchte also dem AfD-Antrag aus Drucksache
21/11207 seine Zustimmung geben? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

Wir kommen zur Kurzdebatte, das bedeutet hier
immer ein kleines technisches Umstellen. Ja, wenn
zwei Prasidenten oder Vizeprasidenten das ma-
chen, dann wird es auch nicht besser. Das muss
ich jetzt einmal dem Kollegen Uberlassen, damit
ich lhnen uneingeschrankt meine Aufmerksamkeit
widmen kann.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 23, Druck-
sache 21/10990, Unterrichtung durch die Prasiden-
tin: Birgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezem-
ber 2016: "Kostenlose Ferienbetreuung von Kin-
dern im SGB-II-Bezug".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezem-
ber 2016: "Kostenlose Ferienbetreuung von
Kindern im SBG-lI-Bezug" — Drs. 20/6981

— Drs 21/10990 —]

Dieser Tagesordnungspunkt, darauf hatte ich
schon hingewiesen, ist von der GRUNEN Fraktion
als Kurzdebatte angemeldet worden, sodass jeder
Rednerin und jedem Redner pro Debattenbeitrag
jeweils zwei Minuten Redezeit zur Verfiigung ste-
hen.

Die Uhr ist umgestellt. Wer winscht das Wort? —
Frau Dr. von Berg von der GRUNEN Fraktion, Sie
bekommen es.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Kennen Sie das Ferien-
loch, auch Ferieneffekt genannt? Wer jetzt glaubt,
das habe etwas mit Erholung zu tun, den muss ich
leider enttduschen: Das hat nichts mit Erholung zu
tun, sondern mit Vergessen. Studien haben nam-
lich bewiesen, dass Schulerinnen und Schiler,
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egal aus welcher Familie, von welcher Herkunft,
wahrend der Schulzeit gemeinsam Lernzuwachse
erreichen — das ist auch gut, das soll Schule ja
auch bewirken. Und dann kommen die Ferien.
Wahrend die einen aus den Familien, die, wie wir
immer sagen, bildungsnah sind, oder aus sozial
hoheren Schichten, also wohlhabenderen Famili-
en, weiter Lernzuwachse erreichen, ist genau das
Umgekehrte bei den Kindern der Fall, die in bil-
dungsfernen Familien sind, in sozial schwacheren
Schichten, in armen Familien. Dort beginnt namlich
das Vergessen. Dort ist nachgewiesen, dass eine
Stagnation, nicht nur kein Zuwachs, sondern eben
sozusagen ein Misswachsen, stattfindet. Dazu ha-
ben wir gesagt: Das ist fUr uns nicht tragbar.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir als Regierungsfraktionen stehen fiir Bildungs-
gerechtigkeit. Wir schauen auch auf Studien, wir
wollen unsere Finanzierung auch evidenzbasiert
machen. Wir haben gesagt: Aufgrund dieser Studi-
en, die wir gesehen und gelesen haben, wollen wir
die Ferienbetreuung finanzieren. Wir freuen uns
sehr, dass wir lhnen mitteilen kénnen, dass dieses
Ferienangebot sehr gut angenommen wird. Wir ha-
ben um 91 Prozent Zuwachs.

Wir wollen den Bildungserfolg von der familidren
Herkunft abkoppeln. Dabei sind wir mit dieser Feri-
enbetreuung auf einem guten Weg und ich freue
mich, dass wir hier diese Debatte, wenn auch nur
kurz, fihren kdnnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der SPD-Frak-
tion bekommt nun Frau Duden das Wort.

Barbara Duden SPD:* Frau Prasidentin, meine
Kolleginnen und Kollegen! 91 Prozent Steigerung
der Anmeldungen zur kostenlosen Ferienbetreu-
ung gemessen am Stand August 2016 — ich den-
ke, das ist ein sehr groRer Erfolg, der deutlich
macht, dass das fiir uns ein sehr groRer Schritt fur
mehr soziale Gerechtigkeit ist. Es war unser Ziel,
dass gerade auch Kinder aus benachteiligten Fa-
milien in den Stadtteilen, in denen es den Leuten
teilweise nicht so gut geht, die Chance bekommen,
an diesem Ferienprogramm teilzunehmen. Das ist
gelungen und deshalb, denke ich, ist es insgesamt
eine gute und richtige Entscheidung gewesen,
dass wir in den Haushaltsberatungen uns bereitge-
funden haben, dafir Geld zur Verfigung zu stel-
len. Das ist Sozialpolitik, wie wir sie uns vorstel-
len. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Frau Grunwaldt das Wort.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Zweifelsohne ist eine Steigerung der Teilnahme an
der Ferienbetreuung um 91 Prozent der Kinder, die
Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabege-
setz erhalten, eine erhebliche Steigerung. Den-
noch dirfen wir uns nicht darauf ausruhen, denn
fir eine echte Chancengerechtigkeit sollte unser
Ziel doch eine Steigerung auf 91 Prozent sein.

7 354 Kinder, die Leistungen aus dem Bildungs-
und Teilhabepaket erhalten, sind fir die Ferienbe-
treuung 2017/2018 angemeldet. Vergessen wir
aber nicht, dass in Hamburg — jedenfalls war das
so im Jahr 2015, aktuellere Zahlen liegen mir leider
nicht vor — insgesamt circa 58 000 Kinder und Ju-
gendliche berechtigt sind, Leistungen aus dem Bil-
dungs- und Teilhabepaket zu erhalten und damit
auch grundsatzlich einen Anspruch auf Ferienbe-
treuung haben. Vor diesem Hintergrund sind
knapp Uber 7 000 Kinder, die eine Ferienbetreuung
nutzen, plétzlich leider gar nicht mehr so viele. Nun
weil} ich auch nicht genau, wer von diesen 58 000
tatsachlich Schilerinnen oder Schiler sind, aber
wir kénnen davon ausgehen, dass ein betrachtli-
cher Teil von ihnen zur Schule geht. Vergessen wir
nicht, dass auch diejenigen aus dem Asylbewer-
berleistungsgesetz anspruchsberechtigt sind. Die-
se sind auch seit dem Jahr 2015 sehr viel mehr ge-
worden, als es 5 000 Kinder waren.

Wir alle wissen, wie wichtig trotzdem diese Ferien-
betreuung ist. Fur alle Kinder ist es wichtig, dass
diese in Zukunft auch zur Verfigung steht, und
deshalb sollte um noch mehr Teilnehmerinnen und
Teilnehmer gerungen werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Boeddinghaus das
Wort.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:* Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Selbstver-
standlich begriiRen auch wir diesen wichtigen sozi-
alpolitischen Schritt in die richtige Richtung, insbe-
sondere vor dem Hintergrund, dass wir genau die-
se Forderungen vor drei Jahren in einem Antrag
hatten. Damals haben leider noch alle Fraktionen
dagegen gestimmt. Dazu sagen wir: Opposition
wirkt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sagen aber auch, dass das BuT-Paket mindes-
tens ein Dutzend von Leistungsarten hat, und wir
wissen ja alle, dass 10 Euro nur einmal ausgege-
ben werden kénnen. Von daher missen wir natir-
lich weitergehen

(Zuruf von der CDU)
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auf dem richtigen Weg, dass Hamburg — das wirk-
lich gut umgeht mit dem BuT-Programm, das ist
keine Frage — noch mehr an Mitteln drauflegt und
dass man grundsatzlich natirlich auch bei der Be-
kdmpfung von Armut ein anderes Konzept aufle-
gen muss, das mit Mitteln auch aus dem Landes-
haushalt gespeist werden muss. Es gibt noch viele
Madglichkeiten, diese Kinder zu unterstltzen. Aber
nichtsdestotrotz ist das hier ein guter Meilenstein
und daran werden wir gemeinsam anknipfen. Und
wenn es noch einmal drei Jahre dauert, wir bleiben
dran. — Danke schoén.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der FDP-Frak-
tion bekommt Herr Oetzel das Wort.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Es ist eine der wich-
tigsten Aufgaben des Staates, allen Menschen die
Teilhabe an der Gesellschaft zu ermdglichen.
Denn nur wer an der sozialen Gemeinschaft teil-
hat, kann sich auch in ihr verwirklichen und erkennt
ihren Wert. Jungen Menschen wahrend der Ferien-
zeit ein Betreuungsangebot an den Schulen zu ge-
ben, ist vor diesem Hintergrund eine gute ldee. Die
FDP-Fraktion hat den Antrag aus dem Dezember
2016 damals daher auch gern unterstitzt. Wir freu-
en uns sehr Uber die hier schon mehrfach ange-
sprochene Verdoppelung der Teilnehmerquote.
Das ist wirklich ein schénes Ergebnis.

Trotzdem muss man sagen: Mehr als die Halfte
der berechtigten Kinder nutzt das Angebot noch
immer nicht. Es ware daher in der Folge sehr
spannend zu erfahren — und dann noch einmal in
die Tiefe zu gehen —, was die Griinde dafiir sein
konnten. Es kann natidrlich auch eine gute und
nachvollziehbare Entscheidung von Eltern sein,
wenn sie sich sehr bewusst dafir entscheiden, ja,
wir wollen in den Ferien lieber selbst etwas mit un-
seren Kindern machen. Das kann ja sein. Aber
wenn es dann noch andere Barrieren gibt, die
moglicherweise nicht finanzieller Art sind, dann
sollten wir vielleicht auch noch einmal den Blick
dahin wenden, warum andere Eltern dieses Ange-
bot noch nicht nutzen. Moéglicherweise tun sie das
nicht, weil sie das einfach trotz der verschiedenen
Informationsangebote immer noch nicht kennen
oder weil sie geringe Erwartungen an die Qualitat
haben. Das mag ja sein, ich will das gar nicht beur-
teilen, ob das stimmt oder nicht; die Debatte will
ich hier jetzt gar nicht aufmachen. Eventuell gibt es
auch andere Barrieren, warum sie ihre Kinder dort
nicht anmelden. Vielleicht liegt es auch daran,
dass sie es nicht konnen, weil ihnen die Werkzeu-
ge dafiur fehlen oder weil sie vielleicht auch nicht
die Informationen haben, wie das mit so einer An-
meldung funktioniert. Hier gibt es meines Erach-
tens immer noch Potenzial.

Wir freuen uns also jetzt tber diesen schénen Er-
folg mit der Verdoppelung der Zahlen, wir dirfen
aber auch nicht mide werden zu uberlegen, wie
wir es fur die Zukunft schaffen, noch mehr junge
Menschen an diesem sinnvollen Angebot teilhaben
zu lassen. — Danke schon.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Jetzt bekommt Herr
Dr. Kérner von der AfD-Fraktion das Wort.

Dr. Joachim Kérner AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Vielen Dank an die Prasidentin fur die Unterrich-
tung, wie viele Kinder in Hamburg an der kostenlo-
sen Ferienbetreuung von Kindern in SGB-II-Bezug
teilgenommen haben. Wahrend 2016 die teilneh-
menden Kinder mit SGB-II-Bezug noch deutlich
unterreprasentiert waren, konnten die Teilnehmen-
den in den Folgejahren deutlich gesteigert werden.
Das ist hier schon mehrfach betont worden und
dies ist ein gutes Zeichen; das sehen wir eben-
so. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Ich sehe keine wei-
teren Wortmeldungen und stelle fest, dass die Bir-
gerschaft von der Drucksache 21/10990 Kenntnis
genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 28, Druck-
sache 21/11036, Bericht des Europaausschusses:
"Hamburg und Fair Trade" und Birgerschaftliches
Ersuchen vom 28. September 2016: "Fair Trade
Stadt Hamburg weiter voranbringen"”.

[Bericht des Europaausschusses liber das The-
ma

"Hamburg und Fair Trade" (Selbstbefassungs-
angelegenheit)

sowie uber die Drucksache 21/10010:
Biirgerschaftliches Ersuchen vom 28. Septem-
ber 2016: "Fair Trade Stadt Hamburg weiter
voranbringen” - Drs. 21/5966 (Unterrichtung
durch die Prasidentin der Biirgerschaft)

— Drs 21/11036 -]

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist von der GRU-
NEN Fraktion als Kurzdebatte angemeldet worden,
sodass jeder Rednerin und jedem Redner pro De-
battenbeitrag jeweils zwei Minuten Redezeit zur
Verfigung stehen.

Wer winscht hierzu das Wort? — Herr Gézay von
der GRUNEN Fraktion, Sie bekommen es.

Murat Gézay GRUNE: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Seit 2011
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nennt sich unsere Freie und Hansestadt Hamburg
bereits Fair Trade Stadt. 2013 konnten wir unseren
Anspruch auf diesen wichtigen Titel erneuern. Seit-
dem hat sich in Hamburg viel getan und der Ham-
burger Senat hat seinen Teil dazu beigetragen.
Wenn man heute in Hamburg einkaufen geht, fin-
det man Produkte fiir fairen Handel schon lange
nicht mehr nur im Stadtzentrum, sondern in den
Fachgeschaften vieler Viertel in dieser Stadt. Doch
letztlich kdnnen wir mit dieser Entwicklung in eini-
gen Vierteln unserer schonen Stadt stehenbleiben.
Wenn Hamburg gerecht handeln will, mussen alle
die Idee des Fair Trade verstehen und mitdenken.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Moni-
ka Schaal SPD)

Hier gilt es in Zukunft, das Bewusstsein unserer
zugezogenen Mitblrgerinnen und Mitburger weiter
zu scharfen. Viele unter ihnen kennen Fair Trade
lediglich als ein Abstraktum, ein Label, das mit der
eigenen Realitdt wenig zu tun hat. Dabei ist der
faire Handel eine Bewegung, die fir Migrantinnen
und Migranten in doppelter Hinsicht Bedeutung
hat: in der Heimatstadt Hamburg und im Herkunfts-
land. Hier setzen wir an und zeigen, dass seit den
Anfangen von Jutebeuteln, Stickarbeiten und Kaf-
fee bereits unzahlige Produkte in Qualitat und
Preis wettbewerbsfahig fair gehandelt werden und
taglich neue hinzukommen.

Warum zum Beispiel nicht einmal einen Fair-
Trade-Doéner?

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir missen das Fair Trade aus Eimsbuttel und Al-
tona, den fairen Handel aus Poppenbiittel und
Winterhude zur Lingua franca aus Billstedt oder
Wilhelmsburg machen. Hamburg ist Weltstadt und
Hauptstadt des globalen Handels in Deutschland.
Wenn wir auch Hauptstadt des fairen Handels wer-
den wollen, muss es uns gelingen, alle Bevdlke-
rungsgruppen einzubinden.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Moni-
ka Schaal SPD)

Dann erst kdnnen wir sagen, dass wir unser Ziel in
Hamburg erreicht haben. Als Abgeordneter setze
ich mich daher seit geraumer Zeit in Stadtteilen mit
hoher Migrantendichte fur dieses Ziel ein. Ich darf
Ihnen sagen, dass der Weg zu moralischer Fair-
ness uber den Geldbeutel der Menschen nicht ein-
fach ist, aber er ist auf jeden Fall wert, beschritten
zu werden. Diesen Weg gemeinsam zu beschrei-
ten, bitte ich daher heute auch alle hier Anwesen-
den ausdricklich. Dieser Weg ist kein Weg des po-
litischen Statements, er ist ein Zeichen der Fair-
ness in einer globalisierten Welt. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der SPD-Frak-
tion bekommt nun Herr Dr. Stoberock das Wort.

Dr. Tim Stoberock SPD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Auch fir uns als Abgeordnete eines Landesparla-
ments, die sich primar damit befassen, wie wir das
Leben unserer Stadt fiir die Menschen, die hier
wohnen, zum Besseren gestalten kdnnen, ist Fair
Trade ein mehr als wichtiges Thema. Denn ohne
ein Volkswirt zu sein, kann ich festhalten, dass
Okonomen wohl selten eine einhellige Auffassung
vertreten; dass ein gerecht ausgestalteter Handel
grundsatzlich fur alle Beteiligten Vorteile mit sich
bringt, wird jedoch kaum bezweifelt. AuRerdem gilt
fir uns, dass wir zwar lokal handeln, dabei aber
immer die globalen Auswirkungen bertcksichtigen
wollen. Und diese beiden Aussagen vereinen sich
vortrefflich im Bereich Fair Trade.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Denn wissenschaftliche Studien zeigen, dass Fair
Trade unerlasslich ist fur die nachhaltige Entwick-
lung von Schwellen- und Entwicklungslandern. Ge-
nau deshalb bin ich auch dankbar fir die Einstim-
migkeit, mit der wir das Thema Fair Trade in die-
sem Hause angegangen sind.

Bei uns in Hamburg die Grundsatze einer nachhal-
tigen Entwicklung, Handel, Konsum, Vergabe- und
Beschaffungspolitik noch starker in den Vorder-
grund zu stellen, war Gegenstand des burger-
schaftlichen Ersuchens an den Senat vom Sep-
tember letzten Jahres. Und das ist in Hamburg
auch auf einen fruchtbaren Boden gefallen, denn
bereits seit 2011 tragt Hamburg den Titel einer Fair
Trade Stadt und in diesem Jahr wurde dieser Titel
fur weitere zwei Jahre verlangert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Bereits heute flihren Hunderte Hamburger Ge-
schéfte fair gehandelte Produkte. Diese finden ei-
ne sehr begruflenswerte Verbreitung in der Gastro-
nomie und vielfaltige Verwendung in Sozial- und
Bildungseinrichtungen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Dr. Stoberock, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Dr. Tim Stoberock SPD (fortfahrend):* Und des-
halb zeigt das auch, dass man mit vielen kleinen
Dingen in der Sache viel bewirken kann.

(Glocke)
In diesem Sinne — vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Herr Westenberger das Wort.
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Michael Westenberger CDU: Sehr geehrte Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Keine Fra-
ge, eine gerechte Welt fihrt nicht nur bei uns in
den Einzelhandelsgeschaften zu einer Gerechtig-
keit, sondern unser Ziel sollte es sein, das Uber al-
le Kontinente hinaus zu erstrecken. Ob nun das
Vergaberecht der Hebel ist, mit dem wir auch in
Afrika und Asien flr gerechtere Lebensverhaltnisse
sorgen, konnen wir geteilter Auffassung sein. Ich
glaube, wir sollten einen Schritt weitergehen. Das
ist, meine ich, Aufgabe und Verpflichtung einer
Handelsstadt wie Hamburg. Ich denke, wenn man
Marktmacht begrenzt und sich in Partnerschaft
Vertrdge anschaut, ob das internationale Stan-
dards sind Uber Umwelt, Grundwasser, Trinkwas-
ser, Nahrungsmittel oder Arbeitsnormen, eroffnet
sich die Diskussion, ob wir nicht langfristig — als
Beispiel — mit unseren Partnern in Afrika Vertrage
auf Augenhdhe schlief3en, in denen wir eben unse-
re Ideen und unsere Werte, die ja auch in Afrika
haufig christlicher Natur sind, gemeinschaftlich in
ein Handelsabkommen gielen und sagen: Wir
nehmen euch als Partner ernst, und zwar auf Au-
genhohe, und spielen keine Marktmacht mehr aus.
Fair Trade, keine Frage, machen wir mit. Aber wir
sollten den Mut haben, auch aus dieser Stadt her-
aus diese Diskussion zu fiihren, und zwar auf Au-
genhdhe in Partnerschaft.

Kein Kontinent sollte meines Erachtens in unserer
Politik so sehr im Fokus stehen wie Afrika. Afrika
ist unsere Zukunft und wir entscheiden es die
nachsten 10, 15 Jahre, ob es eine gemeinschaft-
lich gute Zukunft geben wird oder ob sie uns vor
Herausforderungen stellt, die wir méglicherweise
kaum noch gemeinsam I6sen kdnnen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und vereinzelt
bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Herr Dolzer das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE: Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin. — Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe
Hamburgerinnen und Hamburger! Lieber Murat
Goézay, was du gesagt hast, stimmt an vielen
Punkten. Und auch Herr Westenberger, |hr Wort in
Gottes Ohr. Wenn es denn wirklich so ausgelegt
wird, wie ich es verstanden habe, dann ware das
etwas sehr Schones. Aber wir haben ja im Aus-
schuss Uber Fair Trade diskutiert und da wurde
klar — einer der Experten hat es deutlich gemacht
und alle haben es bestatigt —: der UN Treaty, der
Vertrag zur nachhaltigen Entwicklung, wird auch
bei Fair Trade in vielen Punkten noch immer nicht
genligend eingehalten. Es geht um Menschen-
rechte. Es geht um die Vorgaben der ILO, der In-
ternational Labour Organisation, also die Arbeits-
rechte der Menschen. Auch darauf missen wir ein

Auge haben, denn sonst funktioniert das mit der
Augenhohe uUberhaupt nicht.

Fair Trade ist eigentlich ein Tropfen auf dem hei-
Ben Stein, wenn man bedenkt, dass in Fair Trade
immer nur Kkleinteilige, also mikrodkonomische
Prozesse gefoérdert werden. Wenn wir aber die Au-
genhdhe, die Sie benannt haben, Herr Westenber-
ger, wirklich haben wollen, dann missen wir es er-
moglichen, dass die Volkswirtschaften in anderen
Kontinenten, in anderen Landern, eben auch
wachsen. Dann durfen wir nicht gleichzeitig, wah-
rend wir Fair Trade machen — was wichtig und gut
ist und das Bewusstsein schafft — Konferenzen
machen wie vor dem G20 zu Afrika, bei dem sechs
Lander fur 300 Millionen Euro mehr oder weniger
gendtigt werden, ihre Souveranitat schrittweise fir
eine Marktoffnung aufzugeben. Das ist ein Wider-
spruch und das ist nicht ganzheitlich gedacht und
deshalb mussen wir das Ganze anders angehen
und anders denken.

(Beifall bei der LINKEN)

Es darf doch nicht sein, dass sechs Lander ihre
Markte flr die Halfte einer Elbphilharmonie fir
deutsche Unternehmen 6ffnen sollen, Augenhéhe
dabei aber nicht mehr besteht. Das ist doch mehr
als zynisch. Deshalb: Fair Trade gern, auch aus-
bauen in allen Stadtteilen, aber bitte dann auch
keine Waffenexporte und keine Kriege mehr und
symmetrische Handelsbeziehungen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der FDP-Frak-
tion bekommt nun Frau Nicolaysen das Wort.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Hamburg
und Fair Trade, dazu mochte ich drei entscheiden-
de Punkte herausgreifen.

Erstens: Eine effektive Umsetzung der Fair-
Trade-Ziele ist nur durch Akzeptanz und erhdhte
Nachfrage zu erreichen.

Zweitens: Die Verbreitung von Fair-Trade-Produk-
ten ist eine Angelegenheit der Verbraucher. Auf
deren Kaufentscheidungen kommt es an. Wann
haben Sie sich das letzte Mal fir ein Fair-Trade-
Produkt entschieden? Diese Entscheidung kann
und darf lhnen der Staat nicht abnehmen.

(Beifall bei der FDP)
Jeder entscheidet frei und nach seiner Moglichkeit.

Drittens: Fair Trade hat seinen Preis. Mit dem Kauf
dieser Produkte entscheide ich mich fur Mindest-
standards, die es bei billigen Konkurrenzprodukten
oft nicht geben kann. Ich bin der Uberzeugung,
dass wir die Einfihrung eines allgemeingiiltigen
Siegels brauchen. Das hilft den Verbrauchern bei
der Kaufentscheidung und etabliert die Produktpa-
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lette Fair Trade. Wir Freie Demokraten befiirworten
die im Europaausschuss angesprochene UN Trea-
ty als Mindeststandards fir nachhaltige Entwick-
lung. Das darf fir die Unternehmen selbstverstand-
lich keine unverhaltnismaflige Belastung bedeuten,
auch nicht durch den birokratischen Mehrauf-
wand. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Méller: VVon der AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Dr. Wolf das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren! Hamburg als Fair
Trade Stadt weiter voranzubringen, hort sich gut
an. Wer modchte diesem Motto schon widerspre-
chen? Es spricht einiges flr den Ansatz und das
dahinterstehende Konzept. Ich mdchte hier nach
all den positiven Worten jedoch auch einige kriti-
sche Punkte beleuchten, die in der Praxis das
Ganze problematisch machen. Denn hier hat sich
ein Wildwuchs an Zertifikaten und Zertifizierungs-
stellen wie der Fairtrade Foundation entwickelt.
Das klingt nicht nur nach Bulrokratisierung, nach
Vorgaben und Uberwachung, genau das ist es
auch, und darunter leidet inzwischen in der Praxis
der weltweite Fair-Trade-Handel. Mittlerweile zie-
len die Standards vornehmlich darauf, in die Orga-
nisation der Produzenten in den Herstellerlandern
einzugreifen, um diese zu reglementieren. Dazu
gehodren etwa Vorgaben fiir den Aufbau und die
Kontrolle der Verwaltung, Berichtspflichten, Vor-
schriften zu Arbeitsbedingungen, Umweltschutz,
Gleichbehandlungsfragen bis hin zur Gewahrleis-
tung von Gewerkschaftseinfluss. In den Abnehmer-
landern andererseits sind die Fair-Trade-Siegel
vielfach zu einem Marketingmix verkommen, mit
dem sich sogar GroRunternehmen, von den Akti-
visten eigentlich harsch kritisiert, schmicken. Mehr
noch: Fair Trade ist zum Teil auch zu einem Instru-
ment der Umerziehung mutiert. Derartige Tenden-
zen klangen auch schon bei den Anhérungen im
Ausschuss an, als mit Blick auf offenkundig Fair
Trade-unwillige = Konsumentengruppen, gerade
auch mit migrantischem Hintergrund, von Ge-
setzen gesprochen wurde,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Irgendwann kom-
men immer die Fllchtlinge!)

die auf den Weg zu bringen seien, um der Geiz-ist-
Geil-Mentalitat hierzulande durch Lenkung von
oben entgegenzutreten. Ob wirklich der faire Doner
das Gelbe vom Ei ist? Wir pladieren dafir, an die
wirklich Wohlhabenden zu appellieren und nicht
diejenigen umerziehen zu wollen, die mit ihren fi-
nanziellen Mitteln wirklich rechnen muissen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Ich sehe keine wei-
teren Wortmeldungen. — Doch, Herr Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrtes
Prasidium, sehr verehrte Volksvertreter! Wer ge-
niel3t den fairen Handel am meisten? Erstens der
Kunde, der seinen fairen Schlips, sein faires iPhone
und sein faires Gewissen streichelt. Zweitens
die Zertifizierer, die ihren Trieb zum herablassen-
den Bevormunden ausleben und dabei untereinan-
der im lebhaften Wettbewerb stehen. Drittens
Handler, die gute Gewinne erzielen, solange sie
den Aufwand begrenzen, mit dem sie die lllusion
unprofessioneller Vertriebsstrukturen aufrechter-
halten. Viertens gewiefte Produzenten, die Aus-
schussware, auf dem reguldaren Markt unverkauf-
lich, als fairen Kaffee verkaufen. Flnftens und als
Allerletztes ehrliche Produzenten.

Es gibt vier ernsthafte Studien zu der Frage, wie
viel vom zusatzlichen Verkaufspreis beim Erzeuger
landet. Nur zwei Studien erwahnen (berhaupt die
Moglichkeit, dass es in Ausnahmeféallen mehr als
10 Prozent sein kdnnten, meist ist von 1 bis 2 Pro-
zent die Rede oder von weniger als null. Das heift:
Menschen mit Tageseinkommen von typischerwei-
se 2 Dollar werden durch die Belastung der Zertifi-
zierung weiter in die Armut getrieben. Dazu die De-
mutigung, dafir denen hier danken zu darfen.

Wer leistet am meisten fiir den fairen Handel? Das
sind Sie, verehrte Volksvertreter, und diejenigen,
die als lllusionisten am Erstellen dieses Doku-
ments beteiligt sind. Sie haben mit beiden Handen
die Scheuklappen sehr fest gehalten und der Ver-
suchung widerstanden, einen Blick auf das offen
zutage liegende Elend zu werfen, erzeugt durch
den fairen Handel. Indem Sie nicht wie angemes-
sen von einer erfolgreichen, sondern von einer
siegreichen Bewerbung sprechen, gewahren Sie
noch einen herzerfrischenden Einblick in lhre
Geisteshaltung.

Ein letztes Wort zu den Migranten. Die lehnen das
Konzept aus besserem Wissen und nicht aus Geiz
im Allgemeinen ab. — Vielen Dank.

Vizeprasidentin Antje Méller: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen ... — Doch, es gibt
eine Wortmeldung. Herr Westenberger von der
CDU-Fraktion, Sie bekommen das Wort.

Michael Westenberger CDU: Ich mache es so
kurz wie mdglich. Vielen Dank, Frau Prasidentin.

Lieber Kollege Flocken, Sie haben einmal wieder
Ihre Geisteshaltung offenbart. Denken Sie bitte
einmal daran, was es uns als Weltgemeinschaft
kostet zuzusehen, wie Trinkwasser ruiniert wird,
wie Walder abgeholzt werden. Wenn — das ist na-
turlich nicht lhre Aufgabe, in Ausschisse zu ge-
hen — ein Kaffeeproduzent mit einem Namen aus
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Hamburg uns erzahlt, welche Vorteile Fair Trade
und fairer Handel innerhalb der Weltgemeinschaft
spielt, wirden Sie eines Tages vielleicht sehr kri-
tisch auf lhre Rede schauen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der FDP und der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun sehe ich keine
weiteren Wortmeldungen und ich stelle fest, dass
die vom Europaausschuss empfohlene Kenntnis-
nahme aus Drucksache 21/11036 erfolgt ist.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 37, Druck-
sache 21/11072, Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Das muss drin sein: MalRnahmen zur Luftreinhal-
tung im Hafen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Das muss drin sein: MaBnahmen zur Luftrein-
haltung im Hafen

— Drs 21/11072 -]

Diese Drucksache mdchten die Fraktionen der
SPD, der GRUNEN, der LINKEN und der AfD an
den Ausschuss fiir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen. Die LINKE und die AfD méchten
die Drucksache zusatzlich mitberatend an den
Ausschuss fur Umwelt und Energie Uberweisen.
Vonseiten der FDP-Fraktion liegt ein Antrag auf
Uberweisung der Drucksache nur an den Aus-
schuss flr Umwelt und Energie vor.

Auch hier weise ich erneut darauf hin, dass dieser
Tagesordnungspunkt vonseiten der Fraktion DIE
LINKE als Kurzdebatte angemeldet wurde, sodass
jeder Rednerin und jedem Redner pro Debatten-
beitrag jeweils zwei Minuten Redezeit zur Verfii-
gung stehen.

Wird dazu das Wort gewtinscht? — Herr Hackbusch
von der Fraktion DIE LINKE, Sie bekommen es.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Die Situation der Luft
im Hamburger Hafen ist schlecht. Das ist schon
seit einiger Zeit bekannt, aber es wurde durch den
neuen Luftreinhalteplan, den die Stadt vorgelegt
hat, noch einmal dramatisch unterstrichen. Wir ha-
ben dort den grofiten Teil der Stickoxidbelastung
im Verhaltnis zu allen anderen Sachen, die sonst
in der Stadt vorhanden sind, mehr als der private
Kfz-Verkehr. Wir haben eine Situation, dass
dementsprechend bestimmte andere Bereiche, wie
die Feinpartikel, gegenwartig noch nicht einmal un-
tersucht werden. Das bedeutet, dass wir uns die-
ser Fragestellung viel starker annehmen muissen.
Wir haben das Gefluhl, dass Rot-Grlin dazu einiges
an Nachholbedarf hat. Dementsprechend haben
wir einen Antrag vorgelegt, in dem wir 25 sehr kon-

krete Plane und Uberlegungen vorgelegt haben,
was man machen kann, um die Situation im Ham-
burger Hafen zu verbessern.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will Sie darauf hinweisen, wie dramatisch die
Situation gegenwartig ist, und das am Beispiel der
Fahre 62 nach Finkenwerder aufzeigen. Wenn
man sich dort in die Abgasfahne hineinstellt, hat
man unvorstellbare Feinstaubwerte, die der NABU
gemessen hat, die eine direkte Vergiftung bedeu-
ten. Seit Jahren, Jahrzehnten ist das nicht verbes-
sert worden und selbst die Fortschritte, die jetzt ge-
macht werden, sind noch unheimlich knapp.
Dementsprechend ist auch dort bei kleinen Sachen
dringend etwas zu machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Bei den Kreuzfahrtschiffen, die fir uns im Zusam-
menhang mit den Containerschiffen eine grofl3e
Diskussion darstellen, wird immer gesagt: der Aus-
gleich im Zusammenhang mit dem Hafen. Das ist
alles richtig, wir missen einen Ausgleich diskutie-
ren, aber wir sagen grundsatzlich dazu: Es gibt
kein Recht von einem Kreuzfahrtschiff oder einem
Containerschiff, die Luft in dieser Stadt zu ver-
pesten.

(Beifall bei der LINKEN)

Dementsprechend wollen wir die Prifung umdre-
hen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der SPD-Frak-
tion bekommt nun Herr Dr. Seeler das Wort.

Dr. Joachim Seeler SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Der Umweltschutz in der
maritimen Wirtschaft hat eine zunehmend gréRere
Bedeutung und ich glaube, wir kénnen feststellen:
Der Hamburger Senat hat in den letzten Jahren zur
Forderung des Umweltschutzes im Hafen und in
der maritimen Wirtschaft einen wesentlichen Bei-
trag geleistet.

(Zurufe von Heike Sudmann DIE LINKE)

Jetzt einen Antrag mit 26 Beschlusspunkten zu
diesem Thema in der Kurzdebatte anzumelden, ist
in der Tat ein sehr mutiges Unterfangen.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Deswegen unterstitzen wir auch, dass es eine
Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss gibt.

Aufgrund der Kiirze der Zeit will ich zu dem Antrag
nur sagen: Das ist eine Mischung aus Dingen, die
langst Beschlusslage oder auch schon langst um-
gesetzt worden sind. Dazu drei Beispiele.

1.1, Kritik der Datenlage, sie reicht nicht aus und es
werden Nachhaltigkeitsziele nicht erreicht: Richtig
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ist, dass wir bereits 15 Messstationen im Hafen ha-
ben. Die gesetzliche Grundlage der 39. Bundesim-
missionschutzverordnung ist damit deutlich ber-
schritten. Gerade am 8. November 2017, in diesem
Monat, haben wir hier beschlossen, einen Nach-
haltigkeitsbericht fir den gesamten Hafen auf den
Weg zu bringen. Also das ist langst umgesetzt.

Zweites Beispiel, V.12, aktive Rolle bei der Reduk-
tion der Schiffsemissionen weltweit suchen: Da ist
bereits sehr viel auf den Weg gebracht worden.
Zum Beispiel hat die IMO, die International Mariti-
me Organization, neue Grenzwerte beschlossen,
ab 2020 im Bereich der Stickoxide und ab 2021 im
Bereich CO,. Auch da ist vieles auf den Weg ge-
bracht worden. Der Hamburger Hafen hat sich
2011 selbst an dem Aufbau eines Schiffsindex fir
umweltfreundliche Schiffe beteiligt, dem sogenann-
ten ISI Index, und das maldgeblich nach vorn ge-
bracht. Hier sind bereits 3 600 Schiffe angeschlos-
sen. Hier also davon zu sprechen, da sei nichts
passiert, ist falsch.

Mein letzter Punkt zu IV.18 des Petitiums, For-
schung, maritime Schiffsantriebe voranbringen.
Dazu sei gesagt, dass wir hier in diesem Haus vor
zwei Jahren die Grindung des Deutschen Mariti-
men Zentrums beschlossen haben, das gerade
auch im Bereich der Umweltforschung bei Schiffs-
antrieben und Technologien Hamburg deutlich
nach vorn bringen wird. Der Standort ist im Som-
mer beschlossen worden und kommt nach Ham-
burg. Das ist ein grof3er Erfolg fur Hamburg

(Glocke)

und deswegen ist hier schon viel passiert. Aber wir
freuen uns natirlich auf die Debatte im Aus-
schuss. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Herr Gamm das Wort.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrte Frau Prési-
dentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Sinnbild-
lich fir das Problem der Luftbelastung des Ham-
burger Hafens und auch fiir die rot-griine Politik ist
die Einweihung der Landstromanlage. Ich weil}
nicht, ob Sie sich daran erinnern: Es gab damals
tolle Fotos, Blrgermeister Scholz war guter Laune,
dass das Ganze jetzt eréffnet werden konnte, und
direkt im Hintergrund war ein Schiff festgemacht,
das dort mit rauchenden Schloten stand. Das Gan-
ze dokumentiert, dass dieser Senat zwar hier und
da einmal eine gute Idee hat, die aber so halbher-
zig in den letzten Jahren umgesetzt wurde, dass
sich an der Gesamtsituation des Hamburger Ha-
fens bisher eben nichts verandert hat.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
Wir werden sie dazu zwingen, das zu tun!)

Daher stimmen wir natirlich einer Uberweisung
dieses Antrages zu. Inwieweit jetzt jeder der ein-
zelnen hier skizzierten und benannten Vorschlage
der LINKEN wirklich brauchbar ist, missen wir,
denke ich, hier herausarbeiten, aber ich freue mich
auf die Debatte. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprisidentin Antje Méller: Von der GRUNEN
Fraktion bekommt nun Herr Dr. Tjarks das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Sinnbildlich fiir die Aktivita-
ten der CDU zu diesem Thema war |lhre Rede
eben, Herr Gamm, die nicht ein einziges Mal auf
den Antrag eingegangen ist.

(Dennis Thering CDU: Darum gibt es ja auch
eine Ausschussdebatte!)

Abgesehen davon haben Sie sich auch noch nicht
mit der Sache auseinandergesetzt und sind hier
auch noch nicht mit einem Vorschlag aufgefallen,
die Luft im Hamburger Hafen irgendwie zu verbes-
sern.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich glaube, das ist ein wichtiges Thema, Uber das
wir reden mussen. Ich muss allerdings auch sa-
gen, wie der Kollege Seeler es hier schon ange-
merkt hat: 27 Petitumspunkte vorzulegen und das
dann zu einer Kurzdebatte anzumelden, das ist
nicht nur ein sportliches Unterfangen, sondern das
ist, wenn man den Antrag anschaut, auch ein
bisschen schwierig, weil er namlich zum einen
durchaus in der Sache, was die Luftmessstationen
in Bezug auf Stickstoffdioxid im Hinblick auf Gras-
brook und Veddel angeht, einfach von falschen
Tatsachen ausgeht, dass dort die Luftgrenzwerte
gerissen werden. Das ist namlich nicht der Fall.

(Zuruf von Sabine Boeddinghaus DIE

LINKE)

Sie greifen in weiten Punkten Initiativen zum The-
ma Nachhaltigkeitsbericht, zum Thema stadtische
Flotte und zum Thema Hafen Gate auf, die bereits
angestol3en sind. Sie fordern hier Sachen, die, sa-
ge ich einmal, auBerhalb der Regelungskompetenz
der Freien und Hansestadt Hamburg liegen, wie
beispielsweise die Neuregelung von bestimmten
IMO-Verordnungen, die ich in der Sache zwar
auch begriifRen wirde, aber die nicht direkt in der
Entscheidungsgewalt der Freien und Hansestadt
Hamburg liegen.

Wir sind vorangegangen bei dem Thema Umwelt-
komponente im Hafen Gate. Wir sind vorangegan-
gen beim Thema stadtische Schiffsflotte und Um-
stellen der stadtischen Schiffsflotte auf Gas-to-Li-
quids. Wir sind vorangegangen beim Thema Nach-
haltigkeitsbericht und wir haben hier in dieser Bur-
gerschaft das Ziel eines emissionsarmen Hafens
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beschlossen. Insofern freuen wir uns, dass wir das
als Debattenbeitrag nehmen kénnen. Wir werden
das im Ausschuss auch weiter diskutieren, weil
das ein wichtiges Thema ist. Aber ich finde, es ist
ein bisschen schwierig, ein Sammelsurium von
Forderungen vorzulegen, von denen einige umge-
setzt werden, andere nicht in unserer Regelungs-
kompetenz liegen, um dann zu sagen, wir setzen
uns hier an die Spitze der Bewegung, denn das ist
ehrlicherweise mitnichten der Fall. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der FDP-Frak-
tion bekommt nun Herr Kruse das Wort.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Von
uns gibt es heute grundsatzlich erst einmal ein
Lob. Die LINKEN haben sich mit einem Thema
sehr intensiv auseinandergesetzt. Das ist ja nicht
immer der Fall, deswegen begrifien wir es, dass
Sie das getan haben,

(Beifall bei Jennyfer Dutschke FDP)

und unterstiitzen auch schon deshalb eine Uber-
weisung an den Ausschuss. Wir hatten das Thema
eher im Umwelt- als im Wirtschaftsausschuss ge-
sehen, weil es ja von der Sache her eher von Um-
weltgedanken getrieben ist. Aber sei's drum, wir
kénnen es auch im Wirtschaftsausschuss beraten.

Wir haben diesen 25-Punkte-Plan. Er wirkt ein
bisschen wie ein Finfjahresplan. Aber er hat zu-
mindest das Positive, dass er in die Zukunft
schaut. Wir haben hier vor zwei Wochen ja eine
weitere Ausweitung des Nachhaltigkeitsberichts
beschlossen, nicht mit unseren Stimmen, weil wir
den so nicht fur notwendig halten, aber die LIN-
KEN gehen hier heute und schauen in die Zukunft.
Bevor wir hier jetzt alle das Lottozahlenspiel spie-
len der Kategorie, wir stimmen den Ziffern 1, 3, 5,
7, 9 und vielleicht noch der 12 zu, sollten wir das
ganze Ding im Ausschuss beraten.

Aber das bedeutet nicht, dass der Antrag so, wie
er jetzt ist, zustimmungsfahig ware. Denn in der
Tat sind eine Reihe von Forderungen darin, die mit
Hamburg gar nichts zu tun haben. Dazu erwarten
wir vielleicht von der LINKEN zum einen dann
auch zumindest zur Ausschussbefassung noch
einmal eine klare Sortierung, was ist in Europa und
was ist auf der Welt und was ist bei der IMO, was
alles wiinschenswert ware und was wir hier vor Ort
wirklich machen koénnen.

Zum Zweiten wirden wir lhnen gern mit auf den
Weg geben, dass wir uns auch keine lllusionen
machen sollten, wenn es darum geht, wie Innova-
tionen in diesem Bereich funktionieren. Der Kolle-
ge Seeler ist ja darauf eingegangen, dass wir
schon versuchen, viele Innovationen in diesem Be-
reich auch von Hamburg aus zu treiben. Aber die

Innovationszyklen in dieser Branche sind sehr lang
und das mussen Sie dann auch bericksichtigen
und nicht das Kind mit dem Bade ausschutten.
Denn wenn wir alles umsetzen, was Sie da for-
dern, dann kénnen wir den Hafen morgen auch zu-
machen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Im
Hamburger Hafen stinkt es. 38 Prozent der Stick-
oxide und 19 Prozent des Feinstaubs in der Han-
sestadt stammen laut aktuellem Luftreinhalteplan
aus der Belastung der Seeschifffahrt; Herr Hack-
busch hat darauf hingewiesen. Wahrend die Emis-
sionen aus dem Auto- und Lkw-Verkehr aber bis
zum Jahre 2020 durch unterschiedliche Malinah-
men um rund 40 Prozent sinken sollen, werden die
Schiffsemissionen so gut wie gar nicht zurtickge-
hen. Im Luftreinhalteplan ist lediglich ein Absinken
bis 2020 um mickrige 0,5 Prozent vorgesehen. Der
weitaus grolte Teil der Belastung stammt mit
68 Prozent von Containerschiffen, dann folgen
Tanker, Mehrzweckschiffe und Kreuzfahrtschiffe,
noch mit einem Anteil von 3 Prozent. Zwar missen
nun Schiffe in Nord- und Ostsee, die sonst mit
Schwerdl fahren, auf Marinediesel umstellen, aber
auch die 0,1 Prozent Schwefel im Sprit sind noch
hundertmal so viel, wie im Stralkenverkehr oder in
der Binnenschifffahrt toleriert wird.

Saubere Kraftstoffe und wirksame Abgastechnik
sind in der Schifffahrt verfigbar und ihre Verwen-
dung verteuert den Transport der Giter kaum. Die
Mehrkosten je transportiertes Produkt wirden nur
marginal steigen, fir ein T-Shirt zum Beispiel um
0,02 Euro. Zwar treten ab 2019 neue Regelungen
in Kraft, aber diese beziehen sich fast ausschliel3-
lich auf neu zu bauende Schiffe.

Die Fraktion DIE LINKE legt nun heute einen An-
trag vor, der einen Strauf® von Maflinahmen fir die
Verbesserung der Luft im Hamburger Hafen ent-
halt. Viele davon finde ich sehr sinnvoll und gut.
Ich wirde mir nicht nur eine Beratung im Umwelt-,
sondern auch im Wirtschaftsausschuss wlnschen.
Vor allen Dingen wirde ich mir auch die mdgliche
Umsetzung der Mallnahmen wiinschen. Wenn wir
nicht gegen die dreckige Luft im Hafen gegensteu-
ern, dann setzen wir Hamburgs Birgerinnen und
Blrger moéglicherweise erheblichen Gesundheitsri-
siken aus. Das kostet dann mehr als die vorge-
schlagenen Malinahmen des Antrags und vor allen
Dingen kostet es viel Vertrauen in Hamburgs wirt-
schaftliche Lebensader, den Hafen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
erneut Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Frau Prasidentin. Meine Damen und Herren! Das
war ja eine nette Debatte. Es freut mich sehr, dass
das an den Wirtschaftsausschuss tiberwiesen wur-
de. Es ist dementsprechend auch notwendig, weil
natirlich 25 Sachen auch in einer langen Debatte
hier nicht behandelt werden kdnnen. Daher ist das
Argument, ob nun Kurzdebatte oder anderes, nicht
stichhaltig.

Ich will kurz etwas zu den Informationen sagen.
Wir halten das nicht fiir ausreichend, weil allein
das Bundesimmissionsschutzgesetz uns nicht aus-
reicht, weil die Feinstaubbelastung, das wissen Sie
selbst, innerhalb kirzester Zeit eine wichtige Rolle
spielen wird. Gegenwartig spielt sie keine, dement-
sprechend ist dort auch einiges nachzuarbeiten.

Ich freue mich auf die Debatte. Ich wundere mich
etwas, dass nur der Wirtschaftsausschuss das be-
kommt, weil das natirlich eine nachhaltige Diskus-
sion um Umweltstandards im Wirtschaftsaus-
schuss bedeuten wird. Aber wir freuen uns auf die-
se Debatte, wir sind gut vorbereitet und ich hoffe,
dass von den Vorschlagen, die wir haben, vieles
angenommen wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Méller: Meine Damen und
Herren, es gibt jetzt keine weiteren Wortmeldun-
gen und deshalb kommen wir tatsdchlich nun zu
den Abstimmungen.

Wer mdchte also nun zunachst die Drucksache
21/11072 federfuhrend an den Ausschuss fur Wirt-
schaft, Innovation und Medien sowie mitberatend
an den Ausschuss fir Umwelt und Energie Uber-
weisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dieses Uberweisungsbegehren ist abgelehnt.

Wer moéchte die Drucksache nur, das ist der ent-
scheidende Punkt, an den Ausschuss fur Umwelt
und Energie Uberweisen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Da waren noch Irritationen. Kom-
men wir hier zu einer Ablehnung dieses Uberwei-
sungsbegehrens?

Wer dann also die Drucksache 21/11072 an den
Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Medien
Uberweisen mochte, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. — Auch hier die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Drucksache an den ge-
nannten Ausschuss Uberwiesen worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 36, Druck-
sache 21/11071, Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Den arbeitsfreien Sonntag schiitzen — Auch an
Heiligabend.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Den arbeitsfreien Sonntag schiitzen — Auch an
Heiligabend

— Drs 21/11071 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und GRU-
NEN:

Biirgerschaft richtet Appell an den Einzelhan-
del: Im Interesse der Beschiftigten von der Hei-
ligabend-Sonderregelung im Ladenoéffnungsge-
setz keinen Gebrauch machen!

— Drs 21/11228 -]

(Glocke)
Wir setzen die Debatte fort.

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/11228 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD, CDU
und GRUNEN vor.

Ich mochte erneut darauf hinweisen, dass es sich
auch hierbei um eine Kurzdebatte handelt. Sie
kennen das Prozedere inzwischen. Wer wiinscht
das Wort? — Herr Celik von der Fraktion DIE LIN-
KE, Sie bekommen es.

Deniz Celik DIE LINKE: Sehr geehrte Prasidentin,
meine Damen und Herren! Die LINKEN mdchten
mit einer klaren und verbindlichen Regelung den
Sonntagsverkauf an Heiligabend im Lebensmittel-
handel untersagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Kein Sonntagsverkauf an Heiligabend, und zwar
nicht erst 2023, wie es die Regierungsfraktionen
beabsichtigen, sondern bereits in diesem Jahr.
Dass ausgerechnet an Heiligabend die vom
Grundgesetz geschutzte Sonntagsruhe aul3er Kraft
gesetzt wird, finden wir vollkommen absurd und
auch arbeitnehmerinnen- und arbeitnehmerfeind-
lich.

(Beifall bei der LINKEN)

Gerade nach einem stressigen Vorweihnachtsge-
schaft missen die Beschaftigten, und ich mochte
betonen, hierbei handelt es sich um 75 Prozent
Frauen, das Recht haben, an Heiligabend stress-
frei bei ihren Freunden und Familien verbringen zu
durfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist doch Uberwiegend so, dass es grofdtenteils
immer noch Frauensache ist, dass Weihnachten
Uberhaupt funktioniert. Sie sind es in der Regel,
die das Fest vorbereiten und organisieren.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Mein Mann muss mithelfen!)
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Es ist doch geradezu zynisch, dass Ladendffnun-
gen gerade an Heiligabend mdglich sind und da-
durch diese Beschaftigten zusatzlich belastet wer-
den. Deshalb gehort diese Sonderregelung ohne
Wenn und Aber sofort abgeschafft.

(Beifall bei der LINKEN)

In dieser Frage gibt es doch einen gesellschaftli-
chen Konsens, dass an Heiligabend die Geschafte
geschlossen bleiben. Laut Umfragen sprechen sich
90 Prozent der Bevolkerung fiir die Abschaffung
dieser Regelung aus. Vor diesem Hintergrund ist
die Verweigerung der Regierungsfraktionen, ihre
Sofortregelung zu streichen, Uberhaupt nicht nach-
vollziehbar.

(Beifall bei der LINKEN)

An dieser sinnfreien Regelung gibt es Uberhaupt
nichts zu prifen und es gibt absolut keine Notwen-
digkeit, auch mit den Betroffenen ein Einverneh-
men zu erzielen. Nehmen Sie doch endlich zur
Kenntnis, dass die Gewerkschaften, die Beschaf-
tigten, die Kirchen und die Verbraucher sich gegen
den Verkauf an Heiligabend aussprechen und
selbst die Arbeitgeberverbande haben eingestan-
den, dass diese Regelung nicht praxistauglich ist.
Entsprechend sollten Sie handeln. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der SPD-Frak-
tion bekommt nun Herr Rose das Wort.

Wolfgang Rose SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, Kollege
Celik, Sie haben recht, wir alle sind wohl erst jetzt
auf den Halbsatz im Gesetz aufmerksam gewor-
den. Das unterscheidet uns nicht. Was uns aber
unterscheidet, ist die Art, wie wir damit politisch
umgehen. Kein Schnellschuss, sondern Dialog,
das ist unsere Vorgehensweise, Ubrigens genauso
wie die der LINKEN in den Regierungen von Thu-
ringen, Brandenburg und Berlin.

(Beifall bei der SPD)

Wir stimmen uns mit den Nachbarlandern ab. Wir
wollen den Einzelhandel nicht Gberfallen, sondern
Uberzeugen und mitnehmen. Darum unser Zusatz-
antrag.

(Beifall bei der SPD — Heike Sudmann DIE
LINKE: Heiligabend kommt immer so Uber-
raschend!)

Mittlerweile ist der Einzelhandel eingeschwenkt
und sagt, die Offnung lohnt sich nicht, und Frau
Engler vom City Management begrifdt, dass die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter frei haben. Wir
freuen uns Uber diesen Meinungsumschwung.

In der Sache sind wir einig: Wir brauchen keinen
Verkauf von Lebens- und Genussmitteln an Hei-
ligabend. Das beste Lebens- und Genussmittel am

24. Dezember ist eine besinnliche Vorbereitung auf
den Heiligabend ohne Einkaufsstress im Kreis der
Familie und der Freunde.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Und auch in unserer Stadt gab es eine beein-
druckende Entwicklung. Kirchen, Gewerkschaften,
Uber 180 Discountldden, Kaufhduser und groflle
Center bleiben geschlossen. Uber 90 Prozent der
Bevolkerung will keine Sonntagséffnung an Hei-
ligabend. Hier hat also nicht das Parlament, son-
dern hier haben die Blrgerinnen und Birger in
Hamburg abgestimmt

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Das sagt die
SPD immer, wenn sie etwas durchbringen
willl)

gegen die Sonntagséffnung an Heiligabend.

Wir werden dieses Votum ernst nehmen und den
Prozess jetzt auf den Weg bringen. Wir richten
heute an alle Einzelhandler, die sich noch nicht
entschieden haben, den nachdriicklichen Appell:
Feiern Sie einen besinnlichen Heiligabend im Krei-
se lhrer Lieben und erméglichen Sie das auch |h-
ren Beschéaftigten; sie haben es verdient. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Herr Wersich das Wort.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Aus einem Feiertag, der die
Geburt von Jesus Christus feiert, ist iber Jahrhun-
derte bei uns in Deutschland Weihnachten zum
Fest der Familie geworden, das weit Uber seinen
kirchlichen Ursprung hinaus fast in der gesamten
Gesellschaft begangen wird. Weihnachten baut
Briicken zu Menschen in Armut und Einsamkeit.
Dieser gute Weihnachtsgeist ist, glaube ich, in den
letzten hundert Jahren auch von zunehmender Be-
deutung fiir den Handel geworden. Ich habe jeden-
falls noch niemanden getroffen, der sich Uber zu
wenig Kommerz rund um das Fest beklagt hat. In-
sofern ist es eine besondere Situation, wenn in
diesem Jahr Heiligabend mit der Sonntagsruhe zu-
sammentrifft. Deshalb unterstlitzen wir als CDU
sehr nachdriicklich den Appell, auf die mogliche
Offnung von Lebensmittelgeschéaften in Hamburg
zu verzichten. Ich will an dieser Stelle auch aus-
driicklich den Einzelhandel loben, die Ketten ALDI,
Lidl und REWE, die bereits diesen Verzicht ange-
kindigt haben.

Die Zeiten sind eben vorbei, in denen man bis
Samstagmittag um 12 Uhr noch die frische Milch
holen musste, die dann auch am 2. Weihnachtsfei-
ertag noch haltbar ist. Wir haben mittlerweile eine
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Offnung bis 22 Uhr, teilweise bis 23 Uhr am Sams-
tagabend; das reicht.

Deshalb auch mein Appell: Liebe Hamburgerinnen,
liebe Hamburger und liebe Einzelhandler, schenkt
euch Weihnachten, widmet euch an diesem Tag
ganz und gar euren Lieben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der GRUNEN
Fraktion bekommt nun Herr Duge das Wort.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich weil3 nicht, ob Sie wissen,
wann eigentlich das letzte Mal Heiligabend auf
einen Sonntag gefallen ist. Das war im Jahr 2006.
Damals galt dieses Ladendéffnungsgesetz noch gar
nicht,

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)

es war gerade beschlossen, und zwar am 13. De-
zember, sodass es nicht mehr zum 24. Dezember
gultig wurde, sondern zum 1. Januar 2007.

An Sie von der LINKEN gerichtet frage ich mich
wirklich, was Sie heute geritten hat, am Nikolaus-
tag, 18 Tage vor dem Heiligabend, ein solches Ge-
setz einzubringen,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

das eine Anderung vorsieht, die natiirlich, sage ich
einmal, durchaus infrage stellt, wie zuverldssig,
planbar und vertrauensvoll denn eigentlich gesetz-
liche Vorgaben dieses Parlamentes sind, sie so
kurzfristig zu verandern.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das finde ich
ja klasse!)

Das verstehen viele als eine Kampfansage und wir
wollen keine Kampfansagen. Wir wollen eine kon-
sensuale Lésung und dafiir haben wir sechs Jahre
Zeit, auch mit den Nachbarldndern eine einver-
nehmliche L6ésung zu finden.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Da sind ja
ALDI und Lidl weiter als Sie!)

Ich glaube, das wird der bessere Weg sein, hier
auch eine verninftige Sache zustande zu bekom-
men.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich freue mich, dass sich viele Betriebe, Lebens-
mittelgeschafte, schon bereiterklart haben, diesen
Sonntag hier an Heiligabend nicht zu 6ffnen. Die-
ser Appell ist richtig und wir werden auch einmal
schauen, was dort an diesem Sonntag passiert,
und daraufhin entsprechend weiter vorgehen. Im
Ubrigen ist das durchaus auch etwas, bei dem
man sagen kann: Diese drei Stunden sind fiir kein
Lebensmittelgeschaft existenziell und auch fir Ver-

braucher lasst sich so etwas gut planen. Deswe-
gen, denke ich, werden wir zu einer guten L6sung
kommen.

In Richtung LINKE noch einmal: Das ist nur Lamet-
ta, das Sie sich jetzt ein bisschen glanzend zu
Weihnachten tberhangen wollen. Machen Sie eine
vernlnftige Loésung und gehen Sie ein bisschen im
konsensualen statt im konfliktaren Weg vor.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht:* Vielen Dank,
Herr Duge. — Das Wort erhalt Herr Kruse von der
FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Die-
se Debatte ist vielleicht sehr symptomatisch fur
das, was wir bei diesem Thema hier haufiger ein-
mal miteinander diskutieren. Zunachst einmal:
Wenn man an so ein Thema herangeht, liebe LIN-
KE, dann schaut man ja: Was ist eigentlich der
Sachverhalt? Dann stellt man fest, der Sachverhalt
ist, einige Lebenshandler

(Heike Sudmann DIE LINKE: Lebenshand-
ler? Wir wollen keine Lebenshandler!)

— Lebensmittelhandler — dirfen fir drei Stunden an
diesem Tag 6ffnen. Und dann hdrt man sich einmal
um — das ist zumindest das, was wir machen, das
kann ich Ihnen auch empfehlen — und stellt fest:
Oh, die groRRen Ketten in dieser Stadt sind sich der
besonderen Situation dieses Tages durchaus be-
wusst. Oh, die grof3en Ketten sind durchaus bereit,
ihre Geschafte an dem Tag nicht zu 6ffnen. Oh,
vielleicht macht es auch gar nicht so viel Sinn, weil
es eben nur sehr wenige Stunden sind und das re-
lativ teuer ist pro gedffnete Stunde.

(Zuruf von Deniz Celik DIE LINKE)

Also gibt es sehr viele Lebensmittelhandler, die
schon von vornherein erklart haben, dass sie das
gar nicht machen.

— |Ihr Zwischenruf, Deniz Celik, zu sagen, dann
konnen wir auch ein Gesetz machen: Nein, das ist
genau der falsche Angang.

(Beifall bei der FDP)

Ich muss einmal gucken: Gibt es ein Problem?
Und wenn ich feststelle, dass es an diesem Tag
gar kein groRes Problem gibt, wenn es eben richtig
ist, ...

(Deniz Celik DIE LINKE: Dann tut es doch
keinem weh!)

— Nein, es ist genau der falsche Angang, den Sie
hier beschreiben. Wenn es nicht notwendig ist, ein
Gesetz zu machen, dann ist es notwendig, kein
Gesetz zu machen. Darin unterscheiden wir uns
genau voneinander.
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(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Was mich an dieser Debatte wirklich argert, ist,
dass Sie vollig ohne Not ein schlechtes Licht auf
den Handel in dieser Stadt werfen. Immer wenn wir
hier Handelspolitik miteinander diskutieren, dann
gibt es noch eine weitere Einschrankung, dann
sind auch die Sonntagsoéffnungen nicht in Ord-
nung, jetzt ist die Sonntagsdffnung an Heiligabend
nicht in Ordnung. Erzahlen Sie uns doch bitte ein-
mal positive Ideen, die Sie haben, um den Handel
in dieser Stadt zu stiitzen. In den letzten drei Mo-
naten haben sich die Umsatzzahlen im Handel in
dieser Stadt so schlecht entwickelt wie lange nicht
mehr.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Bringen Sie endlich positive Vorschlage in die De-
batte ein, statt immer nur mit neuen Gangelungen
zu kommen. Wir werden das jedenfalls in den
nachsten Monaten tun. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Kruse. — Als Nachstes erhalt Frau Oelschla-
ger von der AfD-Fraktion das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Das letzte
Mal, dass Heilabend auf einen Sonntag fiel, war im
Jahr 2006. Das Ladendffnungsgesetz, Uber des-
sen Anderung wir heute befinden sollen, wurde am
13. Dezember 2006 beschlossen, elf Tage vor ei-
nem Heiligabend an einem Sonntag.

(Dennis Thering CDU: Das haben wir auch
schon gehort!)

Offenkundig hielt es niemand, weder damals noch
zu einem anderen Zeitpunkt in den letzten elf Jah-
ren, fur noétig, eine Einschradnkung des Hamburgi-
schen Ladendéffnungsgesetzes vorzunehmen, wie
es die Fraktion DIE LINKE jetzt vorschlagt — aus-
gerechnet ein paar Tage vor einem sonntaglichen
Heiligabend. Das ist Populismus, wie man ihn
sonst uns vorhalt. Vor allem ist es aber sehr kurz-
fristig.

(Deniz Celik DIE LINKE: Nein!)

Ich gebe zu, auch ich habe mit einiger Fassungslo-
sigkeit die beabsichtigte Sonntagséffnung am
4. Advent zur Kenntnis genommen. Insofern stim-
me ich dem Grundgedanken des Antrags zu. Es ist
eine absolut unndtige Belastung einer ohnehin
schon sehr beanspruchten Berufsgruppe. Auch ich
génne es jeder Verkauferin und jedem Verkaufer,
einmal ein Jahr nicht abgekdmpft unterm Weih-
nachtsbaum zu sitzen. Aber missen wir das wirk-
lich hier im Haus durch ein Verbot bestimmen? Im-
merhin haben ja auch schon einige Supermarktket-

ten von sich aus abgewunken und damit gezeigt,
dass es bei dem einen oder anderen Konzern
noch Moral und Ethik in der Chefetage gibt. Viel-
leicht sind es aber auch die maximal drei Stunden,
die sich nicht lohnen.

Horen wir auf, das Volk und den Markt zu bevor-
munden. Lassen wir das doch die Menschen selbst
regeln. 91 Prozent der Befragten einer Umfrage
sind gegen die Offnung am Heiligabend. Wenn al-
so die Uberwaltigende Mehrheit der Bevolkerung
am Sonntag, dem 24. Dezember nicht in den Su-
permarkt geht, hat sich das Thema Ladenéffnung
am Heiligabend fir die Zukunft erledigt. Insofern ist
diese Debatte gut. Gehen wir doch einfach nicht
hin.

(Michael Kruse FDP: Ist ja auch zu!)

Warten wir also ab, wie die Sonntagséffnung an
Weihnachten von den Biirgern unserer Stadt ange-
nommen oder auch boykottiert wird.

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

Dann kénnen wir gemeinsam mit den Arbeitgeber-
verbanden und Gewerkschaften beraten und eine
Gesetzesanderung beschlieRen, so wie der Zu-
satzantrag von SPD und GRUNEN es vorsieht. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Oelschlager. — Dann hat noch das Wort ge-
wulnscht Herr Celik von der Fraktion DIE LINKE.

Deniz Celik DIE LINKE: Meine Damen und Her-
ren! Ich habe jetzt vernommen, dass bis auf die
FDP, die sich nicht so klar gegen den Sonntags-
verkauf ausgesprochen hat, eigentlich alle einer
Meinung sind. Deshalb ist es flr uns Uberhaupt
nicht nachvollziehbar, dass Sie diesem Gesetzent-
wurf jetzt immer mit diesem Gegenargument, dass
es ein Schnellschuss sei, nicht zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Keiner von uns hier in diesem Raum hat propheti-
sche Gaben, um zu wissen, ob sich alle daran hal-
ten werden und ihre Laden zumachen. Deshalb ist
doch ein Gesetz notwendig. Klar, wenn sich grof3e
Handelsketten dafir aussprechen, dass sie an
dem Tag die Geschéfte nicht 6ffnen wollen, ist das
ein gutes Zeichen, aber wir haben doch keine Ga-
rantie, dass sich wirklich alle daran halten werden.
Deshalb ware es notwendig und wichtig, dass wir
auch diesen Gesetzentwurf heute verabschieden
und damit sicherstellen, dass alle Beschaftigten
ausnahmslos an Heiligabend nicht zu arbeiten
brauchen und bei ihren Familien und Freunden
sein kénnen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Der Heiligabend kommt fiir Sie vielleicht Gberra-
schend, aber Sie regieren doch seit sechs Jahren.
Es ist doch so, dass Sie in diesen sechs Jahren ei-
ne Regelung hétten treffen kdnnen, um das Laden-
offnungsgesetz so zu verandern, dass dieser Ver-
kauf schon in der Vergangenheit hatte untersagt
werden konnen. Stattdessen werfen Sie uns jetzt
vor, dass wir vier Wochen vor Heiligabend mit ei-
nem Gesetzentwurf kommen. Sie hatten doch han-
deln kénnen. Das ist doch fiir Sie ein Armutszeug-
nis.

(Beifall bei der LINKEN — Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Celik, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Dr. Dressel?

Deniz Celik DIE LINKE: Ja.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist wie lhre Aktu-
elle Stunde, die haben Sie auch verpasst!)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Herr Dr. Dres-
sel.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:*
Das Gesetz, um das es hier geht, gilt irgendwie
seit 2006.

(Deniz Celik DIE LINKE: Ja!)

Da gab es, wenn ich das richtig sehe, DIE LINKE
auch schon in der Blrgerschaft. Es hatte also ...

(Deniz Celik DIE LINKE: Nein, gab es nicht,
da irren Sie sich, Herr Dressell — Zuruf:
2008!)

— 2008, sehr gut.

Trotzdem héatte seit 2008 fir Sie die Gelegenheit
bestanden, jederzeit zum Ladendéffnungsgesetz in
dieser Sache einen Antrag einzubringen. Warum
fallt Ihnen das erst drei Wochen vor Weihnachten
ein?

(Zuruf)

Deniz Celik DIE LINKE (fortfahrend): Herr Dressel,
ist es Ihre Art, dass Sie meine Frage mit einer Ge-
genfrage beantworten?

(Heiterkeit bei der SPD)
Sie sind doch in der Regierungsverantwortung.
(Zurufe von der CDU)

Sie haben es sechs Jahre versdumt, und jetzt wer-
fen Sie uns vor ...

(Zurufe)
Ich méchte zum Schluss nur sagen ...
(Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Jetzt hatten Sie mich freundlich aufgefordert, lhre
Fraktionskollegin Frau Sudmann noch dranzuneh-
men. Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

(Milan Pein SPD: Er kriegt eine Zwischenfra-
ge aus der eigenen Fraktion! — Heiterkeit bei
allen Fraktionen und Beifall)

Deniz Celik DIE LINKE: Ja.

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Herr Celik, haben Sie, genau wie die SPD und die
GRUNEN und alle anderen hier im Haus, auch da-
mit gerechnet, dass keiner auf die Idee kommt,
Sonntag zu 6ffnen? Dass wir deswegen die Debat-
te erst jetzt flihren, ging es Ihnen genauso?

(Heiterkeit bei allen Fraktionen — Vereinzel-
ter Beifall bei der SPD, der CDU und der
FDP)

Deniz Celik DIE LINKE: Dass keiner ..
holst du bitte noch einmal?

(Zurufe)

. Wieder-

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Die Frage ist nicht angekommen, habe ich gehort,
weil es so laut war. Wenn Sie ruhiger sind, kann
ich die Frage noch einmal stellen, damit sie auch
vorn ankommt. Ich warte gern.

Ich habe gefragt, ob es bei Ihnen genauso war wie
bei den anderen hier im Raum, dass Sie davon
ausgegangen sind, dass an diesem Sonntag, Hei-
ligabend, die Geschéafte nicht gedffnet werden, da
es erst vor wenigen Wochen die ersten Erkenntnis-
se dariber gab. Ob Sie deswegen so reagiert ha-
ben?

Deniz Celik DIE LINKE (fortfahrend): Natirlich
nicht. Herr Rose hat doch selbst gesagt, dass es
einen Meinungsumschwung gab. Deshalb muss
man dem auch jetzt entsprechen, wenn es doch
diesen grof’en Wunsch gibt,

(Wolfgang Rose SPD: Das machen wir
auch!)

so einen groBen Konsens. Das habe ich auch in
der Rede gesagt. Aber ich muss auch sagen: Sie
sollten aufhdéren, nur an den guten Willen der Ar-
beithnehmerinnen und Arbeitnehmer zu appellieren,

(Glocke)

sondern selbst Klarheit schaffen durch verbindliche
Regelung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Celik. — Gibt es vielleicht noch weitere Wort-
meldungen? Die sehe ich nicht.

Dann stimmen wir nun, wenn wir ein bisschen zur
Ruhe gekommen sind, in der Sache ab und begin-
nen mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
Drucksache 21/11071.

Wer mdchte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Antrag abgelehnt.

Wir kommen dann zum gemeinsamen Antrag von
SPD, CDU und GRUNEN aus Drucksache
21/11228.

Wer diesem folgen mochte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieser Antrag angenommen.

Wir kommen zum nachsten Tagesordnungspunkt,
TOP 32, Drucksache 21/10912, Antrag der FDP-
Fraktion: Fachkraftemangel bekdmpfen — Poten-
Ziale nutzen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Fachkraftemangel bekdampfen — Potenziale nut-
zen

— Drs 21/10912 —]

Die FDP-Fraktion mdchte diese Drucksache an
den Ausschuss flir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen. Dazu wiinscht das Wort Frau Nicolay-
sen von der FDP-Fraktion. Wer wiinscht des Wei-
teren das Wort?

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Wir Freie
Demokraten haben schon oft darauf aufmerksam
gemacht, dass der Fachkraftemangel eine ernst-
hafte Bedrohung fiir die deutsche Wirtschaft dar-
stellt, und das gilt auch hier in Hamburg. Laut einer
Umfrage der Handelskammer findet jedes zweite
Unternehmen in Hamburg langerfristig keine geeig-
neten Bewerber fir die offenen Stellen. Gleichzei-
tig stehen wir vor der Herausforderung, dass wir ei-
ne grol3e Zahl junger Menschen in das deutsche
Bildungssystem und den deutschen Arbeitsmarkt
integrieren mussen.

(Farid Miiller GRUNE: Und wollen!)

Warum machen wir aus zwei gro3en Herausforde-
rungen nicht eine umso groflere Chance? Wenn
wir anerkannte Fliichtlinge auch als Fachkrafte von
morgen erkennen und gezielt fir die duale Berufs-
bildung in Mangelberufen anwerben, dann leisten
wir nicht nur einen starken Beitrag zur Integration,
sondern auch einen starken Beitrag fur die Ham-
burger Wirtschaft.

(Beifall bei der FDP)

Doch wir missen auch ehrlich sein. Die bisherigen
Bemihungen waren nicht erfolgreich. Das Projekt
Work and Integration for Refugees konnte in der
letzten Stichprobe gerade einmal 20, also wirklich
nur 20 von Uber 1 000 Betreuten, in ein Ausbil-
dungsverhaltnis vermitteln. Hinzu kommt, dass wir
ein riesiges Transparenzproblem haben. Bis heute
kénnen wir nicht sagen, welche Malinahmen funk-
tionieren und welche nicht. Wenn wir die vorhande-
nen Potenziale nutzen wollen, dann brauchen wir
eine an der beruflichen Praxis ausgerichtete trans-
parente Forderung.

Doch nicht nur im Bereich Wirksamkeit mussen wir
klarer werden. Das deutsche System der dualen
Berufsausbildung genielt international einen guten
Ruf und wir kdnnen stolz darauf sein. Doch das
beste System kann seine Wirkung nicht entfalten,
wenn die Menschen es nicht kennen. Daher for-
dern wir eine umfassende Anwerbestrategie, in de-
ren Rahmen auch mit einer Kampagne Uber die
Chancen und Mdoglichkeiten einer beruflichen Qua-
lifizierung informiert wird. Denn wer gut informiert
ist und sich daraufhin fir einen Mangelberuf qualifi-
ziert, der hat beste Chancen flr die Zukunft.

Uns ist natlrlich auch klar, dass ein anerkannter
Flichtling sich in der Ausbildung besonderen Her-
ausforderungen gegenibersieht. Auch wenn der
Sprachkurs auf dem Niveau B2 bestanden wurde,
gibt es noch weiteren Qualifizierungsbedarf, fir
den entsprechende Programme entworfen werden
missen.

Ich glaube, dass es vor allem selbstbestimmte Indi-
viduen sind, die eine Gesellschaft stark machen.
Ermdglichen wir den Menschen, die sich eine Zu-
kunft aufbauen wollen, ihren Platz in Wirtschaft
und Gesellschaft zu finden.

(Beifall bei der FDP)

Dann werden wir sehen, dass dies gut fir Ham-
burg und gut fir uns alle ist. Ich hoffe, dieses Haus
unterstutzt unseren Antrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Nicolaysen. — Es hatte sich zu Wort gemeldet
Herr Schwieger von der SPD-Fraktion. Sie haben
das Wort.

Jens-Peter Schwieger SPD: Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Hamburger Senat hat bereits seit 2013 mit der Vor-
lage einer Fachkraftestrategie auf den drohenden
Fachkraftemangel reagiert. Da waren Sie, Frau Ni-
colaysen, zugegebenermallen noch nicht dabei,
aber auch die gesamte FDP nicht; das kénnen Sie
natdrlich nicht wissen. Vor diesem Hintergrund
wurde ein breites Netzwerk gegrundet, bestehend
aus den Fachbehoérden, der Agentur fiir Arbeit,
dem Jobcenter, den Kammern, dem Unterneh-
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mensverband Nord und naturlich dem DGB. Die-
ses Netzwerk beschaftigt sich intensiv mit der Fra-
ge, wie Geflichtete qualifiziert in den Hamburger
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt integriert werden
kénnen. Der Senat, Agentur fir Arbeit und Jobcen-
ter team.arbeit.hamburg verfolgen dabei gemein-
sam mit weiteren Akteuren den Ansatz der sys-
tematischen Arbeitsmarktintegration von Gefllich-
teten. Alle Akteure, insbesondere die Jugendbe-
rufsagentur und auch W.I.R, sind dabei angehal-
ten, individuell die Vorteile einer Berufsausbildung
aufzuzeigen.

Um es noch einmal deutlich zu sagen: Wir setzen
auf eine qualifizierende und daher langerfristige
und nachhaltige Integrationsperspektive.

(Beifall bei der SPD)

Das schaffen wir zum Beispiel dadurch, dass wir
den Geflichteten ohne Berufskompetenzen die
Moglichkeit geben, einen Berufsabschluss zu er-
werben. Aber offensichtlich hat das alles die an-
tragstellende Fraktion trotz ausfihrlicher und auch
haufiger Berichterstattung des Senats im Sozial-
ausschuss nicht wahrgenommen. Daher werde ich
die Strukturentscheidungen und MalRnahmen des
Fachkraftenetzwerks noch einmal kurz darstellen.

Die Jugendberufsagentur ist die Regeladresse fur
alle Gefliichteten unter 25 Jahren. Fir die berufli-
che Integration dieser nicht mehr schulpflichtigen
Gefliichteten hat sich das Netzwerk auf folgendes
Vorgehen verstandigt: Fur die berufliche Orientie-
rung und Qualifizierung werden die Regelmallnah-
men der Sozialgesetzbicher SGB Il und Ill ge-
nutzt. Die assistierte Ausbildung, das heil3t, eine
betriebliche Ausbildung mit Begleitung durch einen
Trager, steht fir junge Geflichtete offen. Damit
dieser langerfristige Integrationsprozess auch wirk-
lich greift, erhalten die jungen Gefllichteten eine in-
dividuelle Begleitung durch das Projekt Chancen-
generator.

Wie steht es um die Gefliichteten, die Gber 25 Jah-
re alt sind? Das ist die Zielgruppe fir W.I.R, und
dieses Projekt beinhaltet zusatzliche Arbeitsmarki-
kompetenzen. Dieses Angebot umfasst Lebensla-
genberatung, Berufsberatung und Arbeitsvermitt-
lung, die Beratung Uber die Mdglichkeiten der An-
erkennung auslandischer Berufsabschliisse, Kom-
petenzfeststellungsberatung, die Vermittlung in ge-
forderte Sprachkurse,

(Jennyfer Dutschke FDP: Wir wissen, was
Sie machen! Nennen Sie doch einmal Zah-
len und Erfolge!)

und die Unternehmensservices vermitteln in Prakti-
ka, Ausbildung und Beschaftigung.

(Beifall bei der SPD)

Aber auch die anderen Akteure des Fachkrafte-
netzwerks bieten fiir diese Zielgruppe der Gefllich-
teten weitergehende MalRnahmen an, wie zum Bei-

spiel die Handelskammer Hamburg im Bereich des
Kompetenzfeststellungsverfahrens. Die Hand-
werkskammer Hamburg bietet im Rahmen von Ak-
tionswochen praktische Ubungen an. Daher kommt
fir diese Zielgruppe neben der Aufnahme einer
Berufsausbildung auch eine direkte Vermittlung in
qualifizierte Beschaftigung infrage.

Hamburg ist organisatorisch fiir die Integration von
Gefllchteten in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt
sehr gut aufgestellt, Geflichtete sind fest in die
Fachkraftestrategie des Senats und des Netzwerks
integriert.

(Jennyfer Dutschke FDP: In der Fachkrafte-
strategie wird das Wort "Flichtlinge" nicht
erwahnt!)

Unserer Auffassung nach verfolgt der Senat die
Ziele des vorliegenden Antrags schon langst und
hat diese bereits mit konkreten MaRnahmen unter-
mauert. Zudem hat der Senat die Hamburgische
Birgerschaft stets ausfihrlich im Ausschuss und
mit Drucksachen Uber die durchgefiihrten und ge-
planten Maflnahmen zur Arbeitsmarktintegration
von Geflichteten informiert. Auch wurden die dafir
erforderlichen finanziellen Mittel um Mehrbedarf im
Haushaltsausschuss stets dargestellt. Die SPD-
Fraktion sieht daher fir den vorliegenden Antrag
keine Grundlage und wird diesen ablehnen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg und Farid Miiller, beide GRUNE)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Schwieger. — Es erhalt das Wort Frau Grun-
waldt von der CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ja,
Herr Schwieger, das war ein sehr schoéner, wenn
auch nicht besonders leidenschaftlicher Fachvor-
trag, aber leider sind Sie auf das eigentliche Pro-
blem, namlich dass die Arbeitsintegration nicht so
erfolgt, wie sie erfolgen sollte bei dem Fachkraf-
temangel, den wir haben, Uberhaupt nicht einge-
gangen. Das finde ich wirklich etwas bedauerlich.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, lhre
Analyse ist goldrichtig, aber meines Erachtens zie-
hen Sie aus dieser Analyse leider nicht die richti-
gen Konsequenzen. Denn nein, wir brauchen kein
neues Konzept, das wieder ewig dauert und dem
unzahlige runde Tische vorgeschaltet sind. Was
wir wirklich brauchten, ware eine Art Taskforce, in
der sich Fachleute ideologiefrei zusammensetzen
und sich Uberlegen, wie man die vielen Menschen
kurzfristig in Ausbildung und Arbeit vermitteln kann
und auch in Helfertatigkeiten. Die werden namlich
auch gebraucht, nicht nur Fachkrafte.
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Es ist bereits so, dass es zahlreiche arbeitsmarkt-
politische Mallinahmen fir Flichtlinge gibt, um sie
fur den Arbeitsmarkt fit zu machen. Das Problem
ist nur — das sind ja Platze, die werden vom Land
und vom Bund finanziert —, dass diese nicht be-
setzt werden, und so kann nattirlich auch keine er-
folgreiche Vermittlung in den Arbeitsmarkt erfol-
gen. Ich denke auch, dass wir, was die Ziffer 2 |h-
res Antrags anbelangt, schon genau wissen, an
welcher Stelle es bei der Unterstlitzung der Fliicht-
linge hakt, wenn es um eine Ausbildung geht. Die
brauchen namlich nicht nur Deutschunterricht
— das ware ja schon, wenn es so ware —, sondern
die brauchen eine allumfassende engmaschige
Betreuung in allen Lebenslagen, und die muss
auch in erster Linie der Ausbildungsbetrieb leisten,
und auch der braucht maximale Unterstitzung, die
leider oft vergessen wird. Die Forderprogramme
sind an und fiir sich da. Das Problem ist meines
Erachtens, dass die burokratischen Hirden, um
dahin zu gelangen, ins Unermessliche gehen.

Aber doch noch ein Wort zur SPD. Ich kann es mir
leider nicht verkneifen, aber dass Sie uns wirklich
immer noch W.I.R als Erfolgsschlager verkaufen
wollen, ist echt ein absoluter Hammer.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei
Dr. Ludwig Flocken fraktionslos)

Von den 5 000 Flichtlingen, die seit Herbst 2015
bei W.I.R registriert worden sind, ist eine Auswer-
tung von nicht einmal 1 000 Fluchtlingen bekannt.
Meine Kollegin erwahnte es ja schon, dass von de-
nen nur 2 Prozent Uberhaupt ein Ausbildungsver-
haltnis begonnen haben. Aber was mich persoénlich
besonders schockiert, ist, dass uns tatsachlich
167 Vermittlungen in Praktika als Vermittlungen in
Beschaftigungsverhaltnisse im Sinne einer Arbeits-
marktintegration vorgegaukelt werden. Das ist es
definitiv nicht. Erfolge sehen anders aus.

Wir werden uns bei dem Antrag enthalten. Selbst-
verstandlich stimmen wir einer Uberweisung an
den Ausschuss zu, und ich finde es sehr traurig,
dass die Regierungsfraktionen dort nicht einmal
ernsthaft mit uns Uber dieses Thema diskutieren
mdchten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Grunwaldt. — Als __Néchstes erhalt das Wort
Frau Moller von der GRUNEN Fraktion.

Antje Mdller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Frau Grunwaldt, das war jetzt
vielleicht leidenschaftlich, aber ...

(Franziska Grunwaldt CDU: Und besser!)

— Nein, das wiurde ich jetzt nicht sagen wollen. Das
war nicht besser. Aber die Wertung will ich mir hier
nicht herausnehmen.

Aber Sie wissen zumindest, dass wir uns im Sozi-
alausschuss gern und ausflhrlich und stundenlang
und mit sehr viel Leidenschaft — genau — mit dem
Thema beschaftigen, namlich dem grofen Thema:
Was kann man eigentlich tun gegen den hamburgi-
schen Fachkraftemangel auf der einen Seite und
wie kann man denjenigen, die noch relativ neu in
diesem Land sind, helfen, in die Erwerbstatigkeit
zu kommen? Wie kann man Schule und Ausbil-
dung koordinieren und zusammenbinden? Was ist
eigentlich die Aufgabe der Bundesagentur fir Ar-
beit dabei, was ist die Aufgabe der Arbeitsagentur,
was ist die Aufgabe des Jobcenters?

Was wir hier bei diesem Antrag der FDP beman-
geln, den man inhaltlich an sehr vielen Stellen na-
tarlich unterstiitzen kann, ist, dass Sie sich schlicht
und einfach nur ein Segment herausgreifen und
damit das mogliche Potenzial der Gefllichteten
noch verengen, die in Ausbildung gehen kdénnen,
indem Sie namlich mehrfach darauf hinweisen,
dass Sie anerkannte Gefliichtete in die duale Aus-
bildung bringen wollen. Das Auslénderrecht und
tatsachlich auch das grof’e Netzwerk, das es in
Hamburg inzwischen gibt, sind doch da schon viel
weiter. Ich meine — wenn ich Sie einmal personlich
ansprechen darf —, Sie sind im Eingabenaus-
schuss. Sie wissen, in wie vielen Fallen wir die
auslanderrechtliche Moglichkeit zugunsten der Ge-
flichteten, aber natiirlich auch zugunsten der Be-
triebe, nutzen kénnen, dass namlich auch aus ei-
ner Duldung heraus eine Ausbildung begonnen
werden kann, mit der Perspektive, nach der erfolg-
reichen Ausbildung dann auch weiter in dem Be-
trieb zu arbeiten. Das ist eine mindestens so wich-
tige Strategie wie die, an der wir auch immer wie-
der nachstellen und nachjustieren, um die Jobcen-
ter, die Arbeitsagentur und die Bundesagentur da-
zu zu bringen, ihre einzelnen Komponenten besser
zu koordinieren, damit diejenigen, die in der Férde-
rung und in der Qualifizierung sind, nicht immer
wieder in einen Wartemodus verfallen. Das ist ein
wichtiges Element. Eigentlich habe ich schon drei
Bausteine genannt. Und Sie mit lhrem Antrag ge-
hen zuriick zu einem Status von Gefllichteten, der
Uberhaupt nicht mehr relevant ist, sondern Sie ver-
engen den Markt an der Stelle noch einmal, und
das finde ich vollig unzureichend.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Zuruf von Jennyfer Dutschke FDP)

Man muss schlicht und einfach sagen: Es fiihren
viele Wege in die Ausbildung. Zum Glick flhren
viele Wege in die Ausbildung. Einen Weg davon
hat Herr Schwieger ausflhrlich beschrieben; das
will ich nicht noch einmal aufgreifen. Aber es gibt
einen Weg, den wir vielleicht noch nicht so be-
trachtet haben, zu dem Frau Grunwaldt gesagt hat,
da muss noch viel mehr passieren. Frau Dutschke,
Sie wissen ja auch, wie wir zu dem Thema disku-
tiert haben. Das ist etwas, was die Kammern ei-
gentlich machen kdnnen, an welcher Stelle die Be-
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triebe unterstitzt werden kdénnen, wie man noch
Betriebe werben kann,

(Zuruf von Jennyfer Dutschke FDP)

wie man bei der zunehmenden Burokratie Abhilfe
schafft, die ja aufgrund dieser vielen Schnittstellen
zwischen Auslanderrecht und SGB Il immer wieder
entstehen. Auch da gibt es schon sehr viel. Die
Handelskammer selbst bietet Kompetenzfeststel-
lungsverfahren im Bereich Gastronomie und Logi-
stik an, der TUV NORD macht SchweiRerfachbrie-
fe, Weiterbildungen. Es gibt grolle Markte der
Méglichkeiten. Es ist nun einmal so, dass es kei-
nen vollkommen geraden, kurzen Weg gibt, mit
dem man eine grofRe Zahl von Gefllichteten oder
anderen, die sich zum Gliick noch fiir eine Ausbil-
dung interessieren, schnell in eine Ausbildung be-
kommt, sondern der Markt auf der Seite derjeni-
gen, die einen Ausbildungsplatz suchen, genauso
aber auch auf der Seite derjenigen, die einen Aus-
bildungsplatz anbieten, ist einfach gro3 und weit.
Ich bin sehr froh, dass es hier sehr viele verschie-
dene Moglichkeiten gibt, und ich bin auch sehr da-
fur, dass wir zum richtigen Zeitpunkt auch im Sozi-
alausschuss noch einmal ausfuhrlich Uber das
Thema wieder reden.

Ihr Antrag verengt schlicht und einfach das Spek-
trum an Menschen, denen wir den Ausbildungs-
platz ermdglichen wollen, und deshalb ist auch hier
die Uberweisung nicht der richtige Weg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Moller. — Es erhalt das Wort Frau Dr. Ensslen
von der Fraktion DIE LINKE.

Dr. Carola Ensslen DIE LINKE: Meine Damen
und Herren! Auch ich méchte mich einreihen in die
Beitrage "Na ja, nicht ganz falsch, aber eben auch
nicht ganz richtig". Ja, auch wir schauen kritisch
auf das Projekt W.I.R in Hamburg. Auch wir mei-
nen: Viel zu wenige Geflichtete werden erreicht,
noch viel weniger werden erfolgreich in Ausbildung
oder Arbeit gebracht. Und immerhin, die FDP
wilnscht Forderprogramme fur Qualifizierung. Die-
se Forderung sollten wir uns ndher anschauen. Bei
den Sprachkursen — und zwar eben nicht gerade
nur oberhalb von B2 — neben einer Ausbildung
oder einem Job sieht es tatsachlich sehr schlecht
aus. Hier muss unbedingt Unterstitzung bei der Fi-
nanzierung her.

(Beifall bei der LINKEN)

Ansonsten gibt es ja bereits Programme, wie etwa
das Stipendienprogramm der BASFI. Dartber kén-
nen Berufsanerkennungsverfahren und Qualifizie-
rungen finanziert werden. Was genau soll also
noch geférdert werden? Das konnen wir uns im
Sozialausschuss gern noch einmal anschauen.

Und genau hier enden eben auch unsere Gemein-
samkeiten mit der FDP. Unser Ansatz ist ein ande-
rer. Unser Menschenbild ist ein anderes. Wir se-
hen Geflichtete nicht unter dem Blickwinkel des
Fachkraftepotenzials, sondern als Menschen, die
eigene Vorstellungen von ihrem Leben hier in
Deutschland haben, die Neigungen, Fahigkeiten
und Berufswiinsche haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Stellen wir uns doch einmal Gefliichtete vor, die
Musikerinnen, Historikerinnen, Archaologinnen
werden wollen, also Berufe, in denen kein Fach-
kraftemangel herrscht. Wie sahe da wohl der Ein-
satz der FDP aus?

Uns ist es wichtig, dass Gefllichtete eine individu-
elle Berufsberatung erhalten. Es muss ganzheitlich
geschaut werden, was an Bildungs- und Ausbil-
dungsabschlissen da ist, welche Sprachkenntnis-
se vorhanden sind, wie die aktuelle Lebenssituati-
on, wie die Perspektive ist. Erst wenn das alles auf
dem Tisch liegt, kdnnen konkrete Wege gefunden
werden. Das kann eine Ausbildung sein, eine Qua-
lifikation oder eine direkte Vermittlung in einen Job.
Da sollten auch erst einmal die Jobcenter und die
anderen Stellen ihre Arbeit besser machen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Giglti fraktionslos)

Reine Nutzlichkeitserwdgungen lehnen wir ab.
(Beifall bei der LINKEN)

Es steht den Unternehmen und Betrieben selbst-
verstandlich frei, fur sich und die bei ihnen ausge-
Ubten Berufe zu werben. Das wird ja auch schon
getan. Aber was soll denn bitte schén der Senat
dabei tun? Ausgerechnet die FDP, die doch gern
so wenig Staat wie mdglich haben mdchte, ruft hier
nach dem Senat. Mir scheint, dass hinter diesem
Ruf eher der Wunsch nach staatlichem Druck auf
Gefllichtete steht. Dem sind sie aber seitens der
Jobcenter schon mehr als genug ausgesetzt. Fur
uns gilt daher: Programme und Anwerbung dirfen
die Menschen nicht in eine Richtung drangen, die
gerade opportun ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gligli fraktionslos)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Dr. Ensslen. — Es erhalt das Wort Professor
Kruse von der AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Die FDP
hat einen Antrag vorgelegt, der zunachst einmal in
den ersten beiden Absatzen ein gravierendes Pro-
blem zutreffend beschreibt. Wir haben in der Tat
einen dramatischen Fachkraftemangel, der die
wirtschaftliche Entwicklung von prosperierenden
Regionen und Stadten — wie Hamburg zum Bei-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 68. Sitzung am 6. Dezember 2017 5077

(Dr. J6rn Kruse)

spiel — erheblich behindert, wie Unternehmen im-
mer wieder sagen, schreiben und beklagen. In den
nachsten Abschnitten des Antrags geht es dann
um Migranten, die unprazise und pauschalisierend
als Flichtlinge bezeichnet werden, was fur die mei-
sten wohl nicht zutrifft. Dann habe ich den Ein-
druck, dass die Verfasser von der FDP in den letz-
ten zwei Jahren keine von all den vielen Studien,
Artikeln und Erfahrungsberichten zur Kenntnis ge-
nommen haben, die Uber die Qualifikation von Mi-
granten und ihre Eignung fiir den Arbeitsmarkt ge-
schrieben worden sind. Sehr haufig fehlt es da-
nach an einfachen Lese- und Schreibfahigkeiten,
an elementaren deutschen Sprachkenntnissen,
elementaren Rechenfahigkeiten und an simplem
technischen und kaufmannischen Verstandnis
ebenso, abgesehen Uberhaupt noch an Bewusst-
sein, dass man in Deutschland eine Ausbildung
braucht, wenn man hier auf Dauer prosperierend
leben will. Weil Sie dies nicht wissen oder jeden-
falls nicht zu wissen vorgeben, ist auch das Peti-
tum im Ansatz naiv. Da Sie aber allerbeste morali-
sche Absichten haben, will ich jetzt einmal fir Sie
ein Petitum formulieren, wie es hatte lauten kon-
nen.

(Jennyfer Dutschke FDP: Schreiben Sie
doch selbst einen Antrag!)

Vier Punkte. Erstens: Jeder der genannten Man-
gelberufe definiert durch einschlagige Unterneh-
men und Ausbilder firr ihren Bereich absolute Mini-
malanforderungen, die vor Aufnahme einer Hilfsta-
tigkeit oder dem Beginn einer Ausbildung unbe-
dingt vorhanden sein mussen, damit es Uberhaupt
Sinn macht und nicht alle gleichermalen frustriert
sind. Lesen, Schreiben, Rechnen auf Elementarni-
veau sowie einfache Deutschkenntnisse durften
das Minimum sein.

Zweitens: Alle Minimalanforderungen werden ope-
rationalisiert, damit sie einfach und nicht diskrimi-
nierend prifbar sind. Es wird eine Bewertungsfunk-
tion und ein Grenzwert definiert.

Drittens: Alle Migranten mit Bleibeperspektive, die
das wollen, werden auf diese Weise geprift. Ge-
eignete Migranten werden einschlagigen Unterneh-
men, insbesondere Handwerksbetrieben, zu einem
Bewerbungsgesprach vermittelt.

Viertens: Bei Migranten, die knapp unter dem
Grenzwert abschneiden, wird ein kurzfristiger Qua-
lifizierungsbedarf definiert und unter Einsatz von fi-
nanziellen Anreizen wird dieser mithilfe des Staa-
tes umgesetzt.

Auch wenn ich den etwas naiven FDP-Antrag zu-
grunde lege und dieser verschaffte gegeniber
dem, was wir schon haben, auch nur finf Migran-
ten einen reguldren Job, dann hatte sich der An-
trag schon gelohnt. Da der FDP-Antrag vor besten
moralischen Absichten Uberquillt, stimmt die AfD
ihm zu.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Professor Kruse. — Es hat sich gemeldet die
fraktionslose Abgeordnete Frau Gugli. Sie bekom-
men das Wort.

Nebahat Giiglii fraktionslos: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Nachdem die FDP uns hier er-
zahlt hat, was die Wirtschaft braucht, und nachdem
uns dann der Vertreter der AfD erzahlt hat, an was
es alles mangelt und was Fllchtlinge und Migran-
ten an Defiziten mitbringen,

(Dirk Nockemann AfD: Spatestens in sechs
Wochen sehen Sie das auch so!)

werde ich einmal versuchen, das Ganze ein
bisschen zu versachlichen.

Ich glaube, die Intention der FDP-Fraktion ist gut
gedacht — aber schlecht recherchiert, muss ich lei-
der sagen, Frau Nicolaysen, denn ich denke, dass
das, was Sie in lhrem Antrag fordern, tatsachlich
schon zumindest theoretisch existiert. Aber die
reale Situation ist leider die — und das muissen
sich, glaube ich, die Regierungsfraktionen auch
anhoren —, dass es in der Praxis nicht wirklich so
funktioniert, wie es auf dem Papier geschrieben
steht, und dass wir nur sehr, sehr langsam voran-
kommen. Von einer wirklichen Arbeitsmarktintegra-
tion oder Integration in Ausbildung kann nicht die
Rede sein. Das ist noch viel zu punktuell und zu
minimal, auch wenn die Zielsetzung richtig ist. Wir
sind eigentlich immer noch in dem Stadium, wo wir
registrieren, und auch das W.I.R-Projekt macht ei-
ne reine Registrierung und versucht weiterzuver-
mitteln, versucht, die Leute in irgendeiner Form an
den Arbeitsmarkt heranzufiihren. Aber eine grof3e
Strategie, der groRe Wurf ist es wirklich nicht.

Ich glaube, wir missen uns auch von der lllusion
verabschieden, dass es sehr schnell geht. Wir
mussen hier auch anders handeln. Wir kénnen
nicht glauben, dass gerade bei den Flichtlingen
das gelingt, was wir selbst bei den langer hier le-
benden Migranten noch nicht wirklich geschafft ha-
ben: dass sie diesen ganzen Dschungel von Maf3-
nahmen, Jobcenter und SGB |l und alles, was es
an Moglichkeiten und Gesetzen gibt, Gberblicken
und sich gar in diesem Dschungel wirklich zurecht-
finden. Ich glaube, das funktioniert nicht und das
wird auch bei den Fliichtlingen nicht funktionieren.

Es ist klar, dass wir naturlich entlang unserer Wirt-
schaftsinteressen schauen, da, wo wir Bedarfe ha-
ben, die Menschen auch dahingehend zu steuern.
Das ist auch nicht falsch. Deswegen firchte ich,
dass viele letztendlich in der Pflege landen werden
oder bei den 400 Stellen, die wir im Bereich der
Stadtreinigung schaffen werden. Trotzdem meine
ich, ist es wichtig, sich immer wieder vor Augen zu
fuhren und sich zu fragen: Was wollen eigentlich
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die Fllchtlinge? Sie kénnen vielleicht die deutsche
Sprache nicht, aber sie haben durchaus Dinge ge-
macht und sie haben durchaus auch etwas gelernt,
auch wenn es nicht im Rahmen einer dualen Aus-
bildung war. Dass wir darauf den Blick ein
bisschen starker konzentrieren, ist mehr als gebo-
ten.

Vielleicht braucht es auch mehr Briickensysteme,
also nicht nur das Vertrauen in ein Regelsystem,
das es richten wird, in dem sich selbst Bio-Deut-
sche, sage ich einmal in Anfuhrungsstrichen, oft
schwer zurechtfinden. Vielleicht miissen wir zwi-
schen dem Regelsystem mehr Bricken bauen in
Form von Projekten und kénnen dann eher Schrit-
te vorwarts machen. Aber so, wie es in der Theorie
im Moment steht, funktioniert es nicht, auch wenn
es das schon gibt, liebe FDP-Fraktion. — Danke.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Gugla. — Dann hat erneut Frau Nicolaysen
von der FDP-Fraktion das Wort gewiinscht.

Christel Nicolaysen FDP:* Lieber Herr Kollege
Schwieger, erst einmal muss ich etwas richtigstel-
len. Die FDP war im Jahr 2013 schon in der Bdr-
gerschaft. Nur, um das einmal gesagt zu haben.

Ubrigens denke ich, die SPD und die GRUNEN
mussen sich doch fragen, warum ihre Anwerbe-
strategien und Konzepte gar nicht so erfolgreich
sind. Da mussen Sie doch ein bisschen analytisch
hinterher sein und vielleicht eine Kurskorrektur
oder Verbesserungen machen. Die Zeit brennt. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Danke, Frau Ni-
colaysen. — Gibt es sonst noch Wortmeldungen zu
diesem Tagesordnungspunkt? — Die sehe ich nicht.
Dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer also mochte nun die Drucksache 21/10912 an
den Ausschuss flir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist diese
Uberweisung abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte dem Antrag der FDP-Fraktion aus
Drucksache 21/10912 seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum nachsten Tagesordnungspunkt,
TOP 40, Drucksache 21/11075, Antrag der AfD-
Fraktion: Hamburger Museen: Geschichte und Kul-
tur den Burgern nahebringen.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Hamburger Museen: Geschichte und Kultur
den Biirgern nahebringen

— Drs 21/11075 -]

Die CDU-Fraktion und die AfD-Fraktion mochten
diese Drucksache an den Kulturausschuss Uber-
weisen.

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Das wird es
von Herrn Professor Kruse von der AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Museen,
und damit meine ich nicht nur reine Kunstmuseen,
sondern vor allem historische und andere Museen
verschiedener Art, sind nicht nur etwas fir Bil-
dungsbirger, sondern fir jedermann. Sie bieten
grundsatzlich ideale Moglichkeiten, sich Uber Ent-
wicklung und Vielfalt unserer Stadt, unseres Lan-
des, Europas und der ganzen Welt zu informieren
und Verstandnis zu entwickeln, das auch verhal-
tensleitend sein kann. Gute Museen kénnen Ver-
stédndnis wecken fir Entwicklungsprozesse, die
uns zu dem gemacht haben, was wir sind, und fur
die Zusammenhange von Kultur und Geschichte
im Kontext von menschlichen Interessen und Ver-
haltensweisen sowie flir die Besonderheiten ein-
zelner Kulturen, also all das, was wir dringend
brauchen.

Leider sind die Besucherzahlen nicht so, wie man
es sich winschen wurde. Das ist nicht nur bedau-
erlich, weil Museen fir den Steuerzahler teuer
sind, sondern vor allem, weil sie noch viel weitrei-
chendere positive Effekte fur die Gesellschaft ha-
ben kénnten, wie ich oben kurz angedeutet habe.
Dieser Meinung waren offenbar auch die FDP- und
die Links-Fraktion, denn aufgrund ihrer einschlagi-
gen Antrage haben wir hier in der Birgerschaft am
6. April 2017 dazu eine Diskussion gehabt. Beide
Fraktionen fokussierten sich in ihren Antragen auf
die Preise als zentrale subjektive Zugangsbarriere
und forderten freien Eintritt in die Museen. Aller-
dings liegen die Eintrittspreise in Hamburger Muse-
en fur Erwachsene im Bereich von Kinokarten, fir
Jugendliche oft deutlich darunter, und fiur Kinder
sind Museen oftmals kostenlos. Ich habe hier eine
lange Liste von Museen, fir die das gilt. Die Preise
dirften also kein empirisches Hindernis sein. Im
Ubrigen kommt ein Kostendeckungsgrad, der auf
Eintrittskartenerlése bezogen zwischen 4 und
14 Prozent liegt, einem Gratiseintritt schon ziem-
lich nahe.

Ich hatte schon in der Diskussion im April gesagt,
dass ich glaube, den Hauptfaktor zu kennen, der
etliche Menschen vom Museumsbesuch abhalt
oder der dazu fuhrt, dass sehr viele den Weg sehr
schnell in die Cafeteria suchen. Dieser Hauptgrund
ist die Ubertrieben bildungsburgerliche und intellek-
tuelle Anmutung vieler Museen im Zusammenhang
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mit einer unzureichenden Einflihrung und Erkla-
rung auch fur nicht studierte Menschen. Da ich in
den letzten Jahrzehnten auf zahlreichen Reisen in
verschiedenen Landern und vielen Stadten ein eif-
riger Museumsbesucher war, vermutlich weil ich
zur bildungsburgerlichen Zielgruppe von Museen
gehdrte,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Weil Sie die
Birgerschaftssitzungen geschwanzt haben!)

kenne ich auch die Unterschiede und Schwéchen,
obwohl ich nicht vom Museumsfach bin, sondern
nur ein Museumskonsument.

Viele Menschen werden in Museen erschlagen von
einer Fille von Exponaten, deren Bedeutung sie
nicht verstehen, wenn sie nicht entweder einen
einschlagigen Hintergrund und am besten Kunst-
geschichte studiert haben oder adaquat und ziel-
gruppengerecht hingeflihrt werden. Das liegt (bri-
gens auch an der Déformation professionnelle vie-
ler Museumsdirektoren und Museumsmitarbeiter.
Die sind oft furchtbar stolz auf herausragende Ex-
ponate, fiir die sie eventuell von ihren Kollegen be-
wundert und beneidet werden. Fir normale Men-
schen sind die gleichen Exponate oft nur alte Stei-
ne oder Metallstiicke, die ihnen gar nichts sagen,
solange man ihnen nicht den historischen Kontext
erklart, in dem diese ihre Bedeutung haben, und
weshalb es Sinn macht, sich die anzuschauen.

Das ist der Kern fir die Losung. Man muss den
Besuchern moderne audiovisuelle Medien in vielfa-
cher Weise anbieten, um die Zusammenhange zu
erklaren, die die Exponate erst zu sehenswerten
Museumsstlicken machen, und das Museumsper-
sonal muss dann fUr Fragen zur Verfigung stehen.
Das muss zielgruppenadaquat fur verschiedene
kognitive Niveaus und Vorkenntnisse verfligbar
sein und in verschiedenen Sprachen, versteht sich,
und es muss in geniigend kleine Happchen zerlegt
sein. Wenn das Interesse vieler Menschen fur die
Museen starker geweckt werden soll, missen die
Birger antizipieren, dass niedrigschwellige Ange-
bote verfligbar sind, die ihnen den Kontext des
Museums und seiner Abteilungen, einzelner
Sammlungen und einzelner Exponate erklaren und
ihnen den inhaltlichen Zugang erleichtern, sodass
es Spall macht, im Museum herumzulaufen.

Man koénnte jetzt fordern, dass jedes Museum
einen Museumspadagogen einstellt. Aber das wa-
re teuer, das wirde sehr viele Doppelarbeiten
beinhalten, und es ware am Ende doch unbefriedi-
gend. Eine bessere Alternative ware, dass die
Hamburger Kulturbehdérde eine Projektgruppe
grindet, bestehend aus einer Kerngruppe von
zwei einschlagigen Experten und einem Beirat aus
Hamburger Museen, sodass dort entsprechend
dieses Konzept von Experten entwickelt werden
kann und dann dem Museum zur Verfligung ge-
stellt wird.

(Glocke)

Herr Kultursenator — der leider nicht hier ist, ich sa-
ge es trotzdem —, Herr Brosda, packen wir es an.

(Beifall bei der AfD)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Professor Kruse. — Es erhalt das Wort Frau
Dr. Vértes-Schitter von der SPD-Fraktion.

Dr. Isabella Vértes-Schiitter SPD: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das Grundanliegen, Barrieren bei der Teil-
habe an Kultur zu beseitigen, ist richtig. Ich denke,
das mussen Sie niemandem hier im Haus erklaren.
Es findet seinen Ausdruck in vielen Mallnahmen
von Senat und regierungstragenden Fraktionen
und in einer ganzen Reihe von Initiativen auch der
Fraktionen von CDU, FDP und der LINKEN. Ihr
Antrag geht allerdings an entscheidenden Rah-
menbedingungen vorbei. Seit 1999 sind die Muse-
en selbststandige Stiftungen des offentlichen
Rechts. Teil der vielfaltigen Aufgaben ihrer Vor-
stande ist — ich referiere das nicht im Einzelnen —,
die Hauser publikumsrelevanter zu gestalten. Dazu
gehort als zentrale Aufgabe, aktuelle Ansatze der
Museumsarbeit umzusetzen. Was nicht vorgese-
hen ist, ist ein staatliches Gremium, das die fachli-
che und didaktische Aufgabenwahrnehmung vor-
gibt, denn das widerspricht der Grundsatzentschei-
dung der Verselbststandigung der Museen, und es
widerspricht den geltenden rechtlichen Rahmenbe-
dingungen. Ich sage sehr deutlich: Wir wollen kei-
ne Museen am politischen Gangelband.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wenn Sie nun fordern, dass die Museen externen
Rat annehmen, dann sollten Sie zuerst einmal mit
den Adressaten sprechen. lhre Idee, zwei Exper-
ten zu berufen, um die Museen auf den Weg der
Erkenntnis zu fihren, ist schon im Grundsatz ver-
fehlt. Wer sollten denn diese Experten sein? Jede
Museumsstiftung verfigt Uber einen Stiftungsrat
und darlGber hinaus in Form von Kuratorien tber
geeignete Beratungsinstanzen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Zwischen den Museen gibt es grof3e Unterschiede,
was ihre Sammlungsgeschichte, Ausstellungspra-
xis oder Publikumsrelevanz angeht. Deshalb
braucht jedes Haus speziell zugeschnittene Ver-
mittlungs- und Zielgruppenkonzepte. In jedem
Haus gibt es Fachleute fir genau diese Fragen.
Wir haben Ubrigens einen umfangreichen muse-
umspadagogischen Dienst, auch dartber sollten
Sie sich informieren.

(Beifall bei der SPD und bei René Gdgge
GRUNE)
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In vier der sieben Stiftungsmuseen hat es 2016/
2017 Vorstandswechsel gegeben. Insbesondere in
diesen Hausern findet ein intensiver Diskussions-
prozess zur inhaltlichen und baulichen Modernisie-
rung statt, ebenso wie zur Neuausrichtung der Ver-
mittlungsarbeit und zur Entwicklung von Digitalstra-
tegien.

Ohne Frage ist es richtig und wichtig, Konzepte
und Strategien anderer Museen im In- und Aus-
land zu kennen und zu diskutieren. Aber auch das
geschieht seit Jahren auf hohem professionellem
Niveau.

Hamburgs Museen arbeiten intensiv an der Weiter-
entwicklung ihrer Vermittlungskonzepte. Wer sie
dabei unterstltzen will, sollte vorher mit ihnen ge-
sprochen haben und ihre Bediirfnisse kennen. Die-
ser Anforderung werden Sie mit lhrem Antrag nicht
gerecht. Wir werden ihn daher ablehnen. — Vielen
Dank fir lhre Aufmerksamekeit.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Jens Meyer FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank
Frau Dr. Vértes-Schitter. — Als N&achstes erhalt
das Wort Herr Wersich von der CDU-Fraktion.

Dietrich Wersich CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Die AfD, da kann ich mich den
Worten von Frau Vértes-Schutter anschlielen,
greift zwei Dinge auf, die richtig sind: dass wir ei-
gentlich zu wenig Besucher in den Hamburger Mu-
seen haben, und dass das sicherlich nicht an den
Eintrittspreisen liegt. Denn wenn man sich anguckt,
in welchen Scharen die Menschen in die viel teure-
ren Musicals laufen oder in Popkonzerte, dann
weill man, dass der vergleichsweise Uberschauba-
re Museumseintritt nicht der Grund oder die
Hemmschwelle ist. Trotzdem bleiben Sie in der
Analyse aus meiner Sicht schwach. Die Vorschla-
ge, die Sie unterbreiten — das hat Frau Vértes-
Schitter auch schon ausgefiihrt —, sind weitge-
hend in dem Bereich dessen, was da ist und lauft.

Frau Vértes-Schiitter, ich bedanke mich ausdrick-
lich dafir, dass Sie auch die CDU in den Kreis de-
rer aufgenommen haben, die hier gute Antrage zur
Kultur stellen. Herzlichen Dank; das hort man nicht
so oft. Trotzdem, finde ich, haben Sie in Ihrem Bei-
trag verpasst, auf die Ursachen der gegenwartigen
Problematik auch nur mit einem Wort einzugehen,
namlich die mangelnde Ausstattung der Museen
mit Ressourcen, um einen attraktiven Betrieb zu
ermdglichen.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
Machen Sie da doch mal einen Vorschlag —
finanzieller Artl)

— Den haben wir, Ubrigens mit lhrer Zustimmung,
solange Sie noch in der Opposition waren, jedes
Jahr in den Haushaltsberatungen gemacht.

(Wolfgang Rose SPD: Er meint einen
Deckungsvorschlag!)

Allerdings haben Sie sich seitdem offenbar einer
wie auch immer gearteten Beeinflussung lhres Ge-
dachtnisses bedient, dass Sie gar nicht mehr wis-
sen, flr welche Punkte wir hier noch vor wenigen
Jahren gemeinsam gestritten haben.

Also noch einmal zu den Ursachen. Die Ursachen
dafir, dass wir zu wenig Besucher haben, hangen
unmittelbar damit zusammen, dass die Museen zu
wenig Ressourcen fir einen attraktiven Betrieb ha-
ben, das heifl3t auch: zu wenig Ressourcen flr das
Marketing. Wir haben so tolle Museen in Hamburg.
Nehmen wir einmal eines unserer Flaggschiffe, die
Kunsthalle. Die Kunsthalle hat weltberihmte Ge-
malde, die jedem von uns etwas sagen. Wenn man
von Caspar David Friedrichs Wanderer spricht
oder von dem Schiff im Eismeer, ist das sozusa-
gen unsere Hamburger Mona Lisa — Bilder, die in
anderen Stadten Millionen von Besuchern anzie-
hen. Das ist dann aber eine Frage, inwieweit es
gelingt, das, was unsere Museen haben, auch ge-
samtstadtisch so mit einzubinden, dass man fur
diese Museen und das, was dort zu sehen ist,
wirbt. Andere Stadte machen uns vor, wie das
geht.

Deswegen ware mein Appell, dass wir den Antrag
der AfD zum Anlass nehmen, im Ausschuss dar-
Uber zu reden, was wir zur Steigerung der Attrakti-
vitdt der Hamburger Museen beitragen kdnnen, da-
mit sie eine wesentliche Rolle aus ihrer inhaltlich
wertvollen Arbeit heraus, aber auch eine wesentli-
che Rolle fir die Strahlkraft unserer Stadt ent-
wickeln. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der AfD und bei Jens
Meyer FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Wersich. — Es erhalt das Wort Herr Gogge
von der GRUNEN Fraktion.

René Gégge GRUNE:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Die eine mdchte sich klassisch
weiterbilden und mehr erfahren Uber die Welt, der
andere mochte sich einfach entspannen und Sché-
nes betrachten, und eine Dritte mdchte vielleicht
einfach Inspiration durch provokante Kunst finden.
Die Besucherinnen und Besucher der Museen ha-
ben vdllig unterschiedliche Interessen, und dafur
stehen ihnen auch die unterschiedlichsten Museen
mit den unterschiedlichsten Angeboten in unserer
Stadt offen — und fur Jugendliche unter 18 Jahren
das Ganze sogar kostenfrei.

Ich wiirde behaupten, dass zumindest ein freiwilli-
ger Museumsbesuch immer auch eine gesuchte
Herausforderung ist. Dabei erwarten wir nattrlich
ein hohes Niveau und spannende Exponate. Mdg-
licherweise ist dabei auch nicht alles sofort ver-
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standlich. Aber genau dafiir gehen wir in der Regel
ja hin: um uns neuen Erfahrungen auszusetzen.

Ich finde, es ist keine passende Beschreibung der
Realitat, wenn die Museen unserer Stadt als eine
Art Uberkandidelte Bildungsburgerstatten mit kryp-
tischen Ausstellungen dargestellt werden, wie im
vorliegenden Antrag. Im Gegenteil, durch moderne
und vielfaltige Vermittlungsprogramme machen die
Hamburger Museen Lust auf einen Besuch. Die kli-
scheehafte dicke Schicht Museumsstaub existiert
de facto nicht.

Das Museumsstiftungsgesetz, das heute schon er-
wahnt wurde, bildet den Rahmen, in dem die Ham-
burger Museen mit einem hohen Mal} an Selbst-
sténdigkeit ihren kulturellen Auftrag umsetzen.
Nach meiner Beurteilung machen sie das auch re-
lativ gut und mit viel Elan.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Alle unsere Museumsleiterinnen und Museumslei-
ter sind erfahren, haben weitreichende Kenntnisse
aus der Arbeit auch in anderen Museen und ken-
nen die aktuellsten Vermittlungstrends der nationa-
len und internationalen Szene. Zusammen mit ih-
ren Teams wahlen sie aus, was zum jeweiligen
Haus am besten passt. Unterstiitzt und beraten
werden sie dabei auflerdem teils von groRem,
auch externem Fachwissen durch die hochkaratig
besetzten Kuratorien und Stiftungsrate.

Frau Vértes-Schitter hat es schon erwahnt: Viele
der Leitungspositionen in unseren stadtischen Mu-
seen sind in den letzten Jahren gerade neu be-
setzt worden. Da steht es uns als Parlament, glau-
be ich, gut zu Gesicht, hier mit der gebotenen Ru-
he die Mdglichkeit einzuraumen, die Vorstellungen
zunachst einmal umzusetzen. Niedrigschwellige
Angebote gibt es jedenfalls auch heute schon eini-
ge. In der Kunsthalle kann man zum Beispiel das
Werk der Woche gemeinsam mit Kuratoren be-
trachten, im Museum der Arbeit gibt es spannende
und gut angenommene Mitmachveranstaltungen
fur Kinder und so weiter.

Wir stellen fest: Der von der AfD gewlinschte Bau-
kasten aus Expertenkompetenz, niedrigschwelli-
gen Konzepten und spannenden Angeboten ist be-
reits vorhanden. Jedes der Museen unserer Stadt
folgt dabei speziellen Vermittlungs- und Zielgrup-
penkonzepten, die zur Ausrichtung des jeweils ein-
zelnen Hauses passen. Wir vertrauen auf die Krea-
tivitat und Kompetenz unserer Museumsdirektorin-
nen und -direktoren. Gemeinsam mit ihren erfahre-
nen Teams schaffen sie Orte, die begeistern. Be-
schlisse der Birgerschaft sind dafir aktuell nicht
erforderlich.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Gogge. — Es erhalt das Wort Herr Hackbusch
von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank.
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Nach
den Worten von Herrn Gdgge muss man naturlich
deutlich sagen: Doch, es gibt ein Problem in den
Museen. Damit muss man sich auseinandersetzen
— von daher ist die Debatte dariber nach meiner
Meinung durchaus richtig —, allerdings etwas an-
ders, als die AfD das mochte; das will ich auch klar
sagen. Darauf komme ich gleich noch einmal zu-
rick.

Das wesentliche Argument, das Herr Professor
Kruse hier dargestellt hat, ist, es lage nicht — und
auf jeden Fall nicht — an der Frage der Eintrittsprei-
se. Ich will das deswegen noch einmal diskutieren,
weil wir gerade in diesen Tagen oder in den letzten
Wochen festgestellt haben, dass die Kunsthalle die
Preise noch einmal um 10 Prozent erhdht hat, so
mal eben von 12 Euro auf 14 Euro. Nachdem wir
vorher debattiert und auch eigentlich alle aus der
Regierungskoalition gesagt haben, héher sollten
die Preise eigentlich nicht steigen, werden sie da
noch einmal kraftig angehoben. Das halten wir fur
eine relative Frechheit, auch gegeniber dem Par-
lament.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will Ihnen sagen — auch lhnen, Herr Professor
Kruse, weil die AfD da gerade so sozial in dieser
Sache auftritt —: 12 oder 14 Euro Eintritt sind natr-
lich ein Hinderungsgrund. Herr Wersich, das ist
nicht zu vergleichen mit Eventgeschichten. Es ist
natlrlich etwas anderes, ein Event wie ein Musical
zu besuchen, als in ein Museum zu gehen. Das ist
nicht miteinander zu vergleichen. Zu sagen, derje-
nige kénnte das Geld dafir auch aufbringen, halte
ich nicht fir ein Argument. Das sagen Ihnen auch
alle, die sich mit Museen wissenschaftlich ausein-
andersetzen, dass das falsch ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist dementsprechend notwendig und zentrale
Aufgabe — und das fordern wir hier in gewisser
Weise auch von den Museen —, dass sie offener
werden. Wir haben etliche Diskussionen auch ge-
rade im Zusammenhang mit Diversitat in den letz-
ten Tagen und Wochen geflihrt und festgestellt,
dass es dort Defizite gibt. Da kann man nicht sa-
gen, Herr Gdgge, dass man einfach zufrieden ist
mit dem, was dort gemacht wird. Das stimmt nicht,
wir missen standig daran arbeiten. Aber es ist die
eigene zentrale Aufgabe der Museen. Was die AfD
jetzt machen will, ihnen praktisch eine Institution
von zwei Hauptamtlichen oben hinzusetzen, dieser
Weg ist nicht nur schlecht fir die Museen, sondern
ich finde ihn auch hochgefahrlich. Es mutet wie ei-
ne staatliche Aufpassinstitution an, die dort instal-
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liert wird, und das halte ich fiir einen voéllig falschen
Weg und in dem Zusammenhang auch fir einen
gefahrlichen Weg.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Wersich hat angesprochen, dass eines der
Probleme, mit denen wir und die Museen gegen-
wartig zu tun haben, die mangelnden Ressourcen
sind. Das werden wir und das haben wir auch in
den Diskussionen der letzten Tage deutlich mitbe-
kommen, all diejenigen, die dieses Thema diskutie-
ren. Es gibt eine Auszehrung. Der Haushalt flr die
Museen ist seit Jahren nicht erhéht worden. Wir
haben dort die Situation, dass es eine faktische
Kirzung um 20 oder 30 Prozent gibt. Es sind star-
ke Einschnitte im Personalbereich, auch im muse-
umspadagogischen Dienst, die gemacht worden
sind. In der gegenwartigen Situation der Kurzun-
gen dort richtig blihende Landschaften vorzufin-
den, obwohl die Leute sich sehr anstrengen, kann
man nicht erwarten. Dementsprechend muss die
Politik an dieser Stelle auch verandert werden. Das
ist das Entscheidende, was auch wir fordern. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Hackbusch. — Es erhalt als Nachstes das
Wort Herr Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die wunderba-
ren Hamburger Museen einer groReren Anzahl von
Menschen zuganglich zu machen, indem man Bar-
rieren abbaut und das Interesse an den Museen
weckt, ist ein sinnvolles Unterfangen. Wir hatten
dazu bereits mehrere Antrage gestellt, mit denen
wir dieses Anliegen fordern wollten, aber leider gibt
es aufseiten der Regierungskoalition wenig Bereit-
schaft, sich mit unseren Vorschladgen auseinander-
zusetzen.

Uber den Tellerrand zu schauen und sich erfolgrei-
che Museumskonzepte aus dem Ausland zunutze
zu machen, ist in jedem Fall eine gute Idee,

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

damit sich die Hamburger Kultur der Weltoffenheit
und des Austausches nicht nur in den Exponaten,
sondern auch in der Art der Prasentation wiederfin-
det. Ob dies aber, wie es die AfD vorschlagt, durch
eine neue und zentrale Stelle erreicht wird, bezwei-
feln wir. Die Museen verfligen bereits heute Uber
gut ausgebildetes Fachpersonal, das sich auch mit
der internationalen Museumslandschaft im Aus-
tausch befindet. Zudem gibt es bereits jetzt ver-
schiedene Zusammenschlisse und Dachorganisa-
tionen, die aktiv den Wissensaustausch der Muse-
en befdrdern.

Wir halten es fir richtig, Uber dieses Thema im
Kulturausschuss weiter zu sprechen, und stimmen
einer Uberweisung daher zu. In der Sache aber se-
hen wir nicht, dass der vorliegende Antrag geeig-
net ist, dem Ziel, mehr Menschen in die Museen zu
locken, naherzukommen, und lehnen ihn daher
ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Meyer. — Das Wort erhalt der fraktions-
lose Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrtes
Prasidium, sehr verehrte Volksvertreter! Museum
— Museion —, Heiligtum der Musen. Die Musen sind
von Zeus mit Mnemosyne gezeugt, der Goéttin der
Erinnerung.

(Zurufe von der CDU)

Die Musen sind die Géttinnen der Kiinste. Dazu,
zu den Kiinsten, wirde Ubrigens auch ein techni-
sches Museum zahlen, nicht jedoch — leider, aus
meiner Sicht — eine naturhistorische Sammlung.
Natirlich sollen die Museen schén sein und einla-
dend und die Exponate verstandlich prasentiert
werden. Nichts — Herr Kruse, da haben Sie recht —
ist perfekt, und nichts kann nicht noch weiter ver-
bessert werden. Aber denjenigen, die daflir verant-
wortlich sind, generell die Kompetenz abzustreiten
oder sogar den guten Willen, das geht, meine ich,
zu weit. Es geht ja nicht darum, die Menschen ge-
nau dort abzuholen, wo sie stehen. Wenn Sie das
wollen, dann missen Sie Taxifahrer werden. Ein
Museum soll die Menschen aus ihrem Alltag her-
ausheben ins Reich der Musen, ins Reich der Got-
tinnen der Kinste.

Wenn wirklich ein Problem bestlinde, das nach ei-
ner Losung schreit, wenn wir es unbedingt schaf-
fen muassten, mehr Menschen in die Museen zu
bekommen, dann hatten wir ja bereits eine vortreff-
liche Losung, die ich zugegebenermallen nicht
selbst erdacht habe, sondern von Herrn Valentin
geklaut habe: den Museumszwang. Der musste |h-
nen als Anhanger des Schulzwangs doch gefallen.
Also wenn man jeden Hamburger verpflichten wir-
de, mindestens alle drei Monate einmal ins Muse-
um zu gehen, dann ware das Problem doch geldst,
dann hatte man schon ohne die Touristen jede
Woche circa 100 000 Besucher in den Museen,
und das sollte reichen, um die Museen ausrei-
chend zu bevdlkern. — Vielen Dank fiur die Auf-
merksamkeit.

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Flocken. — Das Wort erhalt jetzt von
der AfD-Fraktion Herr Professor Kruse.
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Dr. Jorn Kruse AfD:* Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich habe mich nicht
noch einmal gemeldet, weil ich irgendwie Uber-
rascht bin, dass es abgelehnt wird.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben auch einen
Uberwiesen!)

Das kennen wir natirlich in der AfD, dass alle un-
sere Antrage abgelehnt werden.

(Heiterkeit bei der SPD)

Das ist gewissermallen eingepreist, wenn wir an-
fangen, so etwas zu schreiben; das ist normal fiir
uns.

Weshalb ich mich gemeldet habe, ist, dass ein
gravierendes Missverstandnis vorliegt. Dieses
Missverstandnis haben verschiedene Rednerinnen
und Redner hier prasentiert, angefangen bei Frau
Vértes-Schitter. Es geht keineswegs um irgendet-
was, was von oben staatlich oktroyiert werden soll.
Es geht um so etwas wie ein Angebot, Sie kénnen
auch sagen, ein Beratungsangebot, und jedes Mu-
seum kann das nutzen oder nicht.

Weshalb ich das hier vorgeschlagen habe, ist — ich
war in den letzten Jahrzehnten in sehr vielen Mu-
seen in verschiedenen Landern der Welt —, weil sie
alle in einem Punkt immer schlecht sind, und
schlecht heil’t nicht, dass sie woanders besser
sind als in Hamburg, und zwar gilt fir ganz viele
Museen, dass sie keine adaquate Hinfuhrung, Ver-
mittlung, Erklarung haben. Und manchmal sind es
sehr simple Tools. Denn es gibt ja bestimmte Mu-
seen, die machen das — oder einen Teil — ganz
gut, und andere machen es eben nicht gut. Ich
wlrde auch niemals behaupten, dass in Hamburg
die Museen schlecht sind; das wirde ich niemals
denken. Insofern ist jeder Verdacht, ich wirde die
Hamburger Museen schlechtmachen wollen, véllig
daneben. Ich mdchte sie eher noch besser ma-
chen. Und das ist nicht nur eine Frage des Geldes,
Herr Wersich, sondern das ist auch eine Frage von
Konzepten, die man haufig auch im Sinne einer,
ich wirde einmal sagen, effizienten Vergemein-
schaftung von Know-how nutzen kann, und die
einzelnen Museen koénnen sich entscheiden, das
zu nutzen oder nicht. Aber es soll ein Angebot
sein.

Das war die Intention meines Antrags als jemand,
der ein Museumskonsument ist. Wenn Sie jetzt sa-
gen, die Museumsleiter sind ja ganz gut, dann sa-
ge ich: Ja, das sind sie bestimmt auch. Aber sie
sind halt Museumsleiter, also gebildete, intellektu-
elle Leute, die sich in so einen simplen Museums-
besucher, den man erst gewinnen will — denn die
Museumsbesucher sind ja schon eine andere Klas-
se als die, die nicht ins Museum gehen —, gar nicht
gut hineindenken kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Professor Kruse. — Ich sehe keine wei-
teren Wortmeldungen. Wir kommen also zur Ab-
stimmung.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache
21/11075 an den Kulturausschuss Uberweisen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die
Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte den Antrag der AfD-Fraktion aus
Drucksache 21/11075 annehmen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag mit
grofRer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 14
und 16, Drucksache 21/11020, Senatsantrag: Eva-
luation des Hamburgisches Seniorenmitwirkungs-
gesetzes und Entwurf eines Gesetzes zur Ande-
rung ...

(Zurufe: 341)
— Entschuldigung.

Ich méchte mich entschuldigen. Wir sind natirlich
bei  Tagesordnungspunkt 34, Drucksache
21/11069, Antrag der Fraktionen der SPD und
GRUNEN: Stadtebauliche Potenziale der neuen
Schnellbahnlinien von S4 und S21 analysieren und
vorausschauend entwickeln.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Stadtebauliche Potenziale der neuen Schnell-
bahnlinien von S4 und S21 analysieren und
vorausschauend entwickeln

— Drs 21/11069 -]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Antrag der SPD Fraktion und der Griinen Frak-
tion (Drs. 21/11069), Stadtebauliche Potenziale
der neuen Schnellbahnlinien von S4 und S21
analysieren und vorausschauend entwickeln

— Drs 21/11208 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Stadtebauliche Potenziale an den Schnellbahn-
trassen identifizieren und planerisch vorberei-
ten

— Drs 21/11210 -]

Hierzu liegen lhnen als Drucksachen 21/11208
und 21/11210 Antrage der Fraktionen der AfD und
der FDP vor.

Alle drei Antrdge mdchte die AfD-Fraktion an den
Stadtentwicklungsausschuss  Uberweisen. Die
Fraktion DIE LINKE mochte nur die Drucksachen
21/11069 und 21/11210 dorthin Uberweisen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11069
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11208
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11210
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(Vizeprasidentin Christiane Schneider)

Wird das Wort gewiinscht? — Herr Kienscherf von
der SPD-Fraktion, Sie haben es.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Lassen Sie mich einleitend
darauf eingehen, dass gestern der neue Mieten-
spiegel vorgelegt worden ist, der weiterhin zwar et-
was moderat, aber doch deutliche Preisspringe
zeigt, und der erkennen I3sst, wie angespannt die
Lage auf dem Hamburger Wohnungsmarkt nach
wie vor ist. Er lasst aber auch erahnen, was wir
hatten beflrchten missen, wenn wir nicht seit
2011 gegengesteuert und 40 000 Wohnungen er-
folgreich gebaut hatten;

(Zurufe von der CDU und von Michael Kruse
FDP)

das macht es namlich auch sehr deutlich.
(Beifall bei der SPD)

Er zeigt auch sehr klar, dass wir nicht locker lassen
dirfen, dass wir weiter intensiv den Wohnungsbau
in dieser Stadt vorantreiben missen. Darlber hin-
aus macht er deutlich — und bestatigt die vielen
Untersuchungen, die darauf hinweisen —, dass die
Wachstumsregionen in Deutschland nach wie vor
ansteigen werden, dass die Menschen vom fla-
chen Land weiter in die Stddte gehen und die
Stadte dieses Thema erfolgreich bewaltigen mus-
sen und sich dieser Aufgabe auch stellen wollen.

Wir Sozialdemokraten wollen uns dieser Aufgabe
stellen. Wir wollen eine Stadt, die bezahlbar ist, die
sozial ist, in der sich jeder eine Wohnung leisten
kann, in der jeder eine gute Arbeit findet. Aber wir
Sozialdemokraten wollen auch eine lebenswerte
Stadt, eine griine Metropole am Wasser. Das
mdchten wir gemeinsam mit den Blrgerinnen und
Burgern entwickeln.

(Beifall bei der SPD)

Das heif3t auch, dass im Gegensatz zu vielen an-
deren in diesem Haus — oder einigen — es darum
geht, konkrete Ma3nahmen zu ergreifen und nicht
nur zu planen oder zu suggerieren, dass sich,
wenn man jetzt nicht handelt, sondern nur plant
und plant, das Problem von allein 16sen wird. Das
wird es nicht.

Deswegen sind wir sicher, dass wir mit dem Be-
zirklichen Wohnungsbauprogramm kurzfristig diese
Wohnungsbauzahlen, die wir brauchen, hinbekom-
men werden, und mit groBem Mut erfillt uns die
Tatsache, dass sich Uber 20 000 Wohnungen im
Bauuberhang befinden. Das heil’t, dass hier kurz-
fristig das umgesetzt werden soll, was wir dringend
bendtigen, und das sind eben mehr Wohnungen in
dieser Stadt.

Auf der anderen Seite wissen wir aber auch, dass
dariber hinaus neben diesen kurzfristigen Mal-
nahmen, die wir umsetzen mussen, auch langfristi-

ge Perspektiven fiir die Stadtentwicklung notwen-
dig sind. Wir haben vor einigen Wochen hier tber
das Thema Magistralenentwicklung gesprochen.
Das haben wir gestern auch noch einmal im Aus-
schuss sehr kontrovers diskutiert, Frau Sudmann.
Es sind erhebliche Potenziale, die dort brachliegen
und die wir langfristig erschlieRen kdnnen. Das ist
ein sehr wichtiges Thema.

Heute stellen wir hier einen Antrag, in dem es um
weitere Magistralen, um weitere Achsen geht, und
zwar die Schnellbahnachsen von S21 und S4. Bei-
de Projekte sind mittlerweile relativ weit vorange-
schritten. Vor ein, zwei Wochen hat ja nicht nur
— die Kollegin Friederichs kann sich daran erin-
nern — der gemeinsame Ausschuss zwischen
Hamburg und Schleswig-Holstein insbesondere
das S4-Projekt noch einmal bekréftigt. Diese bei-
den Projekte, in die wir rund 1 Milliarde Euro in-
vestieren werden, sind nicht nur von verkehrlicher
Bedeutung, sie schaffen nicht nur groRere Befor-
derungskapazitaten, sie schaffen nicht nur eine
bessere Anbindung von Stadtteilen, aber auch von
Umlandgemeinden, nein, sie erdffnen uns die
Chance, auch stadtraumlich uns diese Achsen ge-
nau anzugucken, Potenziale zu analysieren und
einen nachhaltigen Entwicklungsprozess einzulei-
ten. Dazu dient unser Antrag. Das wollen wir vor-
antreiben.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Deswegen muss es jetzt einen Startschuss geben,
bei dem der Senat mit den Bezirken gemeinsam
— dem Bezirk Eimsbiittel und dem Bezirk Wands-
bek, wobei im Bezirk Eimsbittel schon gewisse
Analysen betrieben worden sind — entwickelt, was
dort an mehr Wohnen und mehr Gewerbe mdglich
ist und was wir als Stadt tun kdnnen, damit es nicht
dem Zufall berlassen wird, sondern wir wollen
dies zielgerichtet vorantreiben. Ich glaube, das ist
ein sehr wichtiger Punkt. Wir haben jetzt die Zeit
zu analysieren, damit wir morgen und Ubermorgen
entsprechend diese Raume entwickeln kdnnen.
Das ist nachhaltige Politik, die wir neben der Kurz-
fristigkeit brauchen. Kurzfristig zu handeln und
langfristig zu planen, um dann Stadtentwicklung zu
betreiben, sind die richtigen Schritte.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen, liebe FDP, geht es um die neuen
Schnellbahnprojekte, weil fir die bestehenden
Schnellbahnprojekte die Bezirklichen Wohnungs-
bauprogramme schon die richtigen Antworten bie-
ten. Deshalb — auch an die AfD gerichtet — geht es
darum, dass wir es gezielt mit den Umlandgemein-
den machen, die sich in diesen historischen Ent-
wicklungsachsen, die ja schon 1921 von Schuma-
cher benannt worden sind, befinden. Partner-
schaftlich, jeder eigenverantwortlich, aber ein en-
ger Informationsaustausch
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(Dirk Kienscherf)

(Glocke)

zwischen Umlandgemeinden und Hamburg. Wenn
wir das alles hinbekommen ...

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Kommen Sie zum Schluss, Herr Kien-
scherf.

Dirk Kienscherf SPD (fortfahrend):* ... sind wir
auf einem erfolgreichen Weg. — Vielen Dank, Frau
Prasidentin.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Das Wort
erhalt Herr Hamann von der CDU-Fraktion.

Jorg Hamann CDU:* Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Herr
Kollege Kienscherf, Ihnen zundchst einmal Gratu-
lation. Ich habe mitgezahlt und fihre auch weiter
Strichliste. lhr Entree hat diesmal 1 Minute 35 ge-
dauert.

(Beifall bei der CDU)

Das war der Standard-sozialdemokratische-Credo-
Werbeblock, den Sie hier jedes Mal bringen,

(Zurufe von der SPD)
und das war die Nummer 7,
(Beifall bei der CDU)

diese Satze, die ich inzwischen — wie lhre Kollegen
hier wahrscheinlich auch — schon fast auswendig
herbeten kann, die sich immer wiederholen. Aller-
dings weil} ich nicht so recht, was Sie sich dadurch
erhoffen, denn jetzt wachen lhre Kollegen wieder
auf, davor waren sie eher am Einschlafen.

(Beifall bei der CDU)

Aber, wie gesagt, merken Sie sich das: 1 Minu-
te 35 diesmal, das siebte Mal. Ich werde sehen, ob
Sie es auch ein achtes oder neuntes Mal bringen;

(Wolfgang Rose SPD: Sie reden Quatsch!)
ich zahle weiter.

In der Sache selbst war dieser Antrag beziehungs-
weise lhre Rede so wie viele andere, die wir ken-
nen. Sie haben also wieder viel gegackert, bevor
irgendein Ei gelegt wurde. Sie wollen sich fir ir-
gendetwas abfeiern lassen, was in der Sache noch
Uberhaupt nicht durchgezogen ist, und konzentrie-
ren sich dabei auch noch auf Themen und Projek-
te, die wir hier vor Jahren schon angeregt haben,

(Zurufe von der SPD)

die Sie dann Ubernommen haben, so wie auch
gestern im Stadtentwicklungsausschuss, Stichwort
Magistralenkonzept. Erst haben Sie es hier abge-

lehnt, dann selbst einen Antrag mit zeitlicher Ver-
zbgerung gebracht, und jetzt versuchen Sie es
sich ans Revers zu heften.

Der nachste Punkt, bei dem Sie es dann versu-
chen — auch das von uns schon vor Monaten ein-
gebracht —: die Aufforderung, einmal ins Umland
zu schauen, Metropolenkonzept, einmal mit den
Umlandgemeinden zu sprechen. Das haben Sie
auch nicht getan. Jetzt wachen Sie so langsam
auf, weil sich bei lhnen der Eindruck verfestigt, al-
lein werden wir es hier in Hamburg wohl nicht
schaffen konnen. Das ist richtig. Es ist ja auch
nicht schlimm, man muss nur die richtigen Konse-
quenzen ziehen. Aber dann sollte man sich hier
auch nicht standig hinstellen und so tun, als ware
einem das gerade eingefallen oder als hatte man
jetzt die Lésung.

(Beifall bei der CDU)

Sondern man soll dann, wenn welche Fraktion
auch immer es hier vorbringt, auch sagen:
Mensch, da habt ihr ja mal recht, da kénnen wir
uns bemuihen, da haben wir bisher noch nichts ge-
macht. Denn dass Sie da noch nichts gemacht ha-
ben, das habe ich in meiner letzten SKA gesehen.
Da habe ich ja gefragt, wo Sie denn im Umland mit
einzelnen Gemeinden und Regionen verhandelt
haben, und da kam nichts, keine Antwort. Jetzt
scheint Ihnen in der Zwischenzeit irgendetwas ein-
gefallen zu sein, wo es einmal Gesprache gab. Ob
es hier welche gab, wirde ich gern noch einmal
abfragen mit einer weiteren SKA, denn jetzt tun
Sie ja so, indem Sie sagen, dass Sie das intensi-
vieren wollten, als wirden diese Gesprache schon
geflihrt. Aber letztlich: alles geschenkt. Ich frage es
gern ab. Wichtig ist, dass Sie da endlich auch auf
dem richtigen Weg sind — wie so haufig ein
bisschen spat in dieser Sache, aber zumindest
nicht verkehrt.

Vollig mutlos ist allerdings lhr drittes Petitum hier,
dass der Birgerschaft dann im zweiten Quar-
tal 2019 darlUber berichtet werden soll. Wenn man
Druck erzeugen will gegenuber dem Senat, dann
sagt man doch nicht: Na ja, dann wollen wir es mal
in anderthalb Jahren horen. Was weil® man, was in
anderthalb Jahren ist? Sondern dann vielleicht ein-
mal eine Berichterstattung in einem halben Jahr.
Denn zunachst geht es darum, auch Uber Gespra-
che zu berichten und es allgemein zu intensivieren.
Dazu braucht der Senat doch nicht anderthalb Jah-
re, bis er das dann irgendwo einmal nach vorn
bringt. Das geht doch alles wesentlich schneller.

(Zuruf von Dr. Alexander Wolf AfD)

Far die Zukunft: alles ein bisschen engagierter, ge-
nau, ein bisschen schneller, und auch einmal den
Mut haben, zu sagen, Mensch, ihr habt recht, wir
machen das, vielen Dank fir den Hinweis. Mein
Kollege Fraktionsvorsitzende Trepoll sagt immer
so gern, Opposition wirkt. Ich wirde sagen in dem
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(Jorg Hamann)

Fall: Opposition fiihrt. Das ist ganz eindeutig. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Hamann. — Das Wort hat jetzt von der
GRUNEN Fraktion Herr Duge.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Hamann, das Hase-und-
Igel-Spiel versuchen Sie ja immer wieder, hier hin-
einzubringen, aber es hilft Ihnen nichts. Wir brin-
gen diese Sachen voran mit den Magistralen und
auch mit den Schienenachsen. Da haben Sie in
der letzten Zeit

(Ralf Niedmers CDU: Abgeschrieben!)

gar nicht viel zustande bekommen. Das erst einmal
vorweg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich mochte zu Anfang noch einmal herausstellen,
dass es sich mit diesem Antrag besonders um Ent-
wicklungspotenziale an neuen Schienenstrecken
handelt, also an denjenigen S-Bahn-Strecken, die
gebaut, die ausgebaut, mit zusatzlichen Bahnho-
fen versehen werden, in denen in hoheren Taktfre-
quenzen gefahren werden kann. Das ist uns an
dieser Stelle mit dem Antrag wichtig. Die Moglich-
keit schafft uns riesige Potenziale fiir Stadtentwick-
lung und flir Wohnungsbau. Das ist das, was wir
jetzt mittelfristig voranbringen wollen. Herr Kien-
scherf hat das ja sehr deutlich gezeigt. Wir sind im
Wohnungsbau in vielen Bereichen in vielen Teilen
der Stadt am Bauen und am Entwickeln. Die Woh-
nungszahlen kommen. Das wird fir das nachste
Jahrzehnt dann das Potenzial fur die weiteren
Wohnungen bringen, die wir brauchen.

Es geht also nicht um solche Strecken, um noch
einmal an die FDP mit ihrem Zusatzantrag zu erin-
nern, die wir bereits vorhanden haben, wo keine
Anderungen sind. Denn dort haben die Bezirke
fortlaufend mit ihren Bezirklichen Wohnungsbau-
programmen die Bereiche im Blick, in denen es
Entwicklungsmdglichkeiten gibt. Das ist nicht das,
worauf wir jetzt den Fokus flr das nachste Jahr-
zehnt legen mussen. Das ist in Arbeit. Deswegen
die neuen Strecken.

Dabei geht es also darum, jetzt nicht nur den
Schienenausbau voranzubringen — der ist weitge-
hend gesichert —, sondern die stadtebaulichen Ent-
wicklungsachsen an zum Teil bereits stark be-
wohnten und sich entwickelnden Stadtteilen wie
Tonndorf und Jenfeld hier voranzubringen. Wir wis-
sen, an der Jenfelder Au, gleich hinter dem Studio
Hamburg, haben wir schon einen erheblichen Fort-
schritt im Wohnungsbau. Der Streckenausbau geht
dann weiter nach Ahrensburg und bei der S21

nach Kaltenkirchen auch in die Nachbargemeinden
hinein. Diese Entwicklung schafft naturlich auch
Chancen, mit diesen Nachbargemeinden etwas zu-
sammen zu verabreden und bestimmte Dinge vor-
anzubringen.

Was ich aber nicht méchte — und da spreche ich
auch noch einmal den AfD-Antrag an —: dass wir
den Eindruck erwecken, dass Hamburg sich diese
Gemeinden zu eigen macht und ihnen etwas auf-
setzt, was die von sich aus eigentlich nicht wollen,
sozusagen eine Vorsprechrolle hat. Das ware fur
Hamburg schédlich und kontraproduktiv, so wie Ihr
Zusatzantrag das im Ubrigen auch ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Stadtebaulich interessant — und das hat Herr Kien-
scherf auch schon angesprochen — ist insbesonde-
re die S4-Strecke nach Ahrensburg hinaus, denn
sie lauft parallel zu einer Magistralen nach Rahl-
stedt, Wandsbeker Zollstral’e, Ahrensburger Stra-
Re, Stein-Hardenberg-Stral’e, die in erheblichen
Abschnitten untergenutzt sind zwischen dem Kern-
gebiet Wandsbek und Tonndorf. Im Ubrigen be-
stand hier bis 1960 eine Schienenanbindung fast
bis zur Stein-Hardenberg-Strale, damals mit der
Linie 3, mit der ich noch fahren konnte. Ubrigens
hatten wir bis 1960 nach Jenfeld auch eine Stra-
Renbahn hinaus, die dann mit dem U-Bahn-Bau
der U1 nach Wandsbek und abknickend dann
Wandsbek-Gartenstadt eingestellt worden ist. Ich
freue mich deshalb, dass auch diese Stadtteile
wieder eine gute Schienenanbindung mit neuen
Bahnhofen bekommen: BovestralRe, Holstenhof-
weg, und zusatzlich in Rahlstedt zwischen Jenfeld
und Rahlstedt Am Pulverhof. Das sind Stadtteile,
die attraktiv sind, die sich entwickeln kénnen und in
denen wir jetzt neue Entwicklungspotenziale her-
ausbringen mussen.

Etwas Analoges wird sich entsprechend nach Ei-
delstedt entwickeln, nach Schnelsen hinaus mit der
S21. Natdrlich erhoffen wir uns auch, dass von den
Umlandgemeinden viele der jetzt mit dem Auto
nach Hamburg hineinfahrenden Menschen diese
Maoglichkeit dann nutzen, um auf den Schienenver-
kehr umzusteigen. Insofern ist auch zwischen dem
Schienenverkehr einerseits und auf der anderen
Seite der Magistralen ein Zusammenhang zu se-
hen, denn beides stellt die Weichen flr eine nach-
haltige Stadtentwicklung. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Duge. — Jetzt erhalt Frau Sudmann von
der Fraktion DIE LINKE das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Wir brauchen mehr
Wohnungen, ja. Das ist, glaube ich, véllig unbe-
stritten, dass wir in Hamburg zu wenige Wohnun-
gen haben, und vor allen Dingen, dass wir zu weni-
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ge leistbare Wohnungen haben. Herr Kienscherf
sprach es an, der Mietenspiegel gestern hat leider
wieder bewiesen, dass es immer weniger leistbare
Wohnungen gibt. Wir haben einen Mietenanstieg
von 5,2 Prozent. Und wenn Sie gucken: Seitdem
die SPD seit 2011 an der Regierung ist, haben wir
17 Prozent Mietenanstieg. Das steht in keinem
Verhaltnis zu den Lebenshaltungskosten. Insofern
ist lhr Credo falsch zu sagen, dass nur Bauen das
Wohnen giinstig halt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir werden weiter Wohnungen bauen missen, das
ist gar keine Frage. Wenn ich mir aber den Antrag
anschaue, den Sie uns hier vorlegen, muss ich
feststellen, dass sehr viele Selbstverstandlichkei-
ten darin sind. Die Selbstverstandlichkeit besteht
darin, dass naturlich jeder Senat die Aufgabe hat,
die Potenziale fir Wohnungsbau anzugucken und
zu sichern. Das machen Sie doch auch seit 2011,
oder etwa nicht? Jedenfalls behaupten Sie das im-
mer.

Die Selbstverstandlichkeit, die Bezirksamter ... Sie
gehoren doch auch zu einer Bezirksversammlung.
Herr Duge war in der Bezirksversammlung. Die
Bezirksversammlungen gucken schon immer, wo
Potenziale sind. Wir haben die Bezirklichen Woh-
nungsbauprogramme. Herr Kienscherf, die brau-
chen doch keinen Startschuss. Das werde ich ein-
mal lhren Genossinnen und Genossen petzen,
dass Sie behaupten, dass die doch gar nicht arbei-
ten wirden. Es ist wirklich lacherlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber richtig gut wird es, wenn ich mir Uberlege, in
den 1990er-Jahren haben wir die Metropolregion
Hamburg gegriindet. Es gab gemeinsame Pla-
nungsausschiisse. Es gibt schon ganz lange ge-
meinsame Planung. Und in Ihrem Antrag suggerie-
ren Sie, dass es die Planungen bisher noch gar
nicht gegeben hat und wir jetzt anfangen missen,
mit den Umlandgemeinden zu sprechen. Das kann
doch nicht lhr Ernst sein. Was haben Sie denn bis-
her gemacht? Ich denke, Sie reden mit den Um-
landgemeinden? Das ist mir wirklich viel zu wenig.

Und besonders niedlich ist immer der Streit, wer
denn zuerst da war, die CDU oder die SPD.

(J6rg Hamann CDU: Sie bestimmt nicht!)

— Herr Hamann, ab und zu sind Sie zwar sehr alt-
klug, aber Sie sind nicht so alt. Die SPD hat es in
ihren Antrag hineingeschrieben, 1921 hat Schuma-
cher das Achsenmodell vorgelegt. Und jetzt sagen
Sie,

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

Sie haben die Achsen erfunden. Das ist doch echt
lacherlich.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg GRUNE — J6rg Hamann CDU: Das
war kein Sozialdemokrat!)

— Es war auch kein Christdemokrat. Es war ein
sehr vernilinftiger Stadtplaner, der gezeigt hat, wo
es langgehen kann.

Insofern: Horen Sie auf, immer Altes noch einmal
hier hervorzuholen und so zu tun, als ob es etwas
Neues ist.

Etwas Neues, das wir brauchen — und ich frage
mich, warum Sie das bisher nicht angetreten ha-
ben, weil Sie doch so begeistert von Blndnissen
sind —: Wo ist ein regionales Bindnis mit dem Um-
land fir Wohnen? Wir schlagen vor: Treten Sie
endlich in Gesprache ein, machen Sie ein regiona-
les Bindnis fir das Wohnen. Das wirde sowohl
der Metropolregion insgesamt, aber auch Hamburg
helfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sudmann. — Herr Meyer von der FDP-
Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Erschlie-
Rung neuer Wohngebiete ist teuer. Da ist es nur
vernunftig, diese entlang bestehender Verkehrs-
achsen zu planen. Das haben Sie, meine Damen
und Herren von Rot-Griin, gut erkannt. Somit un-
terstitzen wir Ihre Bemihungen, die in den nachs-
ten Jahrzehnten geplanten Verbesserungen an
den Schnellbahnstrecken S4 und S21 zum Anlass
zu nehmen, stadtebauliche Potenziale zu suchen,
zu finden und auch zu nutzen.

Aber das gilt nicht nur fir die S4 und S21, sondern
auch fir alle anderen S-Bahn-Linien. Mein Kollege
Herr Dr. Duwe hatte erst im Juli dieses Jahres mit
einem Antrag angeregt, die Realisierung einer S-
Bahn-Station und einer P+R-Anlage am Standort
Bostelbek zu prifen. Sie haben diesen Antrag ab-
gelehnt und damit die Entwicklung der Wohn- und
Gewerbegebiete an dieser Stelle vernachlassigt —
ein Affront gegenliber den dort ansassigen Wirt-
schaftsunternehmen und auch den Anwohnerinnen
und Anwohnern. Ich frage Sie deshalb: Warum
vergessen Sie in lhrem Antrag die Entwicklungspo-
tenziale im Stden der Stadt? Warum konzentrieren
Sie sich in lhrem Antrag nur auf die S4 und die
S21? Und warum wollen Sie nur mit den Umland-
gemeinden reden, die an diesen beiden Schnell-
bahnstrecken liegen? Wenn wir schon von der Me-
tropolregion reden, dirfen wir doch wesentliche
Teile nicht ignorieren.

Wir Freie Demokraten fordern deshalb, dass alle
Schnellbahnstrecken in Hamburg und der Metro-
polregion auf zusatzliche Entwicklungspotenziale
geprift werden, und wollen mit unserem Ande-



5088 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 68. Sitzung am 6. Dezember 2017

(Jens Meyer)

rungsantrag die unnoétige Beschrankung auf die
beiden Schnellbahnlinien S4 und S21 aufheben.
Wir hoffen, dass Sie angesichts des hohen Ent-
wicklungsdrucks dieser Ausweitung des Prifauf-
trags zustimmen und damit ganzheitlich Gber die
Entwicklungspotenziale nachdenken, anstatt hier
unndtig zu selektieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Meyer. — Jetzt erhalt das Wort Herr Eh-
lebracht von der AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Zuerst
einmal zu Herrn Duge. Unser Antrag ist keine
Kriegserklarung an die Randgemeinden, sondern
— wenn Sie es gelesen haben, was ich nicht weil® —
wir haben darin stehen, dass wir die Machbarkeits-
studie, die wir hier anregen, zusammen mit den
betroffenen Nachbargemeinden untersuchen sol-
len. Es freut mich insbesondere, dass auch DIE
LINKE ja jetzt fordert, dass genau dies geschehen
soll. Dann kénnen wir vielleicht einmal hier einen
Antrag der AfD durchbekommen; ich glaube es na-
tarlich richtig noch nicht.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wir haben was
ganz anderes gefordert!)

Mit diesem Antrag demonstriert aber die Koalition
derzeit wieder einmal sehr eindrucksvoll, wie die
Planungen der Hansestadt hier ablaufen, regiert
durch den rot-griinen Senat. Es fehlt nicht nur die
Vision, sondern auch der interdisziplinare zukunfts-
orientierte Ansatz in diesem ganzen Thema. So
werden derzeit zwei neue S-Bahn-Linien geplant,
und wieder einmal hat sich keiner der Beteiligten
vorher Uber die Potenziale dieser neuen Strecken
Gedanken gemacht, was man im Ubrigen bei ei-
nem Blick in die Planfeststellungsunterlagen, die
diese beiden Projekte betreffen, auch sehr schnell
feststellen kann. Aber das ist eben die hamburgi-
sche traditionelle Planungssituation, wie sie an vie-
len anderen ahnlich gearteten Beispielen auch
festzumachen ist. Da ist die HafenCity, die ur-
springlich ohne Schnellbahnanschluss geplant
wurde, da ist die Erweiterung auf den Grasbrook,
wo das Gleiche passiert. Wir haben die Verlegung
des Altonaer Fernbahnhofs, wobei man sich im
Vorwege Uber das Umfeld iberhaupt keine Gedan-
ken gemacht hat. Wir haben die Bebauung Ober-
billwerder, ohne eine Idee, wie man die Grundwas-
ser- und Entwasserungsprobleme dort anpacken
will, und man geht trotzdem schon in die detaillierte
Planung, und, und, und. Mit dieser Herangehens-
weise stellen Sie sich nicht nur ein Armutszeugnis
aus, sondern es ist noch viel schlimmer: Sie ge-
fahrden auch die Forderfahigkeit und Realisie-
rungschancen bestimmter Projekte, da diese ja
noch keinesfalls durchfinanziert worden sind. Auf-

grund dieser schwerwiegenden Versaumnisse des
Senats endet die Kosten-Nutzen-Analyse fir die
S21 nun auch wirklich sehr, sehr knapp tUber dem
positiven Ergebnis. Und das Gleiche gilt leider
auch fur die S4. Deswegen ist es naturlich mehr
als Uberfallig, diese eigentlich selbstverstandlichen
Potenzialanalysen jetzt kurzfristig nachzuholen und
damit aufzuzeigen, dass sich der Streckenausbau
aufgrund einer dann deutlich besseren Kosten-
Nutzen-Analyse auch tatsachlich lohnt.

Weiterhin dringend Uberfallig ist es, weitere MAg-
lichkeiten des Streckenausbaus von Bahnstrecken
zu analysieren, zum Beispiel der vorhandenen
Strecken von Pinneberg nach Elmshorn, von Ro-
thenburgsort nach Glinde, von Bergedorf nach
Geesthacht und von Harburg nach Winsen/Luhe
oder Buchholz. Sie werden dabei schnell erken-
nen, dass auf dem hamburgischen Staatsgebiet
nur ein kleiner Teil der Potenziale liegt im Ver-
gleich zu den schleswig-holsteinischen oder nie-
dersachsischen Randgemeinden. Nach unserer
Einschatzung lassen sich in Hamburg in den mal3-
geblichen Entfernungen von circa 500 Meter Radi-
us zu den neuen Bahnhdfen der Strecken S21 ma-
ximal zwei bis drei Hektar Bauland erschliel3en. In
Schleswig-Holstein schlagen die malgeblichen
Flachen der Orte mit Bahnhéfen wie Bénningstedt,
Hasloh, Quickborn-Sid und -Nord sowie Ellerau
und Tanneck mit rund 75 Hektar zu Buche. Das
zeigt echtes Potenzial.

Es liegt doch daher auf der Hand, dass angesichts
der Lage auf dem Wohnungsmarkt es einfach nicht
reicht, sich Uber die Ergebnisse mit den angren-
zenden Gemeinden — ich zitiere jetzt aus Ihrem
Antrag — "auszutauschen". Ich dachte bisher, dass
der Senat ernsthaft an der Lésung des Wohnungs-
problems arbeitet, und da wollen Sie sich mit den
Gemeinden lediglich austauschen? Es wird Zeit,
dass Sie endlich die angrenzenden Metropolregio-
nen vom bloRRen Papiertiger zur handlungsfahigen
Organisation beférdern, so wie das andere Regio-
nen in Deutschland und Europa schon langst tag-
taglich praktizieren. Das wird sicherlich nicht leicht
Uber die Landesgrenzen hinweg, es wird auch eini-
ge Zeit in Anspruch nehmen; die sei lhnen auch
gewahrt. Aber nur so lasst sich das Wohnungspro-
blem in Hamburg nachhaltig |6sen, ohne einen
Grolteil von Grunflachen in dieser schénen Stadt
zu zerstoren.

Da wir bis dahin aber nicht warten kénnen, besteht
vorab die Mdglichkeit, mit den Nachbargemeinden
Wohnungsbauentwicklung gemeinsam voranzutrei-
ben, insbesondere in der Nahe der S-Bahnhdfe
dies auch noch vertraglich abzusichern. Daher bit-
te ich hier um Votum fiir unseren Antrag. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ehlebracht. — Jetzt erhalt das Wort
Frau Senatorin Dr. Stapelfeldt.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Frau Prasi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der vorliegende Antrag der beiden Fraktionen SPD
und GRUNE ist aus Sicht der Stadt nur zu begri-
Ren. Er entspricht ja der langfristigen Strategie,
stadtebauliche Potenziale fir den Wohnungsneu-
bau insbesondere durch die Innenentwicklung zu
heben. Naturlich bietet der Ausbau der Schnell-
bahnlinien auch die Chance, Nutzungsdichte und
Entwicklungspotenziale im Umfeld neuer Haltestel-
len neu zu bestimmen.

Es ist schon erwahnt worden, dass bereits vor tber
100 Jahren der damalige Oberbaudirektor Fritz
Schumacher seinen sogenannten Federplan fir
den Stadtorganismus Hamburg entwickelt hat. Da-
nach sollte sich das Wachstum Hamburgs entlang
der radial ins Umland ausstrahlenden Siedlungs-
achsen und damit an Magistralen und an
Schienenwegen orientieren. Der Federplan ist bis
heute als das Hamburger Achsenkonzept — und
das inkludiert auch die Griinachsen — bekannt und
Uber die Grenzen der Stadt hinaus akzeptiert.

Im Flachennutzungsplan der Stadt und in allen fol-
genden Hamburger Stadtentwicklungskonzepten
tauchen genau diese Siedlungsachsen als Raume
der Konzentration von Wohnen und Gewerbe auf,
naturlich auch als Zentren der Versorgung. In der
Nahe der Bahntrassen und der Hauptausfallstra-
Ren leben — auch das muss man sich vielleicht
noch einmal vor Augen flihren — immer noch die
meisten Hamburgerinnen und Hamburger.

Im Sinne dieser Tradition der Stadtentwicklung
sind sowohl die Umstellungen der AKN auf S-
Bahn-Standard und der lange uberféllige Bau der
S4 von Hamburg zumindest bis Bad Oldesloe zu
begriiRen. Viele Menschen werden damit erstmals
einen S-Bahn-Anschluss erhalten und werden sich
fur die Nutzung des offentlichen Nahverkehrs an-
stelle des Pkw entscheiden kénnen. Im Hamburger
Nordwesten, also in Eidelstedt und Schnelsen,
aber auch in den Nachbargemeinden des Kreises
Pinneberg werden die Zige erstmals regelhaft bis
zum Hamburger Hauptbahnhof fahren. Viele Nach-
bargemeinden werden besser an Hamburg ange-
schlossen sein. Und auch Larmschutzmalnah-
men, zum Beispiel in Wandsbek, werden zu Ver-
besserungen der Wohnqualitaten fliihren kénnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Von entscheidender Bedeutung ist aber, was im
Umfeld dieser Haltestellen geschieht, wie sich
dank des S-Bahn-Ausbaus Standorte in der Stadt
verandern und Entwicklungspotenziale gehoben
werden konnen, auch fir Wohnen und Gewerbe
beiderseits der Trassen, und natirlich auch fir 6f-

fentliche Einrichtungen sowie Bildungseinrich-
tungen.

Die Entwicklungspotenziale entlang der beiden
Schnellbahnlinien zu identifizieren, werden wir
grenzibergreifend angehen, wie das fiir den Raum
der S21 in Eimsbuttel bis hinauf nach Henstedt-
Ulzburg und Kaltenkirchen bereits geschehen ist.
Seit drei Jahren wurden dort fir die Kommunen
Boénningstedt, Ellerau, Quickborn und Henstedt-
Ulzburg und natirlich Hamburg die Wohnungsbau-
potenziale beiderseits der Landesgrenze ermittelt,
und Planungen kénnen dann darauf aufbauen.

Ein Entwicklungsgutachten, finanziert aus den Mit-
teln der Metropolregion, mit Steckbriefen fir einzel-
ne regionale Entwicklungsrdume oder Entwick-
lungsvorstellungen, wird in Kirze vorliegen, und
dann ist es moglich, auf diesen aufbauend auch zu
einer konkreten Ausplanung zu kommen.

Ich wirde gern die schon eben angesprochene S4
an dieser Stelle noch einmal ansprechen. Wir ha-
ben darlUber hier in der Birgerschaft im Plenum,
aber auch Sie in dem gemeinsamen Ausschuss
mit Schleswig-Holstein das eine oder andere Mal
geredet. Wir sind im Hinblick auf die S4 noch nicht
so konkret und so weit wie im Bereich der S21; das
ist richtig. Selbstverstandlich hat aber auch der Be-
zirk Wandsbek schon seine Potenziale ermittelt,
und wir werden in die Gesprache mit der Landes-
planung und auch den Gemeinden in Schleswig-
Holstein dazu eintreten kdnnen.

Was aber eine Voraussetzung flr die Entwicklung
dieser langfristigen Flachenpotenziale ist, das wis-
sen Sie genauso wie der Senat: Das ist namlich
die Finanzierung, die wir fur die S4 brauchen. Des-
wegen mochte ich — auch ausdrucklich noch ein-
mal in Richtung CDU — Sie ansprechen und das
bekraftigen, was wir hier mehrfach erértert und
auch beschlossen haben. Wir brauchen wirklich
die gemeinsamen Anstrengungen aller Fraktionen
im Haus, und nicht nur hier, sondern auch auf Bun-
desebene. Wir brauchen die gemeinsamen An-
strengungen beider Lander und beider Landespar-
lamente in Hamburg und Schleswig-Holstein fir ei-
ne Realisierung der S4. Deswegen mdchte ich Sie
dafir im Namen des Senats noch einmal aus-
dricklich um Unterstitzung bitten. Wir werden
gern zu dem Stand, den wir dann haben, Mitte des
Jahres 2019 berichten. Ich bin froh dariber, wenn
wir Ihnen dann die Ergebnisse schon mitteilen kon-
nen und wir zu einer weiteren Diskussion kom-
men. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizepréasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Senatorin Stapelfeldt. — Wenn jetzt kei-
ne weiteren Wortmeldungen vorliegen, und ich se-
he keine, dann kommen wir zu den Abstimmun-
gen.
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Wer mochte nun zunachst die Drucksachen 21/
11069 und 21/11210 an den Stadtentwicklungs-
ausschuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wer nun die Drucksache 21/11208 an den Stadt-
entwicklungsausschuss (berweisen mdochte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist die Uberwei-
sung abgelehnt.

Wir stimmen dann in der Sache ab und beginnen
mit dem Antrag der FDP aus Drucksache
21/11210.

Wer mdchte sich diesem Antrag anschlieRen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Wir stimmen dann Uber den Antrag der AfD-Frakti-
on aus Drucksache 21/11208 ab.

Wer mochte sich dem Antrag anschlielen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch
dieser Antrag abgelehnt.

SchlieBlich stimmen wir (ber den gemeinsamen
Antrag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN
aus Drucksache 21/11069 ab.

Wer mdchte diesen annehmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag ein-
stimmig angenommen.

Wir kommen jetzt dahin, wo ich eben schon sein
wollte, namlich zu Punkt 14 und 16, Drucksache
21/11020, Senatsantrag: Evaluation des Hambur-
gischen Seniorenmitwirkungsgesetzes und Entwurf
eines Gesetzes zur Anderung des Hamburgischen
Seniorenmitwirkungsgesetzes und Drucksache
21/10977, Senatsmitteilung: Tatigkeitsbericht des
Landes-Seniorenbeirats April 2015 bis Marz 2017.

[Senatsantrag:

Evaluation des Hamburgischen Seniorenmit-
wirkungsgesetzes und Entwurf eines Gesetzes
zur Anderung des Hamburgischen Senioren-
mitwirkungsgesetzes

— Drs 21/11020 -]

[Senatsmitteilung:

Tatigkeitsbericht des Landes-Seniorenbeirats
April 2015 bis Marz 2017

— Drs 21/10977 -]

Beide Drucksachen mochten die Fraktionen der
SPD, der GRUNEN und der FDP an den Gesund-
heitsausschuss Uberweisen. Zur Drucksache 21/
10977 schlieRt sich auch die CDU dem Uberwei-
sungsbegehren an.

Wer winscht nun das Wort? — Herr Lein von der
SPD-Fraktion, Sie haben es.

Gerhard Lein SPD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Senioren-
mitwirkung in unserer Stadt wachst seit Jahrzehn-
ten und ist seit dem Seniorenmitwirkungsgesetz
von 2012 zu einem Erfolgsmodell geworden. In
sieben Hamburger Bezirken sind Seniorenvertre-
tungen tatig, die vor Ort von benannten Delegier-
ten gewahlt werden. Sie haben festgeschriebene
Mitwirkungsrechte in der Bezirkspolitik, haben ein
Blro, haben Sprechstunden, machen Offentlich-
keitsarbeit. Die bezirklichen Seniorendelegierten-
versammlungen sind keine einmaligen Zusammen-
kinfte zur Wahl der Seniorenbeirdte, sondern ta-
gen mehrfach im Jahr. Sie binden auf diese Weise
Uber 500 Seniorinnen und Senioren in aktive und
verbindliche politische und gesellschaftliche Ge-
staltungsaufgaben ein. Diese ehrenamtliche Auf-
gabe gilt es anerkennend und dankbar zu wirdi-
gen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Birgit Stéver und André Trepoll, beide CDU)

Im Landes-Seniorenbeirat, der Spitze der Senio-
renvertretungen unserer Stadt, wirken die bezirkli-
chen Seniorenbeirate zusammen. Ansprechpartner
des LSB sind nicht nur die Behdrde fiir Gesundheit
und Verbraucherschutz, sondern auch wir Fraktio-
nen in der Blrgerschaft. Mit dem Demografiekon-
zept 2030 sind auch die Belange alterer Menschen
als Querschnittsaufgabe fiir alle Behorden festge-
schrieben. An dieser Stelle soll den ehrenamtli-
chen und hoch aktiven Mitgliedern des Landes-Se-
niorenbeirats fur ihre Politikberatung und Mitwir-
kung in der Gestaltung unserer grof3stadtischen
Lebensbezlige gedankt werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich mdchte hier betonen, dass es dem Hamburger
Seniorenmitwirkungsgesetz zu verdanken ist, dass
dieser Bericht nun regelmaRig in Birgerschaft und
Fachausschissen beraten werden kann, sodass
wir mit dem LSB auch eine unmittelbare parlamen-
tarische Kommunikation haben.

Mit der Beauftragung des nexus Instituts fir Ko-
operationsmanagement und interdisziplinare For-
schung ist die Behdrde ihrem gesetzlichen Auftrag
zur Evaluation nachgekommen. In sorgfaltiger und
transparenter Recherche haben die nexus-Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter die Arbeit der Senio-
renvertretungen durchleuchtet, haben Vergleiche
zu anderen Bundeslandern hergestellt, ihre Befun-
de vorgenommen, kritisch gewurdigt und Empfeh-
lungen ausgesprochen. Auch wir Fraktionen in der
Birgerschaft waren zu bewertenden Gesprachen
eingeladen, und immerhin haben drei Fraktionen
dieses Hauses das Angebot auch angenommen.

Im Oktober wurde der Evaluationsbericht zusam-
men mit den geplanten Folgerungen seitens der
Behorde dem Landes-Seniorenbeirat vorgestellt
und erértert, wie auch in der Drucksache darge-
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stellt. Fazit: Es lauft gut bei uns. Dies kann man
ohne Selbstgefalligkeit festhalten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Vergleich zu anderen Bundeslandern kdnnen
Struktur und Tatigkeit der Hamburger Seniorenver-
tretungen sich sehen lassen, so stellt es jedenfalls
das Institut nexus fest. Aber es kann noch besser
werden, wie die Anregungen des nexus Instituts
zeigen. Dessen Vorschldge haben Behoérde und
Senat aufgenommen und uns neben einer Bewer-
tung des Gutachtens und seinen Empfehlungen
auch gleich einen Vorschlag fur die Anderung des
Seniorenmitwirkungsgesetzes vorgelegt.

Da wir diese Drucksachen an den Gesundheits-
ausschuss Uberweisen und auch in diesem Jahr
noch sorgfaltig erértern werden, erspare ich mir
jetzt eine detaillierte Darstellung und Bewertung
der Senatsvorlage aus Sicht meiner Fraktion.

(Dennis Thering CDU: Dann héatten Sie sich
die Debatte hier auch schenken kénnen!)

Ich freue mich auf die Debatte im Ausschuss und
bedanke mich flir die Aufmerksamkaeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Lein. — Frau Stéver von der CDU-Frak-
tion, Sie erhalten jetzt das Wort.

Birgit Stover CDU: Frau Prasidentin, meine lieben
Kollegen! Wir sprechen heute Uber die Evaluation
des Hamburgischen Seniorenmitwirkungsgesetzes
und zusatzlich haben wir den Tatigkeitsbericht des
Landes-Seniorenbeirats vorliegen. Vorweg: Die
CDU wird selbstverstandlich der Uberweisung an
den Gesundheitsausschuss zustimmen, und auch
aufgrund dessen werde ich mich heute kurzfassen.

Ziel der Evaluation des Seniorenmitwirkungsge-
setzes ist es, dessen Wirkung und Akzeptanz zu
Uberprifen und gegebenenfalls Anpassungen vor-
zunehmen. Der Bericht zeigt deutlich, dass sich die
Skepsis der CDU gegentiber der 20er-Liste rick-
blickend mehr als bewahrheitet hat, aber ich will
das jetzt nicht weiter ausweiten; wir sprechen ja im
Gesundheitsausschuss intensiv dartber.

Nun zum Bericht des Landes-Seniorenbeirats. Da
lassen Sie mich auch nur ein Beispiel herausgrei-
fen. Wir teilen die Auffassung des Landes-Senio-
renbeirats, der zufolge die Wohn-Pflege-Aufsichten
nicht zentralisiert werden dirfen, zu 100 Prozent.
Die Bedeutung einer kompetenten und menschli-
chen Pflege wird in einer alternden Gesellschaft
immer wichtiger. Um diese in Hamburg zu wahren
und zu kontrollieren, wurde konsequenterweise die
Wohn-Pflege-Aufsicht in den Bezirken eingerichtet.
Sie berat pflegebedirftige Menschen sowie Ange-
horige und Betreiber von Einrichtungen und ambu-

lanten Diensten, also Pflegediensten und Dienste
der Behindertenhilfe.

Die Wohn-Pflege-Aufsichten in den einzelnen Be-
zirken leisten eine hervorragende Arbeit. Sie sind
mit den ortlichen Gegebenheiten in den Pflegeein-
richtungen vertraut und sie bedienen absolute Biir-
gernahe. Dieser wesentliche Baustein der Mitwir-
kung unserer Senioren in unserer Stadt tragt das
mit und man bricht ihn nicht einfach so heraus. Die
Wohn-Pflege-Aufsichten sind derzeit in den Bezir-
ken vor Ort hervorragend vernetzt. Eine Zentrali-
sierung, wie von Rot-Griin geplant, wiirde dieses
Netzwerk unnétig zerschlagen und die schnelle
Entdeckung und Meldung von Missstanden behin-
dern.

Es ist empoérend, wie der Senat die Blrgerschaft,
die Bezirksversammlungen und die Seniorenbeira-
te und auch die Offentlichkeit lange Zeit Giber seine
Zentralisierungsplane an der Nase herumgefiihrt
und eine Mitwirkung nahezu nicht zugelassen hat.
Auch auf wiederholtes Nachfragen seitens der
CDU hatte sich die fachlich zustandige Behérde fur
Gesundheit und Verbraucherschutz unter Fihrung
von Frau Prufer-Storcks geweigert, das Gutachten
zu dieser Thematik zu veréffentlichen. Allerdings
hat die Geheimniskramerei und die gezielte Desin-
formationskampagne der Behorde dann endlich
Ende September auf unseren Druck hin ein Ende
gehabt. Die Gesundheitsbehérde muss nun mit
dem Wissen des Gutachtens und mit dem Wissen,
dass die bezirklichen Gremien und die Senioren-
beirdte Sturm gegen das rot-grine Zentralisie-
rungsdiktat laufen

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

— und das kénnen Sie im Téatigkeitsbericht nachle-
sen, es steht dort schwarz auf weil}, Herr Kien-
scherf —

(Dirk Kienscherf SPD: Keine Zentralisierung,
Frau Stover!)

eine Entscheidung treffen.

Liebe Kollegen von den Regierungsfraktionen, ei-
ne Zentralisierung ware absolut fahrlassig.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben keine Zen-
tralisierung!)

— Wir werden uns die Drucksache erst einmal an-
schauen, Herr Kienscherf, da brauchen Sie jetzt
gar nicht dazwischenzureden.

(Dirk Kienscherf SPD: Dann sagen Sie hier
nichts Falsches jetzt die ganze Zeit!)

— Erst einmal mussen wir die Drucksache haben,
dann haben wir eine Mdglichkeit ...

Eine Zentralisierung wirde absolut fahrlassig das
Richtige, namlich die Ortskenntnisse der Wohn-
Pflege-Aufsichten vor Ort und die gute Vernetzung
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im Quartier, fur das Falsche, namlich fir ein paar
Euro Einsparung, opfern.

(Dirk Kienscherf SPD: Es gibt keine Einspa-
rung!)

Lassen Sie die WPAs so arbeiten wir bisher, Koali-
tionsvertrag hin oder her, Herr Kienscherf.

(Beifall bei der CDU)

Die CDU wird, wie sie es immer getan hat, sich da-
fur einsetzen, dass die Mitwirkung der Seniorinnen
und Senioren in unserer Stadt gewahrt bleibt. —
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Danke,
Frau Stover. — Jetzt erteile ich lhnen das Wort,
Frau Blémeke von der GRUNEN Fraktion.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Frau Stover, ich glaube,
Sie sind nicht auf dem neusten Stand

(Birgit Stéver CDU: Das bin ich!)

oder Sie haben die Entwicklung nicht mitbekom-
men. Es gibt keine Zentralisierung der Wohn-Pfle-
ge-Aufsicht mehr. Es gibt neue Konzepte dafir.
Die sind in den Bezirken auch bekannt. Ich mdchte
heute aber auch nicht das zum Thema machen,
weil wir als Thema Seniorenmitwirkungsgesetz und
Landes-Seniorenbeirat haben, aber ich finde es
ein bisschen seltsam, dass Sie diese Debatte daflr
nutzen, um hier noch einmal einen Stand zu verau-
Rerlichen, der Uberhaupt nicht der Sachstand ist,
den wir jetzt in Hamburg haben. Und Sie irren,
wenn Sie sagen, es gibt eine Zentralisierung der
Wohn-Pflege-Aufsicht.

(Beifall bei der SPD — Zuruf: Richtig!)

Ich méchte zum Thema kommen und will Thnen sa-
gen, dass die Seniorenmitwirkung in Hamburg Tra-
dition hat. Ich war selbst Gberrascht, als ich noch
einmal gelesen habe, dass es bereits seit 35 Jah-
ren eine ehrenamtliche Interessensvertretung der
alteren Generation sowohl im Bezirk als auch auf
Landesebene gibt. 2012 wurde die Seniorenmitwir-
kung auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. Das
war wichtig, damit auch wirklich eine Grundlage
den Senioren die Mitwirkung zusichert. Und jetzt,
funf Jahre nach Inkrafttreten, haben wir eine Eva-
luation des Seniorenmitwirkungsgesetzes, und
man kann wirklich feststellen: Die Prifung ist be-
standen. Das Gesetz hat sich bewahrt. Vor allen
Dingen — worauf wir auch stolz sein kénnen -:
Hamburg geht hier bundesweit voran, denn andere
Bundeslander sind in Sachen Mitwirkung der alte-
ren Menschen langst noch nicht so weit wie Ham-
burg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Kollege Lein hat schon ausgefiihrt, was das Senio-
renmitwirkungsgesetz bedeutet fir die Menschen
der Landesebene, im Landes-Seniorenbeirat und
im Bezirk. Ich méchte vielleicht doch noch einmal
kurz auf die Punkte zu sprechen kommen, die Sie
jetzt erst einmal ausgelassen haben. Es gibt ndm-
lich Anregungen in der Evaluation, die auch vom
Senat Ubernommen worden sind, und ich finde die
auch wichtig, weil man daran sieht, dass das In-
strument der Evaluation ein gutes ist, gerade in
diesem Fall, weil eben wirklich noch einmal gute
Punkte hinzukommen. So zum Beispiel die Aus-
nahme beim Wohnsitzprinzip. Hier wird in Zukunft
entscheidend sein, wo die Menschen sich engagie-
ren, in welchem Bezirk. Dort kdnnen sie auch in
den Bezirksseniorenbeirat hinein; der Wohnsitz ist
nicht mehr allein das Kriterium. Das ist aus meiner
Sicht ein guter Schritt, der die Lebenswirklichkeit
der Menschen besser abbildet.

(Vereinzelter Beifall — Dirk Kienscherf SPD:
Das kénnen wir beim Wahlrecht auch so
machen!)

Die Offentlichkeit soll verstarkt (iber die Aufgaben
der Seniorendelegiertenversammlung informiert
werden. Das ist genauso wichtig wie die Auf-
wandsentschadigung fiir den Vorsitz der Delegier-
tenversammlung. Auch dieser wird eine gesetzli-
che Grundlage erhalten — ein sehr guter Schritt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Fir den Landes-Seniorenbeirat soll es zukunftig
bei jeder Fachbehdrde eine Ansprechpartnerin
oder einen Ansprechpartner geben, und auch das
ist wichtig, damit die Menschen wissen, an wen sie
sich wenden kénnen.

Das alles sind richtige Schritte. Insbesondere her-
vorheben will ich noch das Rederecht der Senio-
renbeirate in den Bezirksausschissen. Auch das
wird jetzt gesetzlich geregelt. Das ist fur die Bezir-
ke jetzt manchmal noch Neuland, dass die Men-
schen aus den Beiraten in den Ausschissen zu
Wort kommen. Da muss man einmal sehen, wie
sich das zurechtruckelt; da gibt es in manchen Be-
zirken manchmal noch Schwierigkeiten. Aber es ist
auf jeden Fall der richtige Schritt in die richtige
Richtung, die alteren Menschen an ihrer Lebens-
wirklichkeit mitgestalten zu lassen.

(Beifall bei Regina-Elisabeth Jdck SPD)

Es ist gut, dass die Seniorenbeiradte regelhaft an
den Sitzungen teilnehmen. Und es ist auch gut,
dass wir die Quoten in den Seniorenbeiraten ha-
ben, denn dazu ist zu sagen: Sie haben sich be-
wahrt. Sowohl die gesetzliche Migrantenquote, die
nicht immer leicht einzuhalten ist, hat sich hier be-
wahrt, als auch die Geschlechterquote. Da will ich
einmal sagen: Das ausgewogene Geschlechterver-
héaltnis wird in den Seniorenbeiraten besser deut-
lich gemacht als hier in der Burgerschaft.
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(Dirk Kienscherf SPD: Weil die Manner fri-
her sterben!)

Wir haben in den Seniorenbeiraten 40 Prozent
Manner und 40 Prozent Frauen. Das ist ein gutes
Verhaltnis, was auch dazu beitragt, dass Manner
und Frauen gemeinsam sind. In der Biirgerschaft
haben wir 38 Prozent Frauen, wollte ich sagen.

(Dirk Kienscherf SPD: Weil die Manner fri-
her sterben!)

— Ja, die Manner missen da ein bisschen mehr im
Alter vielleicht auch in die Puschen kommen und
mitwirken. Im Moment sind es dort mehr Frauen.

(André Trepoll CDU: Das ist doch eine biolo-
gische Frage!)

Aber die Geschlechterquote sorgt ja daflrr, dass
wir die Manner dort auch haben.

Ich freue mich darauf, dass wir all diese Punkte
— vor allen Dingen gemeinsam mit dem Landes-
Seniorenbeirat — im Gesundheitsausschuss disku-
tieren konnen, denn ich bin mir sicher, dass wir
hier ein gutes Gesetz haben, eine gute Gesetzes-
grundlage, und dass wir weiterhin auch im Dialog
mit dem Landes-Seniorenbeirat hier noch weitere
Verbesserungen fir die Mitwirkung der alteren
Menschen in dieser Stadt erreichen kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Bldmeke. — Herr Celik von der Fraktion
DIE LINKE, Sie haben jetzt das Wort.

Deniz Celik DIE LINKE: Sehr geehrte Prasidentin,
meine Damen und Herren! Auch wir sehen, dass in
der Evaluation viele wichtige Dinge aufgegriffen
worden sind und viele gute Verbesserungsvor-
schldge enthalten sind, die zum Teil jetzt auch in
das Gesetz mit hineingenommen wurden. Im
GroRen und Ganzen finden wir diese Verbesse-
rungsvorschlage auch unterstiitzungswert. Wir sind
ebenso dafiir und werden der Uberweisung zustim-
men und freuen uns auf die Diskussion im Aus-
schuss.

Ich mdchte aber in meiner Rede noch einmal kurz
auf drei Aspekte eingehen. Zum einen steht im
Evaluationsbericht, dass die alteren Menschen im-
mer gebildeter, gestinder und fitter werden, was ja
auch erfreulich ist. Was jedoch verschwiegen wird,
ist, dass viele altere Menschen in Hamburg deut-
lich armer werden. Das scheint uns in dem Evalua-
tionsbericht kaum erwahnt, und wenn wir wollen,
dass es eine Vielfalt bei der Mitwirkung gibt, dass
die Vielfalt in den Gremien abgebildet wird, dann
mussen wir uns Gedanken dariber machen, wie
wir alle alteren Menschen mit einbeziehen, auch
die mit niedrigem soziodkonomischem Status. Da
wirden wir einfach den Fokus auf die Aufwands-
entschadigung richten wollen. Es ist gut, dass die

Fahrkarten und HVV-Tickets erstattet werden, aber
wir mussten im Ausschuss einmal darlber disku-
tieren, ob die Aufwandsentschadigungen den tat-
sachlichen Aufwand decken, denn es gehdrt zu ei-
ner Mitwirkung dazu, dass man zum Beispiel einen
Computer hat, einen Internetzugang, einen
Drucker, Druckerpatronen und so weiter. Deshalb
mussten wir dartber diskutieren, wie wir Barrieren,
die aufgrund des soziookonomischen Status vor-
handen sind, abbauen kénnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dann finden wir es auch gut und wichtig, dass das
Rederecht jetzt in den Gremien der Bezirksver-
sammlungen einheitlich und verbindlich geregelt
wird. Das ist ein Fortschritt, den wir ebenfalls un-
terstitzen. Wir finden es gut, dass jetzt die Vor-
schlage der Bezirksseniorenbeirdte von den Be-
zirksamtern berucksichtigt werden muissen. Aller-
dings sehen wir, dass die Abgeordneten nicht ge-
zwungen sind, sich mit den Vorschlagen auseinan-
derzusetzen. Sie kdnnen auch die Stellungnahmen
ignorieren. Deshalb sagen wir, ein Rederecht ist
nicht genug, wir missten weiter darlber hinausge-
hen, und schlagen vor, dass es auch ein Antrags-
recht geben sollte. Zum einen wiirde das dazu fih-
ren, dass sich die Bezirksabgeordneten inhaltlich
damit auseinandersetzen missten, und zum ande-
ren kdnnte man es offentlich dokumentieren,

(Ekkehard Wysocki SPD: Kann das Frau
Sudmann noch mal nachfragen?)

und dann kénnte die Offentlichkeit mitbekommen,
wie die einzelnen Bezirksabgeordneten sich dazu
verhalten.

Zum Schluss méchte ich noch sagen: Es muss
mehr Partizipationsmdglichkeiten geben. Es ist gut,
dass die Delegiertenversammlungen offentlich ta-
gen. Es heil’t ja auch im Evaluationsbericht, dass
die Bezirksseniorenbeirate die aktive Teilhabe und
Mitwirkung der Senioren férdern sollen. Was unse-
rer Meinung nach aber nicht so Ubereinstimmt, ist,
dass die Bezirksseniorenbeirate nicht 6ffentlich ta-
gen. Da meinen wir, dass es eine Diskrepanz im
Gegensatz zu den Delegiertenversammlungen
gibt, und eine Abschottung ist nicht im Sinne der
Ziele, die man erreichen méchte. Deshalb wiirden
wir es gut und wichtig finden, um altere Menschen
zu mehr Engagement zu motivieren, dass die Be-
zirksseniorenbeirate auch offentlich tagen und fir
alle zuganglich sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben noch viele andere Punkte, aber die wr-
den wir dann gern im Ausschuss ausfiihrlicher mit-
einander diskutieren.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Celik. — Frau Dutschke von der FDP-
Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr
Celik, was ist das fur ein Demokratieverstandnis,
wenn jetzt Menschen, weil sie 60 sind, ein Antrags-
recht haben wollen, das Abgeordneten zusteht, die
in einem Parlament demokratisch gewahlt sind?
Denken Sie eigentlich dartber nach, welche For-
derungen Sie da aufstellen? Das ist nun wirklich
unterirdisch.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD - Deniz Celik DIE LINKE: Denken Sie
doch mal nach! Was spricht denn dagegen,
dass sie sich mit den Antragen auseinander-
setzen?)

In Deutschland leben knapp 17 Millionen Senioren.
Viele von ihnen bringen sich in Vereinen, Verban-
den oder in Beiraten ein und engagieren sich flr
die Alteren in unserer Gesellschaft. lhnen allen ge-
bihrt dafir unser herzlichster Dank.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Von einer Unterreprasentanz alterer Menschen in
politischen Entscheidungsprozessen kann man je-
doch nicht sprechen. Ein Blick auf die Bundestags-
wahl 2017 zeigt, dass 36 Prozent aller Wahlbe-
rechtigten alter als 60 waren. Im Vergleich dazu
stellt die Generation unter 30 lediglich 15,4 Pro-
zent der potenziellen Stimmen dar. Die Generation
60 plus weist die hochste Wahlbeteiligung aller Al-
tersgruppen auf, sie hat damit aktuell Gberpropor-
tional Einfluss auf die Parlamentszusammenset-
zung in unserem Land. In Anbetracht des Durch-
schnittsalters der Parteimitglieder von SPD und
CDU, das laut Destatis aktuell bei 60 Jahren liegt,

(Dirk Kienscherf SPD: Bei euch ist das noch
héher, bei der FDP!)

ist anzunehmen, dass Altere auch bei der Mei-
nungsbildung innerhalb von Parteien einen grofle-
ren Einfluss haben als Junge.

Die Evaluation des Seniorenmitwirkungsgesetzes
zeigt, dass das Engagement im Bereich der Senio-
renvertretungen keine messbare Steigerung ver-
zeichnet. Wir missen uns folglich Gedanken ma-
chen, wie wir Altere fiir eine aktivere Beteiligung an
kulturellen, sozialen und politischen Prozessen ge-
winnen kénnen. Die Seniorendelegiertenzahlen fur
die Versammlungen weisen zwischen 2009 und
2013 zwar einen leichten Zuwachs auf, sind jedoch
zwischen 2013 und 2017 wieder eingebrochen und
dabei deutlich unter das Ausgangsniveau vor Ein-
setzung dieses Gesetzes gefallen. Hier sollten wir
auch einmal nach den Ursachen schauen. Ent-
spricht es eigentlich unserer Zeit, dass die Genera-
tion 60 plus mit dem Stempel "alt" versehen wird,

oder befinden wir uns nicht vielmehr in einem Um-
bruch, in dem das Lebensalter nicht mehr aus-
schlaggebend fiir die Zuordnung zu einer Gruppe
ist? Und finden zivilgesellschaftliches Engagement
und Mitbestimmung nicht vielmehr auf anderen
Ebenen statt? Diese Fragen sollten wir klaren,
wenn wir im Rahmen der Expertenanhérung hof-
fentlich analysieren, warum die Mitarbeit in den Se-
niorengremien nicht attraktiv zu sein scheint.

Den Seniorenbeiraten mdchte ich an dieser Stelle
herzlich fur die gute Arbeit danken, die maligeblich
auf das personliche Engagement zuriickzufiihren
ist und eben nicht auf die Schaffung dieses Ge-
setzes. Ich freue mich auf die Anhérung und die
guten Beratungen im Ausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dutschke. — Herr Dr. Kérner von der
AfD-Fraktion, Sie haben jetzt das Wort fiir maximal
59 Sekunden.

(Farid Miiller GRUNE: Kurzdebatte!)

Dr. Joachim Korner AfD:* Vielen Dank. Frau Pra-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Es ist erfreulich, wenn die Hamburger Senioren
sich um ihre eigenen Angelegenheiten kiimmern
und ihre Anliegen und ihre Wiinsche artikulieren.
Es ist bewundernswert zu sehen, wie viel Einsatz
die Senioren zeigen und wie sie ihre zahlreichen
Aktivitdten entwickeln. Man muss sie daflr be-
glickwinschen.

Der Landes-Seniorenbeirat ist offenbar eine sinn-
volle und bewahrte Einrichtung. Den geplanten ge-
setzlichen Anderungen kénnen wir zustimmen, le-
diglich bei der Quotenregelung haben wir eine an-
dere Sicht. Wir halten Qualitdt und Leistung fiir
wichtiger als eine Quote. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
Hat das gereicht?

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Sie kon-
nen noch 12 Sekunden bleiben.

(Dr. Joachim Kérner AfD: Die habe ich Ihnen
gespart!)

Danke schon. Vielen Dank, Herr Dr. Korner.

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Wir kom-
men also zu den Abstimmungen. Ich bitte alle
Fraktionen um Aufmerksamkeit.

Wir beginnen mit der Drucksache 21/11020, dem
Senatsantrag, und ich bitte noch einmal um Ruhe.

Wer moéchte diese Drucksache an den Gesund-
heitsausschuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist der Antrag einstimmig
Uberwiesen.
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Wer darliber hinaus die Drucksache 21/10977
ebenfalls an den Gesundheitsausschuss Uberwei-
sen mochte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch dieser
Antrag ist einstimmig Uberwiesen.

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 33,
Drucksache 21/11068, Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN: Funktionierendes Entwés-
serungssystem fur Wilhelmsburger Neubaugebiete
sicherstellen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Funktionierendes Entwasserungssystem fiir
Wilhelmsburger Neubaugebiete sicherstellen

— Drs 21/11068 —]

Die Fraktion DIE LINKE mdchte diese Drucksache
an den Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen.

Die Fraktionen sind ubereingekommen, die Debat-
te zu streichen. Wir kommen also gleich zur Ab-
stimmung.

Wer méchte nun die Drucksache 21/11068 an den
Stadtentwicklungsausschuss (berweisen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die
Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte dem Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN aus Drucksache 21/11068 seine
Zustimmung geben? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist der Antrag bei einigen Enthal-
tungen einstimmig angenommen.

Wir kommen jetzt zur
Senatsbefragung

Ich mdchte noch einmal um Ruhe bitten, damit sich
alle konzentrieren kénnen. — Es liegt uns vonseiten
der Fraktionen der AfD und der SPD jeweils eine
Fragestellung vor. Fir jede dieser Fragen und wei-
tere Nachfragen sowie deren Beantwortung stehen
jeweils 20 Minuten zur Verfiigung. Ich méchte vor-
ab darauf hinweisen, dass Antworten auf Fragen,
die hier und heute nicht beantwortet werden konn-
ten, zu Protokoll nachgereicht werden.

[1 Mrd. Euro zusatzlicher Bundesmittel aus
dem Dieselgipfel, davon 350 Mill. Euro fiir den
Ausbau der Elektromobilitit (Busse und
Ladeinfrastruktur) — Biirgermeister Scholz hat
sich damit zufrieden gezeigt, doch Experten ha-
ben ermittelt, dass sich damit theoretisch nur
maximal 500 Elektrobusse im gesamten Bun-
desgebiet fordern lassen.

Mit wie vielen geforderten Bussen rechnet

Hamburg angesichts der begrenzten Mittel und
der "Konkurrenz" von mindestens 70 Mitbewer-
bern aus den anderen GrofRstddten Deutsch-
lands?]

(Fragethema der AfD-Fraktion)

Wir beginnen nun zunachst mit der Fragestellung
der AfD. Wer mdchte diese vortragen? — Herr Eh-
lebracht, Sie haben das Wort fir maximal eine Mi-
nute.

(Prasidentin Carola Veit bernimmt den Vor-
sitz.)

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrter Herr Horch,
ich lese jetzt noch einmal die Anfrage so vor, wie
wir sie auch eingereicht haben, damit jeder im Bil-
de ist.

1 Milliarde Euro zusatzlicher Bundesmittel aus dem
Dieselgipfel, davon 350 Millionen Euro fur den
Ausbau der Elektromobilitdt, das umfasst Busse
und Ladeinfrastruktur. Herr Blrgermeister Scholz
hat sich damit zufrieden gezeigt, doch Experten
haben ermittelt, dass sich damit theoretisch nur
maximal 500 Elektrobusse im gesamten Bundes-
gebiet fordern lassen.

Jetzt zur ersten Frage: Mit wie vielen geférderten
Bussen rechnet Hamburg angesichts der begrenz-
ten Mittel und der Konkurrenz von circa 70 ande-
ren Mitbewerbern aus anderen Grofstadten
Deutschlands?

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator, Sie haben
das Wort, wenn Sie mochten.

Senator Frank Horch: Frau Préasidentin, meine
Damen und Herren! Wir steigen hier naturlich jetzt
sehr direkt in eine Frage eines sehr umfassenden
Programms mit vielen Grundsatzgesprachen ein,
die wir verkehrsministerseitig und eben auch in
dem sogenannten Dieselgipfel gefiihrt haben. Aber
auf lhre Frage: Es ist ja nicht der Bus selbst als
Ganzes, sondern es ist ein Férderprogramm, und
es ist eben auch der Unterschied zwischen einem
normalen Bus und eben einem Elektrobus, weil da
ja bekannterweise die erheblichen Beschaffungs-
unterschiede liegen.

Wenn ich auf lhre Frage beziglich 1 Milliarde Euro
eingehen wurde, musste ich die aber auch noch
einmal erklaren. Damit will ich ausflihren, dass wir
in umfassenden Arbeitskreisen ermittelt haben. Um
Stadte und Kommunen bedienen zu kénnen, habe
ich dort gefordert, ein jahrliches Férderprogramm
von 5 Milliarden Euro flr einen Zeitraum von zehn
Jahren aufzulegen, wenn man sich den gesamten
Hintergrund vor Augen fuhrt.

Wenn wir jetzt aber die Situation Hamburgs be-
trachten, sind wir ja auch mit dieser 1 Milliarde
Euro als zusatzlich gewahrte Bundesmittel, die uns
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zugesprochen worden sind, unabhangig von dem
Vorgehen, das jetzt in Berlin 1auft. Wir sind dabei,
91 Elektrobusse zu beschaffen, von denen die
Hochbahn insgesamt 60 und der VHH 15 Solobus-
se und 16 Gelenkbusse erhalten wird. Wenn man
das auf die 80-prozentige Fdrderquote, die sehr
hoch ist, auf die Busse umlegt, dann werden wir
daraus einen Fordermittelbedarf von etwa 44 Mil-
lionen Euro in Anspruch nehmen kénnen, was die-
ses Busbeschaffungsprogramm angeht.

Aber mit dem Blick nach vorn aufgrund des umfas-
senden Vorgehens auch in der Busbeschaffung
und weiterer busbezogener MalRnahmen, was die
Dieselbusse in ihrer Umriistung von Euro-5-Norm
auf Euro-6-Norm angeht, auch das gehort ja immer
mit in die Gesamtbetrachtung, was Busse als Fahr-
zeuge angeht. Mit den 44 Millionen Euro kdénnen
wir beginnen. Das ist einfach der erste Schritt. Wie
ich bereits erwahnte, im Zusammenhang mit vielen
anderen Dingen hangt es noch mit weiteren Fla-
chenférderungen zusammen.

Bei diesen Programmen rechnen wir uns sehr viele
Vorteile aus, auch wenn man das nicht allein ma-
thematisch ausdriicken kann, weil wir beziglich
der Elektrobusse in Deutschland fihrend sind, was
wir ja auch mit unserer sogenannten Innovationsli-
nie 109 auf den Weg gebracht haben. Wir wissen,
wortber wir reden, und auch die erforderlichen
MaRnahmen im Bus- und Infrastrukturbereich sind
uns bekannt. Also insgesamt hat sich lhre Befiirch-
tung, dass sich Herr Scholz als Erster Birgermeis-
ter zu schnell mit den eingeleiteten MalRnahmen
zufriedengegeben hat, nicht bestatigt. Mit dem ers-
ten Schritt sind wir zufrieden, nur hinsichtlich der
Tatsache, dass wir nicht immer das Maximum oder
schon das endguiltige Ziel erreichen kdnnen, mus-
sen wir uns in vielen, vielen anderen Punkten noch
gedulden, aber wir missen mit SofortmalRnahmen
beginnen. Deshalb ist diese Sofortmalinahme gut
und wir werden sie, weil wir eine gute Ausgangs-
position haben, auch entsprechend stark fiir uns
nutzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Ehlebracht, haben
Sie eine Zusatzfrage?

Detlef Ehlebracht AfD:* Nachdem Sie uns den
ersten Schritt erldutert haben, den Sie jetzt ma-
chen wollen, sind es in Summe circa 1 500 Busse,
die es ja letztendlich auszutauschen gilt. Mit wel-
cher Investitionssumme rechnen Sie? Uber wel-
chen Zeitraum soll das abgeschlossen werden im
Hinblick auch darauf, dass Sie sich ja lobenswer-
terweise sehr ehrgeizige Emissionsziele gesetzt
haben, die in dem Zuge auch eingehalten werden
sollen?

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die grolRe Frage lautet ja jetzt:
Was erreichen wir mit dem eben von mir darge-
stellten Hintergrund unserer MaRnahmen? Wir wis-
sen, dass heute aufgrund der Prototypen und der
Reichweite der Busse in diesen Entwicklungspro-
zessen noch keine endglltige Preisstellung vor-
handen ist. Wir gehen dort unterschiedliche Wege,
die wir einmal aus unseren eigenen Erfahrungen
aus der Innovationslinie 109 gewonnen haben.
Dann haben wir uns mit den Stadten Berlin, K&In
und Darmstadt zusammengetan, wobei weitere
noch hinzukommen werden, um eben auch im Dia-
log mit der Fahrzeugindustrie den unterschiedli-
chen Anbietern mit groferen Potenzialen aufzu-
warten. Das ist die noch offene Frage, wie hoch
der Beschaffungspreis insgesamt in der Zukunft
sein wird. Ob wir 1 000 Busse fur Hamburg, ob wir
5 000 fur unseren Zusammenschluss verschiede-
ner Stadte auf den Weg bringen, kann ich Ihnen in
absoluten Zahlen nicht sagen. Ich mdchte damit
nur deutlich machen, dass wir auch auf diesem
insgesamt schwierigen Weg, auch was die unter-
schiedlichen Reichweiten der Busse angeht, ent-
sprechend vorgehen.

Wir sind jetzt in der Ausschreibungsphase. Wir ha-
ben fir das Jahr 2019 die Vorbereitungen getrof-
fen. Wir werden erste Vorserien im Jahr 2019, un-
gefahr 30, mit einer Reichweite von 150 Kilometern
bekommen, was noch nicht ausreichend ist. Wir
werden dann weiter im Jahr 2020 nachste Vorseri-
enbusse bekommen mit einer Reichweite von circa
250 Kilometer. Wir missen diese Kausalitaten un-
serer Beschaffungsstrategie gemeinsam mit vielen
Stadten betrachten, die dann auch fiir den Preis
ausschlaggebend sind. Wir versuchen, das her-
auszuholen, was machbar ist, aber ich kann Ihnen
jetzt definitiv nicht sagen, wie hoch die Preise sein
werden, weil es sich ja nicht um einen Pkw han-
delt, den man im Schaufenster anschauen kann
und an dem ein Preisschild hangt. Die endgiiltige
Beschaffung ist hierbei von vielen Dingen abhan-
gig. Das Forderprogramm, das Malnahmenpro-
gramm, auch das, was wir als Masterplan aufstel-
len, wird mit einer SofortmaBnahme vonseiten der
Bundesregierung anerkannt. Denn sowohl das
Wirtschafts- als auch das Verkehrsministerium be-
werten es positiv, dass wir nicht nur im Bereich der
Busse, sondern auf vielen anderen Feldern mit
wirksamen MalRnahmen vorangehen.

Man muss es so komplex beantworten, aber ich
kann Ihnen nicht sagen, ob sich die Preise in Mil-
lionenhdhe oder in Betrdgen um die 100 000 Euro
bewegen werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Es gibt Nachfragen der anderen Fraktionen
und es beginnt Herr Schmidt fiir die SPD-Fraktion.
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(Zuruf von Karl-Heinz Warnholz CDU)

— Ja, Herrn Warnholz, Sie sind dann nach Herrn
Schmidt dran mit lhrer Nachfrage.

Hansjorg Schmidt SPD: Wir gehen hier aber nicht
der Lange nach. — Herr Horch, vielen Dank. Wir
haben ja gehért, wie beeindruckend hier die An-
strengungen sind, die Hamburg macht, um den
Busbetrieb auf Elektro umzustellen. Es ist ja wie
bei der Pkw-Elektromobilitat nicht nur eine Frage
der Fahrzeuge, sondern auch eine Frage der Infra-
struktur. Nun haben Sie ja vor Kurzem ein Richt-
fest gefeiert fir den Betriebshof der Elektrobusse.
In dem Zusammenhang die Frage: Wie kann man
sich das vorstellen? Wie ist dort zum Beispiel die
Kapazitat? Wie sieht der weitere Ausbau in Sa-
chen Infrastruktur bei Elektrobussen aus?

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich muss auch hier etwas um-
fassender anfangen, die zukinftigen Strukturen fur
Busse, nicht nur fur Elektrobusse, darzustellen. Wir
mussen sehr wohl auch im Blick haben, dass wir in
der zukinftigen Entwicklung aufgrund der Reich-
weiten der Busse als Fahrzeuge selbst auch weite-
re Ressourcen mit in Betracht ziehen missen. Im
Moment bezieht sich die Offensive klar auf Elektro-
busse, aber auch Wasserstoffbusse, und dann fol-
gend Brennstoffzellenbusse. Sie sind in der Tech-
nologie, die zum Einsatz kommen muss, auch
eventuell als Range Extender, ein wichtiger Hinter-
grund, den wir bezlglich der Betriebshéfe mit in
Betracht ziehen mussen.

Bei dem von lhnen angesprochenen Gleisdreieck,
das wir nun speziell flir Elektrobusse ausristen,
werden circa 240 Busse elektrisch angetrieben. In
weiteren Mallnahmen in engem Verbund mit dem
VHH in Bergedorf und Schenefeld wird ein ent-
sprechender Ausbau, speziell auch fir Busse, er-
folgen. Auf diese Weise gehen wir Hand in Hand
gemeinsam mit Hochbahn und VHH vor, um den
Schwerpunkt auf Elektrobusse zu setzen. Am An-
fang habe ich schon darauf hingewiesen, dass wir
auch entsprechend darauf vorbereitet sein mis-
sen, an bestimmten Stellen die Infrastrukturen fir
die weiteren Ressourcen bezlglich der Antriebs-
systeme mit in den Blick zu nehmen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Herr Gamm fir die CDU-Fraktion mit einer
Nachfrage.

(Zurufe: Herr Gamm? Ich denke, Kalli ist
dran! Kalli wollte doch! Das ist aber gemein
von euch!)

Stephan Gamm CDU:* Ja, wir sind super flexibel.

Prasidentin Carola Veit: Dann mal los.

Stephan Gamm CDU:* Herr Senator Horch, eine
Frage. Der Senat hat sich ja das Ziel auferlegt, ab
2020 ohnehin nur noch Elektrobusse zu beschaf-
fen. Hat das einen Einfluss auf die Beschaffungs-
strategie bis zum Jahr 20207 Das heildt, werden
jetzt in einer grofleren Anzahl Dieselbusse geor-
dert? — Danke.

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben nicht gesagt, dass
wir im Jahr 2020 nur noch Elektrobusse beschaf-
fen. Wir haben gesagt, dass wir im Jahr 2020 nur
noch emissionsfreie Busse auf den Weg bringen.
Das ist das, was ich eben auch schon geantwortet
habe. In diesen technologischen Veranderungs-
prozessen und aufgrund der spezifischen Einsatze
der Busse kann natirlich ein anderer Bus, ein
Wasserstoffbus, ein Brennstoffzellenbus oder eine
Kombination aus dem einen oder dem anderen,
letztendlich mit dabei sein. Hier muss man es auf
Elektromobilitat sehen.

Aufgrund unserer bestehenden Flotte ist das
Nachste auch das Optimieren der Dieselbusse. Wir
haben immer, und gerade auch ich, in dem soge-
nannten Dieselgipfel zum Ausdruck gebracht, dass
wir nicht von heute auf morgen, weder bei Pkw
noch bei Lieferfahrzeugen und auch nicht bei Bus-
sen, auf Elektromobilitdt umsteigen kdnnen. Es
muss also immer auch die ausgereifte Technik ei-
nes Zunders mitentwickelt werden. Wir arbeiten in-
tensiv daran, auch tatsachlich die Busse von Euro-
5-Norm auf Euro-6-Norm umzubauen. Auch in der
Emissionsbilanz kommen diese Busse aufgrund ih-
rer Ausstattung auf annahernd sehr gute Werte.
Von daher steht neben der Elektromobilitat in der
Beschaffung auch der Umrustungsfaktor der Busse
von Euro-5-Norm auf Euro-6-Norm bis zum Jahr
2025 noch im Fokus.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Fiir die GRUNE Fraktion fragt Herr Bill nach.
Eine Nachfrage pro Fraktion ist im Augenblick
noch die Regelung.

(Zurufe)
Herr Bill, bitte.

Martin Bill GRUNE: Herr Senator, auch ich habe
eine Frage zu einem &ahnlichen Themenkomplex
wie Herr Gamm. In der Tat hat Hamburg sehr frih
gesagt, wir wollen ab 2020 nur noch lokal emissi-
onsfreie Busse beschaffen, und hat dafiir auch ei-
ne Ausschreibegemeinschaft vieler Verkehrsver-
bunde in Deutschland organisiert. Mich wirde in-
teressieren: Wie ist der aktuelle Stand fir diese
Ausschreibung, die durch diese Gemeinschaft initi-
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iert werden sollte? Kann das Ziel erreicht werden,
dann eben ab 2020 diese emissionsfreien Busse
zu beschaffen?

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ein Teil meiner Antwort be-
zieht sich auch noch auf die Frage von Herrn
Gamm, die ich eben nicht zu Ende ausgefiihrt ha-
be. Neben den Elektrobussen, neben diesen Aus-
schreibungen, die wir jetzt auf den Weg bringen, ist
die Aussage genauso richtig, dass wir bis zum
Jahr 2020, und schon von 2019 an, natlrlich nur
noch Busse in Euro-6-Norm beschaffen. Das ist
ein gewisser Ubergang, den man immer wieder in
der gesamten Beschaffungsstrategie und auch fur
den spezifischen Einsatz und die GroRe der Bus-
se, handelt es sich nun um einen Solobus oder um
einen Gelenkbus, betrachten muss.

In Bezug auf die Ausschreibung sind wir intensiv
dabei, ich hatte es vorhin schon angedeutet, mit
den Verbundstadten Berlin, Darmstadt und Koln
die Ausschreibungsunterlagen fir die unterschied-
lichen Bustypen auf den Weg zu bringen. Wie ge-
sagt, die ersten Vorserien erhalten wir 2019 in ei-
ner bestimmten Angebotspalette, die 2020 ent-
sprechend der Entwicklung und den Ausschrei-
bungsspezifikationen, auch in engem Schulter-
schluss mit der Automobilindustrie, unseren spezi-
fischen Forderungen, aber auch denen von Berlin,
KoIln und allen anderen Partnern, die mit im Boot
sitzen, fortgesetzt wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator, vielen
Dank. — Frau Sudmann fir die Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* 44 Millionen Euro
fir Hamburg sind ja nicht wirklich viel. Und Sie
sagten eben, Herr Senator, Sie hatten sich im
Bund dafiir eingesetzt, dass sogar 5 Milliarden
Euro jahrlich zur Verfliigung stehen sollten. Mich in-
teressiert, ob Sie sich auch dafir einsetzen wer-
den, dass die Automobilindustrie wesentlich mehr
als die 250 Millionen Euro zahlen wird. Ich nenne
nur folgende Vergleichszahl: VW zahlt allein in den
USA 25 Milliarden Euro. Und hier ist die gesamte
Automobilindustrie gerade einmal bereit, 250 Mil-
lionen Euro zu zahlen. Was werden Sie tun, dass
sich das verandert, oder was haben Sie getan?

Senator Frank Horch: Das ist eine sehr gute Fra-
ge,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Frau Sudmann
stellt nur gute Fragen!)

weil sie auch der Mittelpunkt unserer Aktivitaten
wahrend der Verkehrsministerkonferenz und auch
fir mich in meiner Rolle als Vorsitzender der Ver-
kehrsministerkonferenz auf diesem ersten Gipfel

war, den wir im August durchgeflihrt haben, um
auch einmal der Automobilindustrie in den unter-
schiedlichen Runden aufzuzeigen, in welchem ge-
sellschaftlichen und finanziellen Verantwortungs-
hintergrund wir sie sehen. Das ist deutlich adres-
siert worden. Ich kann Ihnen auch einmal das Pro-
tokoll zukommen lassen, das dort verfasst worden
ist. Hier ist die Mitverantwortung der Automobilin-
dustrie sehr deutlich in den Vordergrund gesetzt
worden.

Im Zuge der Verkehrsministerkonferenz haben wir
gesagt, es wird zu diesem komplexen Thema so
viel geredet. Keiner kann zurzeit genau sagen,
was eine Nachristung mit Software bedeutet und
wie eine denkbare Nachristung mit Hardware auf
Harnstoffbasis aussehen kann. Das sind die Din-
ge, die heute niemand genau beantworten kann.
Aber da hier tatsachlich in der Zuordnung der Ver-
antwortlichkeit und auch mit Blick darauf, was in
Amerika geschehen ist, nicht mit der Klage vor Ge-
richt, aber der Verantwortung fiir das eigene Land,
wurde entschieden, die Fragen in vier Expertenfo-
ren zu erarbeiten. Diese sind ins Leben gerufen
worden, und auch da sind weitere MalRnahmen
und auch weitere Kostenzuweisungen in Richtung
Automobilindustrie adressiert worden.

Sehr deutlich ist auch von der Bundeskanzlerin
und allen anwesenden Ministerprasidenten zum
Ausdruck gebracht worden, dass hier in dem Zu-
sammenspiel mit deutschen Automobilfabrikanten
und was wir als Kommunen, Stadte und als Bun-
desrepublik zu verantworten haben, ein enger
Schulterschluss stattfinden muss. Leider ist es
nicht gelungen, die internationalen Anbieter — es
sind ja nicht nur deutsche Anbieter auf dem
Markt — mit einzubeziehen, aber die Kritik an der
Automobilindustrie ist sehr deutlich gewesen. Wir
haben ja die Verkehrsministerkonferenz sehr be-
wusst bei VW in Wolfsburg durchgefihrt und auch
dort noch einmal immerhin mit 16 Verkehrsminis-
tern und vielen weiteren Experten zum Ausdruck
gebracht, was wir in Zukunft von der Automobilin-
dustrie erwarten, um der Gesamtverantwortung
mdglichst nahezukommen.

(Beifall bei Ksenija Bekeris und Dr. Monika
Schaal, beide SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Herr Au-
kes fir die FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Herr Senator Horch, ich habe
noch einmal eine Frage zu den Bussen. Wie viele
Ladestationen sollen denn fiir Elektrobusse zu-
satzlich bereitgestellt werden? Kénnen Sie dazu
Aussagen machen?

Senator Frank Horch: Ich habe bereits gesagt,
dass wir keine Ladestationen in der Stadt und auf
der Strecke haben wollen. Unser Konzept sieht so
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aus, auch als Ergebnis der immer wieder hervorge-
hobenen Innovationslinie 109, dass wir die Lade-
stationen sehr zentral auf den Betriebshoéfen, wie
auf dem Gleisdreieck Bergedorf und Schenefeld
oder noch auf den weiteren, die entstehen sollen,
einrichten. Das stellt die erforderliche Kapazitat
dar, die wir auf den Betriebshdfen, auch aufgrund
der Ausschreibungsbedingungen und der Planfest-
stellungsverfahren, vorhalten werden. Denn wenn
dort Ladestationen in gréRerem Umfang entste-
hen, sind daflr nicht nur die erforderlichen Installa-
tionen, sondern auch entsprechende Genehmi-
gungsverfahren notwendig. Das ist die Grofenord-
nung von Ladestationen, die erforderlich ist, wenn
wir von 240 Bussen ausgehen, die auf diesen Be-
triebshofen geladen werden missen.

Manchmal werden auch Schnell- oder Ubernacht-
ladungen notwendig, fur die unterschiedliche Tech-
nologie zum Einsatz kommt.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Eine Nachfrage eines fraktionslosen Abge-
ordneten? — Bitte, Herr Dr. Flocken. Fir maximal
30 Sekunden die Nachfrage.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Herr Senator,
aus meiner Heimat Solingen im Bergischen Land
und auch aus meinem Studienort Bergen in West-
norwegen sind mir Oberleitungsbusse wohlver-
traut. Die Fahrzeuge fahren seit 50 Jahren fast sto-
rungsfrei. Die Oberleitungen lohnen sich auch in
diesen beiden — aus hamburgischer Sicht — Klein-
stéddten mit sehr viel niedrigeren Taktzahlen. Es
gibt auch eine Millionenstadt, wo das funktioniert.
Ist diese Mdglichkeit von lhnen in Erwagung gezo-
gen worden? — Vielen Dank.

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Diese Mdéglichkeit ist Uberprift
worden, sie ist am Ende jedoch aufgrund unserer
gesamtheitlichen Entscheidung, die wir ja in um-
fassendem Mafe an verschiedenen Linien mit un-
terschiedlichen Antriebssystemen erprobt haben,
aufgrund der Stadtverhaltnisse und Entfernungen
in Hamburg nicht umgesetzt worden. Wir sind zu
dem Ergebnis gekommen, dass das, was in ande-
ren Stadten auch aufgrund der technologischen
und geschichtlichen Entwicklung dort funktioniert,
auf Hamburg nicht umzulegen ist. Vor diesem Hin-
tergrund haben wir dies auch nicht weiterverfolgt.
Aufgrund unserer beengten Strallen haben wir
sehr bewusst geplant, den Ressourcenaustausch
und die Beladung schwerpunktmafRlig auf den Be-
triebshofen und nicht im StralRenbereich durchzu-
fihren, da Hamburg ja keine Residenzstadt mit
breiten Stralen ist.

(Beifall bei Dr. Monika Schaal SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Das war dann die erste Frage in dieser Fra-
gestunde und wir kommen zur zweiten Frage, zu
einem ganz ahnlichen Thema, eingereicht von der
SPD-Fraktion.

[Beim Spitzentreffen von Vertreterinnen und
Vertretern der Kommunen bei Bundeskanzlerin
Angela Merkel in der "Diesel-Krise" konnte eine
Zustimmung zum vorzeitigen Beginn des Milli-
arden-Sofortprogramms fiir bessere Luft er-
reicht werden — damit ist eine zentrale Hambur-
ger Forderung auf Grundlage eines Beschlus-
ses der Verkehrsministerkonferenz unter Vor-
sitz Hamburgs aufgenommen worden.

Welche MaBnahmen kénnen mit diesen in Aus-
sicht gestellten Mitteln in Hamburg zeitnah vor-
angetrieben werden?]

(Fragethema der SPD-Fraktion)

Frau Martin tragt die Fragestellung vor.

Dorothee Martin SPD: Vielen Dank, Frau Prasi-
dentin! Herr Senator! Beim zweiten Dieselgipfel im
Kanzleramt Ende November mit Vertreterinnen
und Vertretern von Kommunen konnte die Zustim-
mung zum vorzeitigen Beginn des Milliarden-So-
fortprogramms fir bessere Luft erreicht werden.
Das war ja auch eine sehr zentrale Forderung aus
Hamburger Sicht auf Grundlage eines Beschlusses
der Verkehrsministerkonferenz mit dem Hambur-
ger Vorsitz. Welche MaRnahmen kénnen nun mit
den in Aussicht gestellten Mitteln in Hamburg denn
zeitnah vorangetrieben werden?

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wie Sie richtig gesagt haben,
sind ja alle diese MaRnahmen auf den letzten Ver-
kehrsministerkonferenzen entsprechend erértert
worden. Wir standen aufgrund von gerichtlichen
Beschlissen, beispielsweise in Stuttgart, davor,
mit umfassenden Fahrverboten rechnen zu mis-
sen. Aus dieser Situation heraus und eben auch
der entsprechenden Differenzierung: Was macht
ein Diesel? Was bedeutet CO,-Emittierung, was
sind Stickoxide? Beides wird nicht von Elektrofahr-
zeugen gleichermallen wie von Dieseln emittiert.
Es muss ein Ziel bestehen, hier insgesamt zu einer
Emissionsreduzierung, auch was noch Staubparti-
kel angeht, zu kommen. Wir haben dann einen um-
fassenden Katalog entsprechend aufgebaut und
dabei ist, das ist zweifelsohne jetzt der Weg, die
Elektrifizierung aufgrund der State of the Art der
Elektromobilitdt das Vorgehen, was wir gesamt-
heitlich in Deutschland mit einem Volumen von
350 Millionen Euro jetzt auch in den Arbeitsgrup-
pen herausgearbeitet haben, hier die Elektrifizie-
rung in allen Belangen auf den Weg zu bringen.
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Dazu sind die Busflotten, von denen ich vorhin ge-
sprochen habe, auch ein Teil.

Wir missen aber eines auch erkennen: Um die
Ziele, wie den Luftreinhalteplan und den Schutz
der Bevdlkerung, zu erreichen, missen wir techno-
logische Entwicklungen berlicksichtigen. Insge-
samt ist heute das Mobilitdtsangebot eine wichtige
Voraussetzung, um die Ziele zu erreichen. Dabei
kénnen wir nicht allein auf den 6ffentlichen Nahver-
kehr setzen, sei es der Schienen- oder der Busver-
kehr oder eben auch der Individualverkehr. Wir
mussen eine andere Mobilitdtsangebotspalette an-
bieten. Das sind dann auch die in den Stadten fah-
renden Taxen, die am haufigsten unterwegs sind.
Deshalb kann auch der Weg, eine Taxe auf Elek-
tromobilitdt umzustellen, nicht allein dem Taxiun-
ternehmer Uberlassen werden, denn da steht er
immer in Konkurrenz zu einem kostenglnstigeren
Fahrzeug. So sind dabei fur alle MalRnahmen, bei
Taxen, bei Carsharing-Modellen, bei Mobilitadtsan-
geboten, die auf den Weg gebracht werden mis-
sen, auch entsprechende Férderprogramme erfor-
derlich, um das voranzutreiben.

Das Weitere ist der Schwerpunkt der Ladeinfra-
struktur. Ich habe immer gesagt, wir missen zuerst
die wichtigen Schritte in den Strukturen, zum Bei-
spiel mit Pramien fir Autos mit Elektromobilitat, auf
den Weg bringen. Wie die Ergebnisse zeigen, wird
mit dieser MalRnahme nicht viel erreicht. So sind
die Ladeinfrastrukturen in allen Belangen, sei es
eben flir Pkw oder eben die Strukturen auch auf
den Betriebshéfen, ein sehr wichtiger Punkt.

Auf Hamburg bezogen ist derzeit die Nachristung
der Dieselbusse ein wichtiger Punkt, weil wir auch
hochwertige Dieselbusse haben und sich der Um-
ristvorgang in einem relativ finanzierbaren Rah-
men bewegt.

Dann kommen die weiteren Dinge, die Uber den
reinen Hardwarebestand der Busse und der Fahr-
zeuge hinausgehen: dass wir alle Moglichkeiten
der Digitalisierung nutzen, um hier auch die ver-
kehrlichen Belange der Verkehrssteuerung, der
Datenerfassung, der Verkehrslenkung und der Si-
gnalanlagen entsprechend auf den Weg bringen.
Somit sind wir damit in einem umfassenden Kata-
log der Foérderrichtlinien, um tatsachlich die grof3en
Ziele, die wir uns gesetzt haben, durch technologi-
sche Ablaufe in der Stadt entsprechend auf den
Weg zu bringen.

Vom Hafen habe ich bislang noch nicht gespro-
chen. Der gehort auch mit dazu, weil ein nicht un-
erheblicher Teil entsprechender Emissionen von
Stickoxiden, von denen wir auch heute schon ge-
hort haben, im Hafen entsteht. An manchen Stel-
len wird die Befassung, die wir dort an den Tag le-
gen muassen, noch intensiver werden. Das kann ich
vielleicht nachher noch einmal erlautern.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Frau Martin mit einer Nachfrage.

Dorothee Martin SPD: Vielen Dank. — Es gab und
es gibt ja auch durchaus Kritik von Landerseite,
dass die bislang auf Bundesebene beschlossenen
Malnahmen noch nicht ganz ausreichend sind, um
die Dieselwerte in den Stadten nachhaltig zu sen-
ken. Sie haben auch eben schon bei der ersten
Frage dargestellt, welche Forderungen von den
Landern und Kommunen auf dem Dieselgipfel
noch gestellt wurden. Ich mdchte jetzt einmal den
Blick besonders auf Norddeutschland, auf die
norddeutsche Zusammenarbeit richten. Wie be-
werten Sie aus einer norddeutschen Gesamtsicht
die bisher erreichten Ergebnisse und wie sehen die
weiteren Gesprache und MaRnahmen auf nord-
deutscher Ebene aus?

Senator Frank Horch: Zum einen betrachten wir
einmal die norddeutschen Lander, die mit uns im
Verbund auch auf der Schiene mit allen Mal3nah-
men fur die Zukunft unterwegs sind. Das betrifft
zum Beispiel die Eisenbahnverkehre S4 und S21
als die herausragenden Projekte. Im Rahmen der
Gesamtdiskussion besteht die Maoglichkeit, diese
MaRnahmen auch zu beschleunigen und deren
Wichtigkeit zu betrachten. Dass wir uns Gber MalR3-
nahmen hinsichtlich der Taxen und vieler weiterer
FérdermalRnahmen unterhalten, bringt fur sich al-
lein genommen nichts. Hier sind diese Projekte
und hier ist auch eine massive Forderung in dem
Katalog aufgestellt worden, was die DVFG-Mittel
angeht, aus dieser niedrigen Summe von gut
300 Millionen Euro eine entsprechende Forderho-
he aufzubringen, damit Planung und Durchfiihrung
dieser Malinahmen, auch gerade in unserem Ver-
bund mit Schleswig-Holstein und auch Niedersach-
sen, was S-Bahn-Verkehre angeht, entsprechend
entwickelt werden kdnnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Fur die CDU-Fraktion hat Herr Thering eine
Nachfrage.

Dennis Thering CDU: Herr Senator, Blrgermeis-
ter Scholz hat bekannterweise im Juli letzten Jah-
res allen Hamburgerinnen und Hamburgern ver-
sprochen, dass es keine Dieselverbote oder, wie
Sie es auch gern nennen, Dieseldurchfahrtsbe-
schrankungen in Hamburg geben wird.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sehr gut ge-
lernt!)

Deshalb wirden wir gern wissen, ob mit den Mal3-
nahmen des Sofortprogramms flir bessere Luft,
das vom Bund und der Automobilindustrie und oh-
ne Eigenbeitrag des rot-griinen Senats finanziert
wird, die vom rot-grinen Senat fir Hamburg ange-
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kiindigten Dieselfahrverbote doch noch abgewen-
det und der Dieselwortbruch des Ersten Blrger-
meisters geheilt werden kann.

(Beifall bei der CDU)
Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Dieser Punkt war naturlich ein
zentraler Diskussionspunkt auch auf der Verkehrs-
ministerkonferenz. Er hat am langsten gedauert,
weil wir natdrlich hinsichtlich Fahrverbote, den
Weg zu Fahrverboten und Plaketten in unter-
schiedlichen Farben abweichende Betrachtungs-
weisen haben. Wir sind nicht nur dagegen, weil wir
stur sind und uns nicht irgendwelchen Dingen wid-
men wollen. Bei vielem, was ich angesprochen ha-
be, ist es unsere Uberzeugung, dass die Zukunft in
den Antriebsressourcen, den MalRnahmen, den
Mobilitdtsangeboten, in den Chancen der Digitali-
sierung der Verkehrslenkung und Verkehrssteue-
rung sowie ITS-Projekten liegt; ich will dabei nicht
in die Einzelheiten gehen. Dazu habe ich eine
deutliche Position bezogen, denn wir haben nicht
16:0-Beschliisse gefasst, dass wir als Stadt Ham-
burg bezuglich der blauen Plakette dagegen sind.
Das haben wir auch gemeinsam mit dem Bundes-
verkehrsministerium, das uns dabei auch unter-
stutzt, besprochen. So muss man auch den Zu-
sammenhang zwischen diesen massiven Forde-
rungen sehen, die ich gegenuber der Bundeskanz-
lerin ausgeflihrt habe. 5 Milliarden Euro, sie lachel-
te nur, Herr Horch, das ist ja sehr konstruktiv, das
ist sehr umfassend, aber so teuer, dass wir es
nicht bezahlen kénnen. Ich will damit deutlich ma-
chen: Wenn wir gegen die blaue Plakette sind,
wenn wir gegen Durchfahrtsverbote sind — im Mo-
ment haben wir nur Durchfahrtsbeschrankungen
ausgesprochen —, dann muss das mit Malnahmen
hinterlegt werden. Deshalb hat nicht nur der Bur-
germeister sein Wort gehalten, sondern auch ich,
wie ich glaube, was die Verkehrsministerkonferenz
angeht.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sgna-
tor. — Herr Bill mit einer Nachfrage fiir die GRUNE
Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin. — Herr Senator, Sie haben eben schon ausge-
fuhrt, dass Sie in die Verkehrsministerkonferenz
auch Forderungen eingebracht haben, die dort
noch nicht mehrheitsfahig waren und bei dem Gip-
fel, gerade in finanzieller Hinsicht, noch nicht be-
schlossen wurden. Mich wirde interessieren, ob
und wie Sie weiter gedenken, diese Forderungen
auf Bundesebene zu platzieren und zur Diskussion
und hoffentlich auch zur Abstimmung zu bringen.

Prasidentin Carola Veit: Bitte, Herr Senator.

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich darf sagen, dass wir bei
diesen Gesamtmalnahmen, was Fahrverbote und
Luftreinhalteplane angeht, in den letzten Monaten
vor dem Hintergrund, dass wir den Vorsitz der Ver-
kehrsministerkonferenz und somit auch eine mafR-
gebliche Rolle auf den sogenannten Dieselgipfeln
hatten, schon mit einer sehr deutlichen Stimme die
Dinge, gerade als Ballungszentrum, ansprechen
konnten. Es gab drei Dieselgipfel, von denen zwei
in Berlin stattfanden, einer davon wurde mit der
Automobilindustrie durchgefihrt. An dem kommen-
den Gipfel werden dann auch die Stadte und Kom-
munen teilnehmen. Somit ist sichergestellt, dass
ganz Deutschland mit all seinen Belangen vertre-
ten sein wird.

Wir befinden uns jetzt in der Vorbereitung auf den
Méarztermin der Verkehrsministerkonferenz in
NiUrnberg, auf der weitere Schwerpunkte gesetzt
werden. Auf den vorangegangenen Konferenzen
lagen die Gewichte besonders auf Elekitrifizierung
flr Busse und Strukturen fir die Elektromobilitat. In
Nurnberg wird der Schwerpunkt, den ich dort fest-
gelegt habe, auf Digitalisierungsprojekten liegen,
um gerade in den Ballungszentren, wo es um koor-
dinierte, kostspielige Lichtsignalanlagen geht, in
die Verkehrssteuerung und Verkehrslenkung ein-
steigen zu konnen. Als Vorstufe zu diesen Projek-
ten ist beabsichtigt, selbstfahrende Fahrzeuge, au-
tonome Fahrzeuge im Hafen zu erproben in Ver-
bindung mit Niedersachsen, die es auf Autobah-
nen durchfihren wollen; auch in Bayern auf der
A 2 soll es getestet werden. Wir werden also dort
die Digitalisierung im Hinblick auf autonomes Fah-
ren erproben. Dabei steht noch nicht das Endziel
im Vordergrund, Autos ohne Fahrer fahren zu las-
sen, sondern die Erprobung aller technologischen
Herausforderungen, wie Abbiege- und Auffahrsys-
teme, werden im Mittelpunkt stehen.

Der gesamte Digitalisierungshintergrund st
Schwerpunkt der Verkehrsministerkonferenz. Das
ist der Weg in die unmittelbare Zukunft. Ich will nur
ein krasses Gegenbeispiel nennen. Die letzte Mei-
le, die Paketanlieferung, die uns in Hamburg ja
auch erheblich beschaftigt, ist nicht zu unterschat-
zen. Es hort sich jetzt relativ simpel an, aber im ge-
samten Verkehrsfluss ist die letzte Meile ein wirk-
lich entscheidender Punkt. Auch da werden wir,
weil es schwerpunktmaRig in dem ITS-Projekt be-
handelt wird, zu Uberlegungen kommen, wie wir
die letzte Meile entsprechend auf den Weg bringen
werden. Auch das ist ein umfassender Prozess,
der nicht nur mit einer Maflnahme zu erledigen ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Jersch mit einer
Nachfrage fur die LINKE Fraktion.
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Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Senator! Plinkt-
lich zum Ende des Dieselgipfels kam die Schat-
zung des TUV (iber den Ticker, dass etwa 5 bis
10 Prozent der Pkw eine defekte oder manipulierte
Abgasanlage haben. Das wéren fur Hamburg bis
zu 77 000 Pkw, neben den Manipulationen an den
Lkw, die ja allgemein bekannt sind. Gleichzeitig
wurde gesagt, dass es wenig Experten — fast kei-
ne — gibt, die diese Kontrollen durchfiihren kénnen.
Wir alle wissen, dass der Luftreinhalteplan auf
Kante genaht, also sehr knapp an die Einhaltung
der Werte gestrickt ist. Das heif3t: Plant die Freie
und Hansestadt Hamburg zusatzliche Kontrollen,
Ausbildung von Kontrolleuren? Gibt es Modifikatio-
nen fiur den Luftreinhalteplan? Oder kommt jetzt
wieder die Antwort, da ist der Bund gefragt?

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch: Es sind naturlich viele Be-
teiligte gefragt, wie das Kraftfahrt-Bundesamt und
die Fahrzeughersteller, um hier tatsachlich eine
Lésung zu prasentieren.

Um noch einmal auf das umfassende Gesprach
zuriickzukommen, das wir mit der Automobilindus-
trie geflhrt haben: Auch da war es ein inhaltlich
wichtiger Punkt, dass eben tatsachlich Messergeb-
nisse nicht nur im Labor erhoben werden und Ver-
braucherzahlen nicht nur Kilometerleistungen von
50 Kilometern pro Stunde ausweisen durfen, son-
dern realitdtsnahe Ergebnisse aufgezeigt werden.
Denn wenn diese Werte nicht stimmen, dann wird
es auch immer wieder grof’e Abweichungen zu
den Messstationen geben. Wir missen uns im Mo-
ment als Stadt auf die Messstationen konzentrie-
ren. Da stellen wir auch die Werte fest, die tatsach-
lich gemessen werden. Wir kdnnen auch, aber ich
kann es |hnen nicht versprechen, ein umfassendes
Vorgehen einleiten, um jedes Fahrzeug zu kontrol-
lieren. Im Moment werden aber Uber die Messsta-
tionen die dort laufenden Verkehre, Pkw-Verkehre,
Lkw-Verkehre, kontrolliert.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Aukes flir die FDP-
Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Herr Senator Horch, auch
noch einmal von mir eine Frage. Teil des Luftrein-
halteplans in Hamburg sind Ausweitungen und
Verbesserungen des Park-and-ride-Angebots. Lei-
der ist dieses Projekt ja in der letzten Zeit aufgrund
einiger MaRnahmen nicht mehr so erfolgreich.
Welche Ideen hat denn der Senat, um die Park-
hauser besser auszulasten und nicht immer nur die
Gebuhren zu erhdhen?

(Zurufe von der SPD: Was? — Dr. Andreas
Dressel SPD: Wir haben die Gebuhren doch
gar nicht mehr erhoht!)

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben in keiner Weise das
Ziel, in dieser Form Gebuhren zu erhéhen. Ich will
Ihnen noch einmal deutlich machen, wie unsere
Zielsetzung aussieht. In einem Ballungszentrum
wie Hamburg, wo es vieles an Mobilitdtsangeboten
und deren Nutzung gibt, muss es ein attraktives
Angebot geben, dass Mobilitdt in Anspruch ge-
nommen wird. Das praktizieren wir mit Erfolg, und
nebenbei bemerkt, auch im Vergleich zu den ande-
ren Bundeslandern mit unserem switchh-Projekt
einmalig positiv. Wenn Sie die Automobilindustrie
fragen, ob VW, Daimler oder BMW, dann will jeder
nach Hamburg, weil sie sehen, dass hier tatsdch-
lich etwas passiert.

Aber um auf lhre Frage zurlickzukommen, was
Park-and-ride angeht: Was die Parkplatzsituation
betrifft, befinden wir uns in Hamburg in einem be-
engten Raum. Gerade in einem Stadtstaat sehen
wir uns Herausforderungen gegenuber, die wir er-
fullen missen. Und die Ausgangsidee seinerzeit,
um dieses eben ins Umland, an den Stadtrand zu
verlagern, ist ja verstandlich. Dort sollen die Autos
geparkt und der offentliche Nahverkehr, ob
Schienenverkehr oder Bus, genutzt werden, um in
die Stadt zu fahren. Das ist anfangs an einigen
Stellen gleich gelungen, an anderen weniger, aber
wir haben gesagt, wir missen es ansprechend ge-
stalten, um auch immer wieder vom Angebot her
attraktiv zu sein. Und wenn wir die jingsten Zahlen
nehmen — ich habe mir das gerade zeigen las-
sen —, dann ist die Auslastung der Parkhauser er-
heblich besser geworden. Das ist ein schwieriger
Prozess, auch psychologisch, aus der Gewohnheit
und auch aus der subjektiven Beobachtung her-
aus, aber ich bin der Meinung, dass wir mit dem
Ansatz, das Parken nicht im Ring 2 durchzufihren,
sondern am Stadtrand, wie zum Beispiel in Har-
burg oder aus welcher Himmelsrichtung wir auch
immer kommen, richtig liegen. Es zeigt sich, dass
in zunehmendem Mal3e dieses Angebot angenom-
men wird und auch die Bereitschaft besteht, flr
einen moderaten Parkplatz zu bezahlen.

(Beifall bei der SPD)
Prasidentin Carola Veit: Herr Ehlebracht? — Bitte.

Detlef Ehlebracht AfD:* Letzte Frage zum zweiten
Frageblock. Diese 1 Milliarde Euro setzt sich ja zu-
sammen aus 750 Millionen seitens des Bundes
und 250 Millionen seitens der Automobilkonzerne.
Das Geld ist noch nicht vollstandig zusammen, da
100 Millionen auch noch von den auslandischen
Automobilherstellern dazukommen sollen.

(Dirk Kienscherf SPD: Nun sind die Auslan-
der schuld!)
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Im Vorfeld zu diesen Verhandlungen hat der Deut-
sche Stadte- und Gemeindebund allerdings auch
schon beklagt, dass bis dato Uberhaupt noch gar
kein Cent geflossen ist.

Frage: Wann ist denn damit zu rechnen? Wie sieht
denn der finanzielle Zeitplan aus, was den Geld-
fluss angeht?

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch: Ich will jetzt nicht immer
von den tollen Beschlissen der Verkehrsminister-
konferenz sprechen, aber wir haben auch da einen
Beschluss gefasst und gesagt, dass wir ein Sofort-
programm bendtigen, weil wir die Beflrchtung hat-
ten auch mit Blick auf die Situation, in der wir uns
zurzeit befinden, dass wir namlich keine voéllig in
die Zukunft gerichtete Ministerien haben. Und wir
haben in einem 16:0-Beschluss, der auch schwie-
rig zu erzielen war, ein Sofortprogramm vereinbart,
in den Beschaffungen, in den Foérderrichtlinien, in
den Vorgangen, die wir mit den Ministerien fur Ver-
kehr und Wirtschaft auf den Weg bringen. Dort
sind sogenannte Lotsenstationen — die haben jetzt
nichts mit dem Wasser zu tun — eingerichtet wor-
den, an die die MaRnahmenplane adressiert wer-
den. Ein wichtiger Punkt dabei war, dass keine ein-
zelnen, keine im Zusammenhang stehenden Mal3-
nahmen gemeldet und durchgeflhrt werden, weil
sie vielleicht die gesamtheitlichen Dinge nicht ab-
decken und dann eine Fehlinvestition darstellen
wirden. Deswegen sind wir aufgefordert — und da
sind wir schon sehr weit —, einen Masterplan auf
die Beine zu stellen, der alle MaBnahmen unter
den entsprechenden Gesichtspunkten bindelt. Da
ist eben bei uns Herr Huber mit seiner Mannschaft
intensivst dabei. Unsere Voraussetzungen hierfur
sind gut, weil wir dies in dieser Verkehrskonzepti-
on, an der wir ja intensiv arbeiten, durchfihren.
Auch mit unserer Bewerbung fiir den ITS-Kongress
waren wir an vielen Stellen sehr nahe dran, hier
tatsachlich Masterplane, die man ja erkennen
muss, auf den Weg zu bringen. Um mit diesen Mas-
terplanen in die Sofortprogrammmaflnahmen der
Foérderung und dann eben auch unter der Behand-
lung der Ministerien weiterzukommen, soll mdg-
lichst kein Stillstand entstehen, damit hier jetzt
nicht Jahre gewartet werden muss. Wir wollen im
Jahre 2017/2018 erste Malnahmen umsetzen,
was auch mdglich ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Damit endet unsere heutige Senatsbefra-

gung.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ist, glaube ich, auch ganz gut; das Interesse
schien zuletzt doch sehr zu erlahmen lhrerseits. In-

soweit darf ich dann jetzt um lhre Aufmerksamkeit
fur die Schlussabstimmungen bitten.

Wir starten mit Punkt 9 unserer Tagesordnung, das
sind die Berichte des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/10973 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/10974 —]

[Bericht des Eigabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/10975 -]

Und ich beginne, meine Damen und Herren, mit
dem Bericht 21/10973.

Wer méchte sich hier den Empfehlungen anschlie-
Ren, die der Eingabenausschuss zu den Eingaben
599, 664, 685 und 836, alle aus 2017, abgegeben
hat? — Wer stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltun-
gen? — Dann ist das mehrheitlich so beschlossen.

Wer méchte sich dann der Empfehlung anschlie-
Ren, die der Eingabenausschuss zur Eingabe
292/17 abgegeben hat? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Und die Enthaltungen? — Dann ist auch das
so beschlossen.

Wer stimmt dann den Empfehlungen zu den Einga-
ben 707/17 und 866/17 zu? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war dann einstimmig.

Und wer schliel3t sich den Empfehlungen zu den
Ubrigen Eingaben an? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch das war dann einstim-
mig.

Wir kommen zum Bericht 21/10974.

Wer méchte sich hier zunachst den Empfehlungen
anschlieBen, die der Eingabenausschuss zu den
Eingaben 198/17 und 694/17 abgegeben hat? —
Wer nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Das ist dann
bei einigen Enthaltungen einstimmig so beschlos-
sen.

Und wer schliefdt sich der Empfehlung zur Eingabe
700/17 an? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Auch
das war bei einigen Enthaltungen einstimmig.

Wer mdchte dann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 750 und 751, die sind aus 2016, sowie 556,
583, 812 und 843, die sind aus 2017, folgen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch das ist ein-
stimmig bei Enthaltungen so beschlossen worden.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10973
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10974
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10975
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Wer folgt den Empfehlungen zu den Ubrigen Ein-
gaben? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann war
auch das einstimmig.

Und wir kommen zum Bericht 21/10975. Zunéachst
Ziffer 1.

Wer folgt der Empfehlung, die der Eingabenaus-
schuss zur Eingabe 545/17 abgegeben hat? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann mit
groRRer Mehrheit so beschlossen.

Wir haben dann Uber die folgenden Eingaben ab-
zustimmen: 566, 575, 586, 603 und 719, alle aus
2017.

Wer schlie3t sich hier den Empfehlungen an? —
Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann ist das bei ei-
nigen Gegenstimmen so beschlossen.

Und wer mochte dann den Empfehlungen zu den
Eingaben 484, 612, 529, 683 und 701, auch diese
alle aus 2017, folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Einstimmig so beschlossen.

Und dann noch die Empfehlungen zu den Einga-
ben 521/17 und 604/17.

Wer stimmt hier zu? — Wer stimmt dagegen? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das bei einigen
Enthaltungen ebenfalls einstimmig so beschlossen.

Wer stimmt den Empfehlungen zu den tbrigen Ein-
gaben zu? — Wer nicht? — Wer enthalt sich? — Das
war dann ebenfalls einstimmig.

Ich stelle fest, dass wir von den Ziffern 2 und 3
Kenntnis genommen haben.

Die
Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Wir haben die unter A aufgefiihrten Drucksachen
zur Kenntnis genommen.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Wer mochte das nicht? — Gibt es Enthaltun-
gen? — Das war einstimmig, meine Damen und
Herren.

Punkt 21, Unterrichtung durch die Prasidentin: Bar-
gerschaftliches Ersuchen vom 28. Juni 2017: "Pfle-
geeinrichtungen von PFLEGEN & WOHNEN HAM-
BURG fur die Bewohnerinnen und Bewohner in
Hamburg erhalten und den Weiterbetrieb auf den
Grundstlicken zu guten Bedingungen wirksam si-
chern".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

*** SammelUbersicht siehe Seite 5108 ff.

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 28. Juni
2017: "Pflegeeinrichtungen von PFLEGEN &
WOHNEN HAMBURG fiir die Bewohnerinnen
und Bewohner in Hamburg erhalten und den
Weiterbetrieb auf den Grundstiicken zu guten
Bedingungen wirksam sichern" — Drs. 21/9592
— Drs 21/10952 -]

DIE LINKE mochte diese Drucksache federftihrend
an den Haushaltsausschuss, mitberatend an den
Gesundheitsausschuss liberweisen.

Wer mdchte zunachst an den Haushaltsausschuss
Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieses Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer stimmt der Uberweisung an den Gesundheits-
ausschuss zu? — Ebenfalls die Gegenprobe. — Und
die Enthaltungen? — Dann hat auch dieses Uber-
weisungsbegehren keine Mehrheit gefunden.

Ich stelle fest, dass wir Kenntnis genommen ha-
ben.

Punkt 22, ebenfalls Unterrichtung durch die Prasi-
dentin: Birgerschaftliches Ersuchen vom 25. Au-
gust 2011: "Fir Transparenz auf dem Ausbildungs-
markt — Ausbildungsberichterstattung fortschrei-
ben".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Bir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 25. August
2011: "Fiir Transparenz auf dem Ausbildungs-
markt — Ausbildungsberichterstattung fort-
schreiben" — Drs. 20/1219 (Neufassung)

— Drs 21/10989 -]

DIE LINKE mochte diese Drucksache an den Sozi-
alausschuss Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Wer mé')q_hte das
nicht? — Wer enthalt sich? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir Kenntnis genommen ha-
ben.

Punkt 30, Bericht des Innenausschusses: Entwurf
eines Dritten Gesetzes zur Neuregelung des
Gllcksspielwesens.

[Bericht des Innenausschusses liber die Druck-
sache 21/10487:

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Neurege-
lung des Gliicksspielwesens (Senatsantrag)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10952
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10989
HembacRu
Schreibmaschinentext

HembacRu
Schreibmaschinentext

HembacRu
Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht siehe Seite 5108 ff.
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— Drs 21/11063 -]

Wer mdéchte hier der Ausschussempfehlung folgen
und das Dritte Gesetz zur Neuregelung des
Glicksspielwesens aus Drucksache 21/10487 be-
schlieen? — Wer mdchte das nicht? — Gibt es Ent-
haltungen? — Dann ist das mehrheitlich so be-
schlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Ist der Senat ein-
verstanden mit einer sofortigen zweiten Lesung?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung so be-
schlieRen? — Erneut die Gegenprobe. — Und die
Enthaltungen? — Dann haben wir das auch in zwei-
ter Lesung mit Mehrheit so beschlossen.

Punkt 31a, Bericht des Haushaltsausschusses:
Haushaltsplan 2017/2018 — Einzelplan 3.2 der Be-
hérde flr Wissenschaft, Forschung und Gleichstel-
lung, Programm Hamburg Open Science.

[Bericht des Haushaltsausschusses uber die
Drucksache 21/10485:

Haushaltsplan 2017/2018 — Einzelplan 3.2 der
Behorde fiir Wissenschaft, Forschung und
Gleichstellung, Programm Hamburg Open
Science (HOS) (Senatsantrag)

— Drs 21/11105 -]

Wer mochte sich der Empfehlung des Haushalts-
ausschusses anschliefen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das haben wir dann einstimmig
so beschlossen.

Auch hier bedarf es einer zweiten Lesung.

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat ist einverstanden mit einer sofortigen
zweiten Lesung. Widerspruch aus dem Haus? —
Sehe ich nicht.

Wer mdchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fas-
sen? — Gibt es Gegenstimmen? — Enthaltungen? —
Dann haben wir das auch in zweiter Lesung und
endgultig so beschlossen.

Punkt 31b, ebenfalls Bericht des Haushaltsaus-
schusses: Haushaltsplan 2017/2018 — Einzelplan
7.0 Behorde fir Wirtschaft, Verkehr und Innovati-
on, Nachbewilligung nach 35 LHO flur das Haus-

haltsjahr 2017 — Weiterentwicklung der Logistik-
Initiative Hamburg.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/10346:

Haushaltsplan 2017/2018 — Einzelplan 7.0 Be-
horde fiir Wirtschaft, Verkehr und Innovation,
Nachbewilligung nach § 35 Landeshaushalts-
ordnung fiir das Haushaltsjahr 2017 — Weiter-
entwicklung der Logistik-Initiative Hamburg Er-
ganzung der Drucksache 18/2651 (Senatsan-
trag)

— Drs 21/11104 -]

Wer moéchte hier der Empfehlung des Haushalts-
ausschusses folgen? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Und die Enthaltungen? — Dieser Beschluss
war einstimmig, meine Damen und Herren.

Wir brauchen auch hier eine zweite Lesung.

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat ist mit einer sofortigen zweiten Lesung
einverstanden. Widerspruch aus dem Hause? —
Sehe ich nicht.

Wer mdchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fas-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ha-
ben wir das auch in zweiter Lesung einstimmig so
beschlossen.

Punkt 31c, auch ein Bericht des Haushaltsaus-
schusses: Weiterentwicklung des Kreuzschiff-
fahrtsstandortes Hamburg —  Haushaltsplan
2017/2018, Einzelplan 7, Anderung des Haushalts-
beschlusses.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/10347:

Weiterentwicklung des Kreuzschifffahrtsstand-
ortes Hamburg — Haushaltsplan 2017/2018, Ein-
zelplan 7, Anderung des Haushaltsbeschlusses
(Senatsantrag)

— Drs 21/11152 -]

Wer folgt der Ausschussempfehlung? — Wer
stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann
ist das mehrheitlich so beschlossen in erster Le-
sung.

Es bedarf auch hier einer zweiten Lesung.

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat ist einverstanden mit einer sofortigen
zweiten Lesung. Widerspruch aus dem Hause? —
Sehe ich nicht.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11063
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11105
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11104
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11152
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Wer méchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fas-
sen? — Noch einmal die Gegenstimmen. — Enthal-
tungen? — Dann haben wir das auch in zweiter Le-
sung mehrheitlich so beschlossen.

31d, Bericht des Haushaltsausschusses: Haus-
haltsplan 2017/2018 — Einzelplan 7 Behorde fur
Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Nachbewilli-
gung nach 35 LHO fir das Haushaltsjahr 2017 so-
wie Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Birgerschaft vom 20. Januar 2016 "Junge in-
novative Unternehmen nachhaltig férdern — Griin-
dung eines 'Hamburger Innovations-Wachstums-

fonds™.

[Bericht des Haushaltsausschusses iliber die
Drucksache 21/10348:

Haushaltsplan 2017/2018 — Einzelplan 7 Behor-
de fiir Wirtschaft, Verkehr und Innovation,
Nachbewilligung nach § 35 Landeshaushalts-
ordnung fir das Haushaltsjahr 2017, Stellung-
nahme des Senats zu dem Ersuchen der Biir-
gerschaft vom 20. Januar 2016 "Junge innova-
tive Unternehmen nachhaltig férdern — Griin-
dung eines 'Hamburger Innovations-Wachs-
tumsfonds'™ (Drucksache 21/2770) (Senatsan-
trag)

— Drs 21/11179 -]

Wer schliet sich hier der Empfehlung des Haus-
haltsausschusses an? — Wer stimmt dagegen? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann haben wir das ein-
stimmig in erster Lesung so beschlossen, meine
Damen und Herren.

Der Senat ist einverstanden mit einer sofortigen
zweiten Lesung.

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Widerspruch aus dem Hause sehe ich nicht. Wer
mochte dann den Beschluss auch in zweiter Le-
sung so fassen? — Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Dann haben wir das auch in zweiter Le-
sung und endgiiltig beschlossen.

Punkt 35, das ist ein Antrag der GRUNEN und
SPD-Fraktion: Sanierungsfonds 2020: Theater-
schiff "DAS SCHIFF" instand setzen und als attrak-
tive Buhne erhalten.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds 2020: Theaterschiff "DAS
SCHIFF" instand setzen und als attraktive Biih-
ne erhalten

— Drs 21/11070 -]

Die Fraktionen der LINKEN und FDP mdéchten die
Drucksache an den Kulturausschuss Uberweisen.

Wer mochte das auch? — Wer stimmt gegen das
Uberweisungsbegehren? — Enthaltungen? — Dann
ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab Uber den gemeinsa-
men Antrag von GRUNEN und SPD. Die AfD-Frak-
tion hat ziffernweise Abstimmung beantragt.

Wer mdéchte zunachst den Ziffern 1 und 4 des An-
trags folgen? — Wer stimmt hier dagegen? — Gibt
es Enthaltungen? — Dann sind Ziffern 1 und 4 ein-
stimmig beschlossen.

Wer moéchte dann noch Ziffern 2 und 3 seine Zu-
stimmung geben? — Auch hier die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann sind Ziffern 2 und 3 mit
grofRer Mehrheit so beschlossen.

Punkt 38, Antrag der FDP-Fraktion: Finanziellen
Handlungsspielraum nutzen — Altersversorgungs-
ricklagen schonen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Finanziellen Handlungsspielraum nutzen — Al-
tersversorgungsriicklagen schonen

— Drs 21/11073 (Neufassung) -]

Vonseiten der LINKEN liegt hierzu ein Antrag auf
Uberweisung an den Haushaltsausschuss vor.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? — Wer
tut das nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen Uber den FDP-Antrag in der Sache
ab.

Wer stimmt ihm zu? — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Dann hat der Antrag keine Mehrheit
gefunden.

Punkt 41, Antrag der AfD-Fraktion: Zeitumstellung.

[Antrag der AfD-Fraktion:
Zeitumstellung
— Drs 21/11076 -]

Wer schlief3t sich dem Antrag an? — Wer nicht? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mit
gréRerer Mehrheit abgelehnt.

Punkt 43, Antrag der CDU-Fraktion: Beteiligung an
Hapag-Lloyd darf kein Dauerinvestment der Stadt
werden.

[Antrag der CDU-Fraktion:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11179
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11070
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11073
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11076
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Beteiligung an Hapag-Lloyd darf kein Dauerin-
vestment der Stadt werden
— Drs 21/11085 -]

Wer folgt diesem Antrag? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann hat auch dieser Antrag keine
Mehrheit gefunden.

Punkt 45, Antrag der CDU-Fraktion: Den "Schilder-
wald" erfassen, um den "Verkehrsdschungel" zu
lichten — Ein IT-gestltztes Kataster fur Verkehrs-
schilder in Hamburg einrichten.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Den "Schilderwald" erfassen, um den "Ver-
kehrsdschungel” zu lichten — Ein IT-gestiitztes
Kataster fiir Verkehrsschilder in Hamburg ein-
richten

— Drs 21/11087 -]

Hier liegt ein Antrag auf Uberweisung an den Ver-
kehrsausschuss seitens der FDP-Fraktion vor.

Wer méchte dem folgen? — Wer folgt dem Uber-
weisungsbegehren nicht? — Enthaltungen? — Dann
ist das abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer folgt dem Antrag? — Die Gegenstimmen. —
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag auch in der
Sache abgelehnt.

Punkt 47, Antrag der CDU-Fraktion: Taser fir
Hamburgs Streifenbeamte erproben.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Taser fur Hamburgs Streifenbeamte erproben
— Drs 21/11089 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Innenausschuss tberweisen.

Wer méchte das auch? — Wer stimmt dagegen? —
Enthaltungen? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer gibt dem Antrag seine Zustimmung? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann ist der Antrag ab-
gelehnt.

Meine Damen und Herren, wir kommen zum letz-
ten Tagesordnungspunkt, Antrag der CDU-Frakti-
on: Tote haben (k)eine Lobby — Einflhrung einer
qualifizierten Leichenschau.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Tote haben (k)eine Lobby — Einfiihrung einer
qualifizierten Leichenschau

— Drs 21/11090 -]

Die Fraktionen von SPD und GRUNEN méchten
die Drucksache gern im Gesundheitsausschuss
beraten. Seitens der CDU-Fraktion liegt ein Antrag
auf Uberweisung federfiilhrend an den Justizaus-
schuss, mitberatend an den Gesundheitsaus-
schuss vor.

Wer mochte also zunachst federfihrend an den
Ausschuss flr Justiz und Datenschutz und mitbe-
ratend an den Gesundheitsausschuss Uberwei-
sen? — Wer mdchte das nicht? — Enthaltungen? —
Dann ist dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Und ich frage, wer die Drucksache nur an den Ge-
sundheitsausschuss Uberweisen mdchte. — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann haben wir
es dahin Uberwiesen.

Ich wiinsche Ihnen einen schonen Feierabend.
Ende: 20.21 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Dr. Kurt Duwe, Hildegard Jirgens, Dr. Carola
Timm, Dr. Sven Tode, Sylvia Wowretzko und Mehmet Yildiz


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11085
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11087
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11089
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11090
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Anlage 1

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 6. Dezember 2017

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

10 10361 |Wann wird der bislang geheime sogenannte 10.000er-Vertrag endlich veréffentlicht und
wie steht es um die Kleingartenvereine in Hamburg?

24 11042 |Erhdhung des Entgelts nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Hamburgisches Abgeordnetengesetz
(HmbAbgG)

25 10962 |Bericht des Kontrollgremiums nach dem Gesetz zur Umsetzung von Artikel 13 Absatz 6
Grundgesetz

26 10988 |Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschusses

27 11028 |Bericht des Ausschusses flr Wissenschaft und Gleichstellung

29 11037 |Bericht des Europaausschusses
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

weils zum 3. Quartal 2017

TOP |Drs-Nr. [Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
11 10743 |Beriicksichtigung der Rechte der Kinder und SPD, Familien-, Kinder-
Jugendlichen bei auswartiger Unterbringung GRUNEN, |und Jugendaus-
LINKEN schuss
15 10976 |Stellungnahme des Senats zum Burgerschaftlichen Ersu- | SPD, Gesundheits-
chen vom 10. Februar 2016 GRUNEN |ausschuss
"Bericht Gber die Wirkung der Gesetzesanderungen
(Drucksache 20/7964) zum Schutz von Patientinnen und
Patienten in der Psychiatrie” (Drucksache 21/3190)
17 11000 |Bericht zur Haushaltsentwicklung sowie Bericht zur Ent- | inter- Haushaltsaus-
wicklung der Hamburger Steuerertrage und Schulden je- |fraktionell |schuss (f.) und

Verfassungs- und
Bezirksaus-
schuss,
Europaaus-
schuss,
Ausschuss flr
Justiz und Daten-
schutz,
Schulausschuss,
Ausschuss flr
Wissenschaft und
Gleichstellung,
Kulturausschuss,
Familien-, Kinder-
und Jugendaus-
schuss,
Ausschuss flr
Soziales, Arbeit
und Integration,
Gesundheitsaus-
schuss,
Stadtentwick-
lungsausschuss,
Ausschuss fur
Umwelt und
Energie,
Ausschuss flr
Wirtschaft,
Innovation und
Medien,
Verkehrsaus-
schuss,
Innenausschuss,
Sportausschuss,
Ausschuss Of-
fentliche Unter-
nehmen




5110

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 68. Sitzung am 6. Dezember 2017

TOP | Drs-Nr. | Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
18 11056 |Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Blirger- | SPD, Ausschuss fur
schaft vom 19. Mai 2011 GRUNEN | Wirtschaft,
"Wirtschaftliche Potenziale der Energiewende fir Ham- Innovation und
burg" (Drucksache 20/423) Medien (f.)
und Ausschuss
fur Umwelt und
Energie
20 10951 |Bdlrgerschaftliches Ersuchen vom 1. Februar 2017: SPD, Verkehrs-
"Sichtbarkeit und Akzeptanz von Radverkehrsfiihrungen |GRUNEN |ausschuss
erhéhen — Radverkehrsfihrung in Kreuzungsbereichen
farblich hervorheben" —
Drs. 21/7616
42 11084 | Uberfiillte Gefangnisse und mangelnde Resozialisierung | SPD, Ausschuss fiir
— Weitere Moglichkeiten der Haftvermeidung schaffen CDU, Justiz und Daten-
GRUNEN |schutz
44 11086 |Standmietenerhdhung fur SicherheitsmaRnahmen auf SPD, Ausschuss fiir
Neuf. |dem Hamburger DOM vermeiden CDU, Wirtschaft,
GRUNEN |Innovation und

Medien






